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Vorwort

Angesichts der gesellschaftlichen Umwälzung in den mittel-

und osteuropäischen Ländern und der damit verbundenen Pro-

zesse des Übergangs zur sozialen Marktwirtschaft gewinnen

auch Fragen nach einer adäquaten Gestaltung der Berufsbil-

dung an Bedeutung. Nicht nur der bereits vollzogene Beitritt

der DDR zur BRD ruft neue Inf orniationsbedürf nisse hervor,

sondern auch die für die ehemalige DDR faktisch vollzogene

Eingliederung in die Europäische Gemeinschaft und die direk-

te Konfrontation mit dem Weltmarkt wecken neues Interesse

an Erkenntnissen über die Berufsbildung der entwickelten

westlichen Industriestaaten«

Die vorliegende Publikation stellt sich das Ziel, ausgehend

von den neuen Anforderungen an die Bildung und Qualifikation

der Arbeitskraft, in führenden marktwirtschaftlichen Ländern

die Hauptmerkmale und Entwicklungstrends in der Berufsbil-

dung darzustellen. Dabei geht es nicht um Vollständigkeit,

sondern um konzentrierte Aussagen zu typischen Entwicklungs-

tendenzen. Zu Beginn sollen in übergreifender Form die ge-

meinsamen und unterschiedlichen Merkmale der regional diffe-

renziert ausgeprägten BerufsbildungsSysteme führender west-

licher Industriestaaten vorgestellt werden.

Für die anschließenden Länderdarstellungen wurden die USA,

Japan, Frankreich und Großbritannien ausgewähltp die sowohl

von ihrer ökonomischen Bedeutung als auch von ihrer interna-

tionalen Ausstrahlung her von Interesse sind. Auf eine geson-

derte Darstellung der Berufsbildung der Bundesrepublik

Deutschland wurde verzichtet, da gegenwärtig die Bundesre-

gierung, die Wirtschaftsverbände und die Gewerkschaften zahl-

reiche Publikationen über das Bildungswesen der BRD in den

neuen ostdeutschen Ländern verbreiten»

Die vorliegende Publikation beruht auf vergleichenden Studien

und länderspezifischen Untersuchungen, die in den vergangenen

Jahren im ¥issenschaftsbereich "Internationale Vergleiche der

Berufsbildung" des ZIB erarbeitet wurden. Von den verwendeten

Problemberichten, die nur verkürzt Berücksichtigung finden

konnten, sind vor allem folgende Jaervorziuliebeii;



- Zur Entwicklung der beruflichen Bildung in den USA
(S. Manning, Länderproblembericht 1989)

- Zur Entwicklung der beruflichen Bildung in Japan

(S. Manning, Länderproblembericht 1990)

- Entwicklungstendenzen und Probleme der Berufsbildung

der BRD (W. Purgand, Länderproblembericht 1988)

- Stand und Entwicklung der Berufsbildung in der Fran-

zösischen Republik (¥. Purgand, Länderproblembericht

1987)

- Zur Entwicklung der beruflichen Bildung in Großbri-

tannien (S. Manning, Länderproblembericht 1989)

- Zur Berufsbildungspolitik führender kapitalistischer

Staaten unter den Bedingungen der intensiv erweiter-

ten Reproduktion (W. Purgand, vergleichende Problem-

studie 1989)

- Zur Berufsbildung in nordischen Staaten (W. Purgand,

vergleichende Studie 1985)

Mit der vorliegenden Broschüre werden die im Rahmen der Rei-

he "Beiträge zur Berufsbildung des ZIB" bereits vorliegenden

geschlossenen Darstellungen zur internationalen Berufsbil-

dungsentwicklung fortgesetzt. 1988 erschien "Die Berufsbil-

dung ausgewählter sozialistischer Länder Europas" von Dr. Mar-

gret Kunzmann und Prof. Rudolf Wießner} 1989 "Entwicklungs-

stand und Probleme der Berufsausbildung in arabischen Ländern"

von Dr. Jürgen Zimare.

Wir hoffen, mit diesen internationalen Untersuchungen einen

bi-eiten Blickwinkel sowie Anregungen und Anhaltspunkte auch

für die Gestaltung der Berufsbildung im vereinigten Deutsch-

land zu vermitteln.



1. Trends und Typen der beruflichen Bildung in führenden In-

dustriestaaten

1.1. Herausbildung eines modernen Facharbeiters

Die Anforderungen an die Qualifikation der Arbeitskräfte in

den westeuropäischen Staaten, in den USA und Japan sind eng

mit dem Prozeß der wissenschaftlich-technischen Umwälzung in

diesen Ländern verbunden. In den 70er und 80er Jahren bilde-

te sich in dem genannten Länderbereich ein neuer Facharbei-

tertyp heraus, der sich insgesamt durch ein höheres Niveau

an allgemeiner und beruflicher Bildung sowie an spezifischen

Verhaltensweisen auszeichnet, als das zuvor der Fall war.

Dieser neue Facharbeitertyp ist wesentlicher Bestandteil der

gegenwärtigen Produktivkraftentwicklung, in der die lebendi-

ge Arbeit immer mehr Voraussetzung für das Funktionieren der

modernen Produktionsanlagen und für die Gewährleistung der

produktions- und personenbezogenen Dienstleistungen ist. In-

vestitionen in das "Humankapital1' gewinnen in den führenden

¥irtschaftsunternehmen der westlichen Industriestaaten für

die Behauptung im ¥ettbewerb immer mehr an Bedeutung. In den

einzelnen Ländern setzt sich jedoch der neue Facharbeitertyp

in sohr differenzierter und widersprüchlicher Weise durch.

Das zeigt sich u. a.

- in national und regional sehr unterschiedlichen Wegen sei-

ner Herausbildung;

- in der zeitlichen Verschiebung dieses Prozesses zwischen

den einzelnen Staaten aufgrund ihres unterschiedlichen öko-

nomischen Entwicklungsstandes;

- in der Tatsache, daß bei genereller Höherqualifikation der

Arbeitskräfte die zuvor vorhandene Differenzierung zwischen

den einzelnen Qualifikationsstufen weiter ausgeprägt istf

das heißt^daß hochqualifizierte Facharbeiter neben verschiede-

nen Kategorien Un- und Angelernter im betrieblichen Arbeits-

prozeß eingesetzt werden.

Der neue Facharbeitertyp vereinigt in sich Merkmale, die in

hohem Maße für Arbeitskräfte jeglicher Qualifikation relevant

sind. Er verfügt über eine hohe Allgemeinbildung, wobei ma-

thematische, mutter- und fremdsprachliche Kenntnisse sowie Er-



fahrungen bei der Beherrschung der Informations- und Romrauni-
kationstechnik im Vordergrund stehen. Ebenso wichtig ist eine

solide berufstheoretische und berufspraktische Ausbildung, die

durch entsprechende Grund- und Fachbildung zunehmend die Be-

fähigung zum lebenslangen Lernen einschließt. Besondere Bedeu-

tung kommt der Ausprägung bestimmter Denk- und Verhaltenswei-

sen zu, die als "Schlüsselqualifikation", "soziale Kompetenz"

oder "soziale Qualifikation" bezeichnet werden«

Die "soziale Qualifikation11 ist darauf gerichtet, einen effek-

tiven und reibungslosen Einsatz der Arbeitskräfte bei gerin-

gem Kontroll- und Organisationsaufwand zu sichern. Dazu gehö-

ren u. a. die Herausbildung eines stabilen ArbeitsVerhaltens,

die Kenntnis der betrieblichen Verhaltensnormen und Anpassung

an sie, positiver Bezug zur Arbeitsdisziplin, die Fähigkeit

zur ausdauernden Konzentration, Abstraktions- und Reaktions-

fähigkeit, Verantwortungs- und Problembewußtsein, Fleiß, Ord-

nung, Übersicht, Zuverlässigkeit, Beachtung der Sicherheits-

bestimmungen u. a. m. Außerdem spielen die Beherrschung be-

stimmter Kulturtechniken, wie geistige Beweglichkeit, Kontakt-

und Kommunikationsfähigkeit, sprachlicher Ausdruck sowie be-

stimmte Wertvorstellungen eine große Rolle. Es geht letzt-

lich um die Ausprägung einer optimistischen Grundeinstellung

zum marktwirtschaftlichen Arbeitsprozeß und zur Gesellschaft

insgesamt.

Nach einer Phase der Unsicherheit über zukünftige Qualifika-

tionsstrukturen hat sich in der überwiegenden Mehrheit der

westlichen Industriestaaten die Auffassung durchgesetzt, daß

nur solide ausgebildete Arbeitskräfte den neuen Anforderungen

der wissenschaftlich-technischen Entwicklung gewachsen sind.

Theorien von der Polarisierung der Arbeitskräfte, die sich

zeitweilig in Versuchen äußerten, die allgemeine und berufli-

che Bildung eines Teils der Jugendlichen zu verringern (z. B.

in Frankreich und in der BRD), gelten als überholt. Sie wur-

den durch Konzepte ersetzt, die auf eine spürbare Erhöhung

des Bildungs- und Qualifikationsniveaus im Sinne einer1 "ganz-

heitlichen11 Bildung orientieren. Damit fällt das Interesse

der Unternehmer an der Erwirtschaftung hoher Gewinne durch

die Nutzung qualifizierter Arbeit mit dem mehrheitlichen In-

teresse der Jugendlichen an einer hohen allgemeinen und be-



ruflichen Bildung weitgehend zusammen, was für den sozialen

Konsens in diesen Ländern von großer Bedeutung ist.

Pur die Herausbildung des modernen Facharbeitertyps spielen

Veränderungen in der Struktur der gesellschaftlichen Produk-

tion, die auch in einer geänderten Beschäftigungsentwicklung

sichtbar werden, eine wesentliche Rolle, Der damit einherge-

hende Strukturwandel der Beschäftigten ist seit den 60er Jah-

ren in den ökonomisch entwickelten Staaten durch gleicharti-

ge Tendenzen geprägt, die sich jedoch aufgrund der ungleich-

maßigen wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder zeitlich

verschoben haben. Zunächst trat ein absoluter Rückgang der

Beschäftigten im sogenannten primären Wirtschaftsbereich

(Landwirtschaft, Bergbau) ein, der sich bereits in den 70er

Jahren auch auf große Teile des sogenannten sekundären Wirt-

sohaftsbereichs (Eisen- und Stahlindustrie, verarbeitende In-

dustrie, Bauwesen) ausdehnte. Durch die absolut gestiegene

Beschäftigung in dem Bereich der Dienstleistungen, in den Bü-

ro- und Angestelltenberufen sowie im Staatsapparat wurden an-

dererseits große Teile der "freigesetzten" Arbeitskräfte in

den Arbeitsprozeß wieder aufgenommen. Gegenwärtig sind in den

OECD-Ländern rund 30 Prozent der Arbeitskräfte in der Industrie

und ca. 60 Prozent im Dienstleistungsbereich beschäftigt (vgl,

Tabelle 1).

Der hohe Anteil von Beschäftigten im Dienstleistungsbereich

ist ein genereller Gradmesser für den Entwicklungsstand der

Produktivkräfte. Er liegt in den USA, in Großbritannien,

Frankreich, Schweden, Norwegen und Dänemark bei über 60 Pro-

zent, wobei als Ausnahme von der Regel die hohe Exportabhänf«

gigkeit Japans, der BRD und Österreichs einen noch relativ

hohen Anteil der Arbeitskräfte im sekundären Bereich der Wirt-

schaft dieser Länder erforderlich macht. Demgegenüber markiert

der hohe Anteil von Beschäftigten der Landwirtschaft in Finn-

land, Italien, Portugal, Spanien und Griechenland zum Teil

erhebliche Rückstände in der ökonomischen Gesamtentwicklung

dieser OECD-Staaten.

Arbeitswissenschaftler weisen darauf hin, daß allein durch

die veränderte Tätigkeitsstruktur infolge der Verschiebung

der Arbeitsplätze in den tertiären Wirtschaftssektor eine Er-

höhung des geforderten Qualifikationsniveaus eintritt. Hinzu



Tabelle 1: Yerteilung der Beschäftigten In 14 OECD-Staaten

• auf die verschiedenen Wirtschaftsbereiche

(1987 in Prozent)*

Land

USA

GB

Frankreich

Japan

DSD

Österreich

Schweden

Dänomark

Norwegen

Finnland

Italien

Spanion

Portugal

G.rxechQnland

Land- und

Forstwirtschaft

3,1
2,6

7,6

8,8

5,5
9,0

4,8

6,7
7,2

11,5

11,2

17,6

23,2

28,9

Industrie

28,0

32,4

32,0

34,9
41,0

38,1

29,9
28,1

27,8

31,9

33,6

31,8

35,3

27,3

Dienst-

leistungen

68,9

65,0

60, k

56,3

53,5

52,9

65,3

65,2

65,0

56,6

55,2

50,6

41,5

43,8

* Vgl.: The OECD-Observer, Nr. 14$. - Paris, April/Mai,

1987. - (Beilage)

kommen höhere Anforderungen in den weiter bestehenden Berufs-

bereichen und die Notwendigkeit, eine schnelle Umstellung der

Arbeitskräfte auf die wechselnden Arbeitsprozesse zu gewähr-

leisten.

Der Druck auf höhere allgemeine und berufliche Bildung führt

in den westlichen Industriestaaten generell zu einem Anstieg

des Anteils ö.er qualifizierten Arbeitskräfte und einem Sinken

des Anteils der An- und Ungelernten. Deutlich erhöht sich

•/Vgl. Manning, S.: Prognosen für das höhere Bildungswesen i n
kapitalistischen Industrieländern. »- ZIB3. - Berlin, 1989. -
S. 26



dabei die Nachfrago nach ausgebildeten Facharbeitern. Das Pro«

gnosemodell der BRD (vgl. Abbildung 1) widerspiegelt diese

Trends.

Abbildung 1: Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte in der

BRD (1982 und Prognose 2000 in Prozent)*

Prozent

100-1

Ungelernte

Facharbeiter und
Angestellte mit Lehre

Fachschulabsolventen

Akademiker

(Hochschul-/Facrhochschul-Diplom)

Vgl. IlothlcLrch, C. ; Weidig, J. : Zum Arbeitskräftebedarf

nach „ualif ikatxonon bis zum Jahr 2000. - Nürnberg, 1936,

S. 28

Typisch für marktwirtschaftliche Industriestaaten ist es,

daß dio Kacb.fra£Q der Unternehmer nach höheren Qualifikatio-

nen und das gleichzeitige Strebon dor Jugendlichen nach höhe-

ren Bildungsabschlüssen oin Fotontial hervorbringen, das all-

gemein über den tatsächlichen Bedarf der Wirtschaft hinaus-

reicht. Die ^aalifikationsentwicklung, bosonders dor nou in

die Beschäftigung eintretondon Arbeitskräfte, bringt axso oin

Überangebot an Bildungsabschlüsson und Qualifikationen auf al-



len Stufen hervor, das dem Niveauanstieg, aber auch der star-

ken Veränderlichkeit im Bedarf der Wirtschaft nachkommt be-

ziehungswoise vorauseilt. Dieses Potential geht bis zur Ver-

schwendung - gemessen an den realen Möglichkeiten der Anwen-

dung orworbener Bildung im Arbeitsprozeß - und reicht aus,

um auf Zurückbleibende (im Rennen um Bildungsabschlüsse) zu

Vorsichten. Unter marktwirtschaftlichen Bedingungen heißt

das, daß für dio sozial benachteiligten Gruppen eine "aus-
1 )

gleichende Bildung" angeboten werden muß , die der Zuspit-

zung sozialer Konflikte entgegenwirkt und möglichst auch der

demokratischen Forderung nach gleichen Bildungschancen ent-

spricht. Diese Seite der1 Marktwirtschaft, die erst die so-

ziale Komponente ausmacht, ist in den einzelnen Ländern - zu-

meist in Abhängigkeit von der Stärke der Gewerkschaftsbewe-

gung - sehr unterschiedlich entwickelt.

Bei der Schaffung des erforderlichen Bildungs- und Qualifi-

kationspotentials sind zwei Dauptwego der Berufsbildung zu

unterscheiden:

1. Der in den USA und Japan verfolgte Weg, über eine meist

12jährige Schulbildung - zum Teil ergänzt durch eine Ibis

2jährige Collegebildung - Arbeitskräfte heranzubilden,

die über eine hohe Allgemeinbildung und teilweise beruf-

liche Grundbildung vorfügen und mit relativ geringem Auf-

wand in den Betrieben kurzfristig angelernt worden können.

Zu dem ersten Grundtyp der beruflichen Vorbereitung jun-

ger Menschen auf den Arbeitsprozeß ist auch dio Vermitt-

lung einer vollzeitschulischen Berufsausbildung im An-

schluß an die allgemeinbildende Pflichtschule zu rechnen,

wie sio zum Beispiel in Schweden (in der Gymnasialschule)

und in Frankreich (in den Berufslyzeen) su finden ist.

Auch dort ist die Tendenz spürbar, neben dor beruflichen

Ausbildung die Hochschulreife zu vermitteln, das heißt,

der Anteil der Allgemeinbildung in der gesamten Ausbildung

wächst.

2. Der zweite Weg, der traditionell in Mittoleuropa zu fin-

den ist, verfolgt das Ziel, aufbauend auf einer 9 - 10jäh-

rigen Allgemeinbildung in einer 3 - 3 1/2jährigen betrieb-

'Vgl. Gass, J.R.; Towards The "active society". - In: Tho
OSCD-Observer. - Nr. 152. - Paris, 1988,. - S. 6



lieh orientierten Berufsausbildung die erforderlichen Qua-

lifikationen und Verhaltensweisen zu vermitteln.

Die genannten Haupttypen der Berufsausbildung bzw. -Vorberei-

tung sind natürlich nicht in reiner Form in den einzelnen Län-

dern zu finden; neben dem jeweils dominierenden Typ der Be-

rufsausbildung bestehen auch Formen des anderen Typs. In der

folgenden Grafik (Abbildung 2) sind Beispiele der hauptsäch-

lichen Typen gegenübergestellt.

Abbildung 2: Teilnehmer der Sekundarstufe nach Bildungsart -

1985/86 in Prozent*

Berufl.-techn.Bild./
Teilzeit bzw.Lehrlinge

*Vßl. Education in OECD countries 1985

1988. - S. 15, 23

- 86 / OECD. - Paris,

Beide Ilauptwege gewährleisten - wie die Praxis zeigt - einen

hohen Entwicklungsstand dar Produktivkräfte unter marktwirt-

schaftlichen Bedingungen. Sie sind erfahrungsgemäß auch für

weitere Veränderungen entsprechend den zukünftigen Anfordörun-
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gen des neuen Produktivkrafttyps offen und ausbaufähig, zum

Beispiel hinsichtlich möglicher Bedeutungsverschiebungen der

verschiedenen Qualifikationsbestandteile. So wird nach heuti-

gen Erkenntnissen auf absehbare Zeit im Rahmen einer generel-

len Qualifikationserhöhung der Anteil der fachlichen Qualifi-

kation, die zur Erfüllung der unmittelbaren Arbeitsaufgabe

befähigt, nur für wenige Facharbeiterberufe weiter ansteigen.

Dagegen nimmt die Bedeutung der sogenannten Breitenqualifi-

kation der Disponibilitätsqualifikation und vor allem die so-

soziale Qualifikation (insbesondere bestimmte "Verhaltensweisen)

weiter zu.

Die in den letzten Jahren erfolgten Um- und Neuorientierungen

in der Berufsbildungspolitik der westlichen Industriestaaten

trug diesen Erfordernissen — wenn auch in differenzierter Wei-

se - Rechnung.

Angesichts der gestiegenen Anforderungen haben sich in den

vergangenen Jahren die Bildungsvoraussetzungen für die Be-

rufsausbildung bzw. für eine Arbeitsaufnahme auf der Grundlage

eines schulischen Abschlusses bedeutend erhöht. In den USA

und Japan ist - abhängig von ihrem Berufsbildungstyp - be-

reits seit längerer Zeit ein hohes allgemeines Bildungsniveau

als Voraussetzung für verschiedene Arten von beruflicher und

studienorientierter Bildungswege festzustellen. Allerdings

ist hierbei ein starkes Niveaugefälle zwischen den Schulen zu

berücksichtigen. Frankreich strebt ebenfalls bis zur Jahrtau-

sendwende ein "Massensystem" der höheren Schulbildung an, wo-

bei Fachabiturienten einen großen Anteil ausmachen werden.

Aber auch andere westliche Staaten, die eine etablierte Be-

rufsausbildung haben, tendieren dazu, einen wachsenden Pro-

zentsatz des AltersJahrganges zur Hochschulreife/Abitur zu füh-

ren (vgl. Tabelle 2).

Dabei besteht auch in den Ländern des zweiten Grundtyps nicht

die Absicht, alle Absolventen der 12. Klasse (BRD - der 13.

Klasse) in ein Hochschulstudium überzuleiten, sondern das Ab-

itur wird angesichts der wissenschaftlich-technischen Entwick-

lung immer mehr ein llRingverteiler" mit verschiedenen Ausgän-

gen: Hochschule, Fachhochschule, College bzw. andere postse-

kundare Bildungseinrichtungen, Berufsausbildung oder soforti-

ge Arbeitsaufnahme,
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Tabelle 2: Anteil Jugendlicher mit Hochschulreife am Alters-

jahrgang (in Prozent)*

Land 1935 Prognose

2000

USA 73 73X

Japan 88 88

Frankreich 38 80

Finnland ca. 50

Norwegen ca. 50

Schweden , oo

ca. 3JDänemark

BltD 28 31

Großbritannien 17 20

990

* Vgl. Manning, S.: Prognosen zur höheren Bildung in kapita-

listischen Industz'ieländern . - A.a.O. - S. 16 f.;

Vgl. Purgand, T«7. : Berufsbildung in nordischen Staaten. -

In: Vergleichende Pädagogik. - Berlin (1986) 4. - S. 386 - 399

In den nordischen Ländern, aber auch in dor BRD, nimmt die

Tendenz zu, im Anschluß an das Abitur eine Berufsausbildung

aufzunehmen. Aus der Sicht der Jugendlichen spielt dabei die

überlogung eine wichtige Rollo, durch hohe Bildungsabschlüsso

und zusätzliche berufliche Qualifikationen einen "Chanconvor-

sprung" gegenüber anderen Beworbern auf dem Arbeitsuarkt su

erlangen. Zugleich trifft dieses Bemühen bei den einstellen-

den Untornohiaen auf dio Bex'eitschaft bzw. das Bedürfnis, der-

artig qualifizierte Arbeitskräfte vorrangig einzustellen. Bei

einem 'Überangebot an Abiturienten ohne zusätzliche berufliche

Ausbildung muß jedoch bei dor Arbeitsvermittlung mit einem

hoben Anteil von Arbeitslosen gerechnet werden.
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Die gostiecenen Anforderungen an die Qualifikation lassen sich
nicht nur an der erhöhten allgemeinen Vorbildung Jugendlicher

messen. Gleichseitig mit diesem Prozeß vergrößert sich soit

den 60er Jahren der Anteil der Jugendlichen in dor vollseit-

schulischen und betrieblichen (dualen) Berufsausbildung er-

hoblich. Die Angaben der OECD-Statistik zu beruflichen Kur-

sen bzw. Teilseitbildung nach dor Pflichtschule spiegeln die-

sen Trend annähernd wider (vgl. Tabellen 3 und k).

Bei der Bildungsteilnahme der 17jährigen (Tabelle 3) ist dor

relativ stärkore Anstieg in beruflich-technischen Kursen deut-

lich. Die Lehrlingsbildung (von der OECD unkorrekt als Teil-

zeitbildung ausgewiesen) tritt hingegen im Anteil zurück.

Hier zeigt sich der Trend zur zunehmenden Verweildauer in

schulischor Vollzeitbildung und zum zeitlich verschobenen

Eintritt in berufliche Ausbildungswege. Dio Angaben über Ab-

solvonten der oberen Schulstufe weisen in den erfaßbaren Län-

dern (Tabelle h) eine relativ große Zunahme von Abschlüssen

in boruflich-technischen Kursen aus.

1.2. Regionale Typen der beruflichen Bildung in Westeuropa

Die vorgenommene Einteilung in Grundtypen beruflicher Bildung

leitot sich aus nationalen und regionalen Strukturen ab, die

in jeweiligen ökonomisch-sozialen und kulturellen Traditio-

nen verwurzelt sind. Aus dieser Vielfalt heraus lassen sich

in Westeuropa bestimmte regionale Typen beruflicher Bildung

erkennen, die teilweise von einen unterschiedlichen sozialöko-

nomischen Entwicklungsstand geprägt sind. So unterscheiden sich

vor allem die nord- und mitteleuropäischen Staaten von den süd-

europäischen EG-Staaten, die einen hohen HachhoJ-ebodarf in der

beruflichen Aus- und Weiterbildung aufzuweisen haben. '

Der regionale Berufsbildungatyp der nordischen Staaten ist

bei Boibehaltung einer Reihe von nationalen Besonderheiten

durch folgende gemeinsame Merkmale gekennzeichnet:

Basierend auf gleichartigen politischen, ökonomischen und kul-

turellen Grundlagen hat sich in Dänemark, Finnland, Island,

Vgl. Purgand, ¥.; Zur Berufsbildungsentwicklung in den süd-
eui-opäischen EG-Ländern Spanien, Portugal, Griechenland. -
In; Forschungen der sozialistischen Berufsbildung. - Berlin 22
(1988)1. - S. 29 - 33
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Tabelle 3: Auteil der 17jährigen, die an schulischer Voll-

zeit- oder Lehrlingsbildung baw- an allgemeine!1

odor beruflicher Bildung teilnehmen (in Prozent)*

BRD

Frankr.

Italien

Nd'Id.

Jahr

1965

1985

1979

1985

Vollz.-B.

16,8

51,4

57,1

67,7

Lehrl

54
k8

10

10

.-B.

,7
,2

Jahr

1965
1981

1966

1981

1971
1980

allg.jb.

26,2

37,0

9,4

16,9

25,1

36,3

beruf 1.13.

10,4

33,9

17,4

25,4

15,9
60,8

* Vgl. ISducation in OECD countries: 1985-86/ OECD - Paris,

19SC. - S. 715 Sducational trends in the 1970s - a quantifca-

tivo analysis/OßCD. - Paris, 1984. - S. h6-hG

Tabollo 4: Absolvanton der allgemeinen und beruflich-techni-

sclieu Kur so der oberon Solcundarscaulstare als An-

teil au Altersjahrgang (in Prozent)*

Pranlireich

Italien

ITi odor la nde

Ja nr

1970

1985

1965

1985

1970

1985

allg.
Bildg

16,2

20,0

9,k
11,0

18,4

29,6

beruf1»-tech.

Bildung

3,3

10,5

19,3

38,G

17,0

28,1

* Vgl. Education in OSCD countries: 1985-86/ OECD - Paris,

1988. - S. 79| Educational trends in the 1970s - a quant

tative analysis/OECD. - Paris, 1984. - S. 63-68



Norwegen und Schweden eine enge und relativ verbindlich© Zusam-

menarbeit auf dem Gebiet des Bildungswesens entwickelt, die

sich auch auf internationalen Konferenzen durch ein einheit-

liches bildungspolitisches Auftreten manifestiert. Zugleich

sind die nordischen Staaten politisch, wirtschaftlich und teil-

weise militärisch auf vielfältige Weise mit Westeuropa ins-

gesamt verbunden» Aufgrund gleichartiger Produktivkraft- und

Wirtschaftsentwicklung erfolgte auch in den nordischen Staa-

ten eine Differenzierung der Arbeitskräfte in höher und nied-

riger qualifiziert eingesetzte, wobei soziale und disponibi-

litätsbezogene Qualifikationsmerkmale zunahmen. Insgesamt

stiegen die Anforderungen an die Qualifikation der Beschäf-

tigten spürbar an.

Mit dem Übergang zum modernen Wirtschaftstyp mußten in den

nordischen Staaten das allgemeinbildende und barufliche Bil-

dungswesen reformiert und die Kapazitäten der Berufsausbil-

dung wesentlich erweitert werden. In gesellschaftspolitischer

Hinsicht war es zugleich notwendig, den Forderungen der Ge-

werkschaften nach Verbesserung der Chancengleichheit im Bil-

dungswesen Rechnung zu tragen sowie das Konfliktpotential

der nach 197̂ - angewachsenen Arbeitslosigkeit durch verschie-

denartige Bildungsmaßnahmen abzubauen. Die in Nordeuropa be-

sonders stark ausgeprägte Rolle der Sozialdemokratie und der

Gewerkschaften sowie die Bereitschaft der mit der Wirtschaft

eng verbundenen bürgerlichen Parteien nach sozialem Kompro-

miß gewährleisteten einen dynamischen, länger andauernden Re-

formprozeß, der schließlich in ein wesentlich höheres allge-

meines und berufliches Bildungsniveau mündete.

Um das Bildungswesen stärker an die neuen Erfordernisse anzu-

passen, wurden nach dem 2. Weltkrieg umfangreiche Reformen im

allgemeinbildenden Schulwesen eingeleitet und in den 70er Jah-

ren weitgehend abgeschlossen. In den nordisohen Ländern wur-

de die Schulpflicht auf 9 Jahre verlängert und ein relativ

einheitlicher GesamtSchultyp durchgesetzt, der die erforder-

lichen Voraussetzungen für sämtliche weiterführende Bildungs-

%irege schaffen sollte.

Im Verlauf der Reformmaßnahmen im allgemeinbildenden Schulwe-

sen trat eine wesentliche Anhebung des allgemeinen Bildungs-

niveaus ein, das den veränderten Qualifikationserfordernissen
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dor expandierenden Wirtschaft und zugleich don Interessen der

Beschäftigten nach höher ex- Bildung entsprach. Damit wurde die

Grundlage für eine umfassende organisatorische und inhaltli-

che Neugestaltung der Oberstufe der Sekundärschule und die

notwendige Verbreiterung der Möglichkeiten einer weiterfüh-

renden Bildung geschaffen.

Im Verlauf der Um- und Heugostaltung der oberen Sekundarstufe

bildeten sich in den nordischen Staaten drei Formen der Be-

rufsausbildung aus:

. Berufsausbildung in dor Oberstufe der Gesamtschule,

. Berufsausbildung in gesonderten Ausbildungseinrichtungen

. traditionelle Lehrlingsausbildung.

Gemoinsaue Tendenzen bestehen in der Verwirklichung einer be-

ruflichen Grundbildung, in der zunehmenden Dominanz vollzeit-

schulischer Formen dor Berufsausbildung sowie in der Zunahme

des Anteils dor Jugendlichen eines Alter-sJahrganges in der

Berufsausbildung. Außerdom konnte don gestiegenen Erforder-

nissen de.1 Tfirtschaft Nordouropas an das allgemeine und be-

rufliche Bildungswesen nur durch den weiteren Ausbau der staat-

lichen Verantwortlichkeit in der beruflichen Aus- und Weiter-

bildung entsprochen wordon.

Die in don 70o" Jahren feststellbare Zunahme von Jugendlichen

in den zur Hochschulreife fürijonden Bildungswegen wurde u.a.

durch die qualitativen Portschritte in der Berufsausbildung

gobrernst. Gleichzeitig nahm die Tendenz zu, neben der Hoch-

schulreife einen beruflichen Abschluß zu erworben» Auch in

den nordischen Staaten verstärkte sich die Entwicklung, dio

Berufsaasbildung durch verschiedene abgestufte Ausbildungs-

formen an dio differenzierten Erfordernisse dos Arbeitspro-

zesses anzupassen, was vor alloitt über die unterschiodlicho

Dauer der beruflichen Ausbildungskurse herbeigeführt wird.

Neben der Realisierung der lieformmaßnahmen in dor oberen Se-

kunclarstufo stand angesichts der Auswirkungen zyklischer und

struktureller Krisenerscheinungen die Verstärkung beruflicher

Aus- und Weitorbildungsmaßnahmen für diejenigen Bovölkerungs-

teiio im Mittelpunkt, die nur ungenügend auf die Bedürfnisse

des Arbeitsmarlctes vorbereitet waren und damit einen überpro-

portionalen Anteil an den offiziell registrierten Arbeitslo-

sen stollten.
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Im Rahmen einer sogenannten "Jugendgarantie" soll möglichst

allen Jugendlichen, die nach dem Besuch der allgemeinbilden-

den Pflichtschule keinen weiteren Bildungsweg einschlagen bzw.

keine Arbeitsstelle finden, bis zum 1S. Lebensjahr eine Be-

schäftigung oder* Ausbildung angeboten werden. Diese Maßnahmen

sind jedoch zumeist unvollkommen, kurzfristig und pragmatisch

angelegt, nicht mit anderen Bildungsgängen abgestimmt und die-

nen oftmals lediglich als seitlich befristete Beschäftigung

arbeitsloser Jugendlicher,

Im Bereich der berufliehen Erwachsenenbildung kommt neben der

innerbetrieblichen, privatwirtschaftlich finanzierten Quali-

fizierung der Arbeitskräfte der staatlichen "Arbeitsmarkt-

ausbildung" die größte Bedeutung zu. Hierbei wird ein Perso-

nenkreis ausgebildet und umgeschult, der sonst von anderen

beruflichen ¥eiterbildungsmaßnahmen weitgehend ausgeschlossen

ist: Un~ und Angelernte, Personen ohne abgeschlossene Allge-

meinbildung, Arbeitskräfte aus ländlichen Gebieten, Frauen

und Einwanderer. Die in den nordischen Staaten relativ oin-

hoitlicho Arboitsmarktausbildung ist im Durchschnitt quali-

tativ höher einzuschätzen, als die Maßnahmen im Rahmen der

sogenannten "Jugendgarantie", Sie dauert 3 bis 6 Ilonato und

führt zumeist su einem anerkannten beruflichen Abschluß.

Die Reformen im Bildungswesen dor nordischen Länder tragon

insgesamt den Erfordernissen der Wirtschaft nach Arbeitskräf-

ten mit höherer allgemeiner und beruflicher Bildung Rechnung.

Zugloich wird aber auch den Interessen der Lernendon nach in-

dividuoller Entfaltung größere Bedeutung eingeräumt.

Das Bildungsvesen der nordischen Länder paßt sich an die all-

gemeine Bildungsentwicklung der westlichen Industriestaaten

an, verfügt aber auch über eigenständige Züge. Das botrifft

sowohl die Einführung der Gesamtschule und einer beruflichen

Grundausbildung als auch die Maßnahmen zur Verringerung der

Arbeitslosigkeit durch den Ausbau der beruflichen Erwachsenen-

bildung im Rahmen der Arboitsmarktausbildung sowie vorschio-

dene inhaltliche Aspekte in der Allgemeinbildung und der Be-

rufsausbildung.

Eino längere Tradition als der nordische Typ der Berufsbildung

besitat der mitte^leu^opä-ische ^gp der betrieblich orientier-
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ten Berufsbildung ("dualos System"), der" vor allem im vorei-

nigton Deutschland, in der Schweiz und Österreich, anzutref-

fen ist. Charakteristisch für die "duale" Berufsausbildung

ist die starke betriebliche ßezogenheit der berufspraktischen

Ausbildung, die unter unmittelbarer Verantwortung der Unter-

nehmen- bei Beachtung der gesetzlichen Rahinenbodinguugen dos

Staates erfolgt. Der durch den Lehrplan vorgoschriebono be-

ruf stheoretische Teil wird in Verantwortung der Lultusmini-

ster der Länder an Berufsschulen vermittelt. Ein gemeinsames

Morkuial der "dualen" Ausbildung ist die starke Dominanz von

Llein- und Mittelbetrieben, die über zwei Drittel der Lehr-

lingo ausbilden.

Tabelle 5 • Verteilung der Lehrlinge nach Betriebsgrüße -

13RD und Österreich Mitte der 80er Jahre*

Anzahl der

Beschäftigton

Anzahl der Lehrlinge in Pro

zent

Österreich BRD

1 bis 9

10 bis 19

20 bis 49

50 bis 199

200 bis 999

1000 und mehr

36,6

20,17]

15,5 /

13,5 )

9,'i j

38

25

36

(1̂ 1 'fo in Betrie-

ben mit mehr als

500 Beschäftig-

ten)

Tgl. iaiapp, I. : Die borufliche Bildung in Österreich. -
In: Dio Lorausforderung der neuen Technologien an den
Boi'ufsscb.ulleb.rer der fachkundlichen Richtung. - Born,
1907. - S. 73

Angesichts der gostiogenen Anforderungen hatten sich in der

EPdj in den vergangenen Jahren die Bildunjsvoraussotzungon für

die Aufnahme in die Berufsausbildung signifikent verändert.

Danach sollten bereits in den 90er Jahren mehr als zuoi Drit-

tel eines AltorsJahrganges oinen Äealschul- odor Gymnasial-

abschluß erwerben. Auch bei dem Anteil der llauotschüler ist
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•zu. borücksichtigon, daß ein großen1 Teil von innen inswischon

10 Jahre die Ilauptschule bosucht.

Damit ergeben sich für die Berufsausbildung insgesamt höhere,

abor zugleich differonziorte Vorleistungen der allgemeinbil-

denden Schulon. Diese unterschiedlichen Bildungsvoraussetsun-

gon werdon in der "dualen Berufsausbildung" Wolter ausgeprägt

und durch dio bisherige Tifeiterbildungspraxis der Betriebe ver-

festigt und ausgebaut.

Die Differenzierung der Lohrlinge nach dor schulischen Vorbil-

dung und dem berufsthooretischon Anspruchsniveau hat lotatlich

verschiedenwertige Facharbeitergruppen zur Folge, deren Gren-

zen jodoch fließend sind:

- den mit den modernen Inf ormations- und Lommunikationstoch.no-

logion verbundenen Typ für Abiturienten und Ilealschülor (bo-

sonders stark vertreten im kaufmännischen Bereich) und den

ebenfalls mit dor modernen Produktion und mit anspruchsvol-

len Dienstleistungsberufen (einschließlich Wartungs- und

xieparaturarbeiten) verbundenen Typ für Realschüler, Dorufs-

fachschüler und Ilauptschüler mit gutem Abschlußzeugnis;

- den in den traditionellen gewerblichen und handwerklichen

Berufen sowie einfachen Dienstleistungsberufen ausgobildo-

ton Ilauptschüler und

- die noch relativ große Zahl der Ungelornton, Ausbildungsab-

brecher, nicht im gelernten Beruf Arbeitenden, gesundheit-

lich nur bedingt vertnitteibaren Arbeitskräfte sowie auslän-

dische Jugendliche, die vorwiegend als Un- und Angelernte an

den iland der Gosollschaft godrängt werden ("Rand-, Problom-

gruppen").

In Osterreich ist als Besonderheit festzustellen, daß dio Bo-

rufsausbildung über das Lehrlingswosen durch eine vollzeit-

schulischo Berufsausbildung in sogenannten mittleren und höhe-

ren berufsbildenden Schulen ergänzt wird, deren Absolventen

sich mehrheitlich in die beiden erstgenannten Facharbeitor-

gruppon einordnen dürfton.

Bereits in den 70er Jahren wurde in der BRD begonnen, die du-

ale Berufsausbildung auf die höheren Anforderungen des neuen

Produktivkrafttyps einzustellen.

Basierond auf den erhöhten Vorleistungen der allgemeinbilden-

den Schulen wurde im Rahmen der förderalistischen Bildungs-
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Struktur und der notwendigen Zusammenarbeit der Sozialpart-

ner versucht, die Inhalte der betrieblichen Berufsausbildung

au modernisieren. Bis 1990 waren für 95 Prozent der Lehrlinge

die dazu notwendigen AusbildungsOrdnungen in Kraft getreten,

die die Grundlage für die betrieblichen Ausbildungspläne le-

gen und die Prüfungsanforderungen bundeseinheitlich festle-

gen. Damit wird die. aus der Sicht der Unternehmer und der Ar-

beitskräfte notwendige Standardisierung der Mindestqualifika-

tion gesichert, die für das Funktionieren des Arbeitsmarktes

unabdingbar ist. Da im Rahmen des vom Bundesinstitut für Be-

rufsbildung organisierten Abstimmungsverfahrens zwischen den

Unternehmern, Gewerkschaften sowie den zuständigen staatli-

chen Stellen in Bund und Ländern auch die schulischen Rahmen-

lehrpläne mit einbezogen wurden, kann von einer komplexen Neu-

gestaltung dieser Ausbildungsberufe gesprochen werden.

Unter anderem wurde die Tendenz zur Verkürzung der Berufs-

ausbildung auf" zwei Jahre weitgehend gestoppt. Die neuen Aus-

bildungsordnungen orientieren durchgängig auf 3 -3 1/1 Jah-

re Ausbildungszeit. Durch die Verstärkung der Grund- und Fach-

bildung wurden die Voraussetzungen für die Vermittlung einer

sogenannten Schlüssel- oder Breitenqualifikation sowie für

die berufliche Weiterbildung geschaffen.

Bei der Erarbeitung der neuen Ausbildungsordnungen gab es ei-

nen weitgehenden Konsens zwischen Unternehmervertretern und

den Gewerkschaften sowie den staatlichen Beauftragten, Damit

wurde in bildungspolitischer Hinsicht ein großes Konfliktpo-

tential abgebaut, das lange Jahre die Auseinandersetzung zwi-

schen den Tarifparteien mitbestimmte.

Trotz der generellen Abstimmung der betrieblichen Ausbildungs-

ordnungen mit den Lehrplänen der Berufsschulen, die der Kul-

turhoheit der Länder unterstehen, gibt es in der Zusammenarbeit

zwischen den Betrieben und Berufsschulen eine Reihe schwie-

riger Probleme. Sie betreffen nicht nur die zeitliche und in-

haltliche Koordinierung der zu vermittelnden Lernziele, son-

dern auch die Gewährleistung der vorgesehenen Stundenzahl,

Die Regierung der ehemaligen BRD sowie die Vertreter der Wirt-

schaft waren sich bewußt, daß der Gewährleistung eines hohen

Bildungs- und Qualifikationsniveaus für die Mehrheit der Ar-

beitskräfte angesichts des verschärften weltweiten Wettbewerbs
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große Bodeutung zukommt.

Das zeigen u. a. die umfangreichen Mittel, die für die berufli-

che Bildung verwendet wurden. Die Ausgaben der öffentlichen

Hand für die außerschulische berufliche Bildung betrug 19-89

rund 7>93 Mrd. DM. Die Hosten der Virtschaft für die berufli-

clio Weiterbildung wurden 1987 mit 26,2 Mrd. DM angegeben.

Die Länder und Gemeinden stellten für das borufliche Schulwe-

sen 1989 rund 7,3 Mrd. DM bereit.1'

Komplizierter als in den nord- und mitteleuropäischen Länder—

gruppon stellt sich die beruflicho Bildung in der Itegion dor

bgy;. südwesteuropäischon EG-Staaten, insbesondere in Spa-

nion, Portugal und Griechenland dar, wozu in vieler Hinsicht

auch Süditalion hinzuzufügen wäre.

Gerneinsamos Merkmal dieser Region ist die hinter anderen 2G-

Staaten woit zurückgebliebene sozialökonomische Entwicklung.

Das zeigt sich u. a. in oinor vergleichsweise hohen ".rueits-

losigkeit, in geringon Sozialloistuiigen und einora noch in

vieler Hinsicht rückständigen Bildungswesen. Trotz bestehen-

dor industrieller Ballungszentren dominieren noch woitgoliend

Klein- und Mittelbetriebe. Charakteristisch ist außordou für

diese Lancier ein überproportional hohor Anteil von Beschäf-

tigten in der Landwii^tschaf t sowie ein niedriger Stand der

Einbeziehung von Frauen in den Arbeitsprozeß. Auch in innen-

politischer Hinsicht gibt es zwischen Portugal, Spanien und

Griechenland viele Ähnlichkeiten. Alle droi Länder durchlie-

fen zum Toil lange Phasen dor Herrschaft faschistischer oder

profaschistischer Regimes, was den Charakter ihres Bildungs-

wesens nachhaltig prägte. Der Übergang zur bürgex'lich-parla-

mentarischen Demokratie fiel mit der Zeit der schworen Welt-

wirtschaftskrise Mitte der 70er Jahre zusammen, so daß viele

iloformprojekte nicht oder nur unvollkommen verwirklicht wur-

den und dauit weiterhin bedeutende soziale Konflikte beste-

hen.

In den Jahren dor faschistischen Diktatur wurdo oftmals nur

ein Kinixaum an notwendigem Wissen und Können vermittelt und

dabei sogar zugelassen, daß großo Teile der Bevölkerung Analpha-

beten blieben. Rückständige Bildungsauffassungen führten zu

Vgl. Berufsbildungsbericht der Bundesregierung 1990. - S.
165
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einer Mißachtung der produktiven Arbeit in der Bildung und

zur Vernachlässigung der beruflichen Bildung, die weitgehend

unkontrolliert privaten Einrichtungen überlassen wurde.

Nach dem Sturz der reaktionären Regimes wurden umfangreiche

Reformmaßnahmen im Bildungsbereich eingeleitet, die aufgrund

der komplizierten innenpolitischen Situation und unzureichen-

der Mittel nur zu begrenzten Erfolgen führten. Neben einer

einheitlichen acht- bis neunjährigen Gesamtschule wurden in

der oberen Sekundarstufe differenzierte Bildungswege im all-

gemeinbildenden und berufsbildenden Bereich geschaffen, mit

denen allerdings angesichts des oft noch experimentellen Cha-

rakters die traditionelle Untorbewertung der Berufsbildung

nicht überwunden werden konnte. Die Einrichtung beruflich-

technischer Bildungsgänge in der oberen Sekundarstufe sind

jedoch prinzipiell als ein bedeutender Fortschritt gegenübex1

den vorangegangenen Bildungsmodellen zu werten.

Die Schüler in der oberen Sekunda!1 stufe besuchen mehrheit-

lich noch nicht die berufliehen Ausbildungsrichtungen. Ne-

ben fehlenden Einrichtungen und qualifizierten Lehrkräften so-

wie der ungenügenden PraxisVerbindung sind es vor allem in-

haltliche Mängel, die die geringe Anziehungskraft der schuli-

schen Berufsausbildungsgänge hervorrufen. Auch die betrieb-

lich orientierte Berufsausbildung, die nach deutschem Vor-

bild gestaltet werden soll (Portugal, Griechenland), steckt

noch in den Ansätzen, da die Zusammenarbeit von Unternehmern,

Staat und Gewerkschaften zu gering entwickelt ist, um durch-

greifende Veränderungen zu erzielen. Unzureichend ist vor al-

lem die Abstimmung zwischen den Bedürfnissen der Jugend nach

einem Ausbildungs- und Arbeitsplatz und den Möglichkeiten der

noch unzureichend ausgeprägten sozialen Marktwirtschaft. Sehr

gering entwickelt sind die verschiedenen Formen der berufli-

chen Weiterbildung - sowohl privat wie staatlich - sowie ge-

eignete Mechanismen zur Umschulung bereits arbeitsloser und

freigesetzter Arbeitskräfte. Trotz positiver Ansätze im Bil-

dungsbereich werden damit noch auf längere Zeit in den süd-

europäischen EG-Staaten erhebliche Probleme beim Aufbau eines

landesweiten Berufsbildungssystems bestehen bleiben.
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1,3. Einfluß demographischer Prozesse auf die berufliche Bil-

dung

Von einschneidender Bedeutung für die Gestaltung der Berufs-

bildungspolitik aller westlichen Industriestaaten ist die ver-

änderte demographische Situation. Fahrend bis Anfang der 80er

Jahre zum Teil überproportional hohe Jahrgangsstärken Jugend-

licher das Problem fehlender Ausbildungs- und Arbeitsplätze

erheblich verschärften, setzt seitdem auf längere Sicht eine

gegenläufige Entwicklung ein. Der Vergleich der ausgehenden

80er Jahre zu den frühen 70er Jahren (Tabelle 6) verdeutlicht

bereits den Trend.

Tabelle 6: Anteil der unter 15jährigen an der Gesamtbevölke-

rung ausgewählte!1 OECD-Staaten (in Prozent)*

Land 1972 1987

21 ,5

18,9

20,6

14,9

20,4

17,6

17,7

19,3

17,9

19,3

16,3

20,2

22,1

21,9

* Vgl. OECD in figures.- In: The OECD-Observer,

Nr. 158. - Paris, Juni/Juli 1989. - S. 8 f.

Die zum Teil drastisch sinkenden Jahrgangsstärken Jugendli-

cher haben auf die Berufsbildungspolitik eine direkte, auf die

Arbeitsiaarkt- und Sozialpolitik eine zeitlich verzögerte Aus-

wirkung. Eine erste Folge ist die spürbar quantitative Entla-

USA

Großbritannien

Frankreich

BRD

Japan

Österreich

Dänemark

Finnland

Schweden

Norxregen

Italien

Griechenland

Spanien

Portugal

27,2
24,1

24,6

28,8

24,0

24,2

23,0

23,4

20,8

24,3

23,2

24,7

27,7
28,6



stung der Kapazitäten im Bereich der Berufsausbildung. Auf dem

Gebiet der ehemaligen BRD z. B. sinkt die Zahl der Lehrlinge

im Zeitraum von 1985 - 1995 um rund 700.000, das heißt, um ca.

4o Prozent. ' Bas verschafft der Bildungspolitik insgesamt

größeren Handlungsspielraum. Entsprechend fordert der DGB, in

den 90er Jahren die frei werdenden Kapazitäten zu einer Aus-

bildungsoffensive für Ungelernte zu nutzen.

Aufgrund des demographischen Rückgangs der Jugendlichen unter

25 Jahren wird zwar auch die Zahl der Ungelernten in den 90er

Jahren in dieser Altersblasse deutlich zuruckgohen. Allerdings

verbleibt ein Nachqualifizierungspotontial früherer Jahre in

Ilühe von rund einer Million, die sich aus Bildungsabbrechern,

Jugendlichen mit schulischer Teilqualifizierung und den "di-

rekten Übergängorn" aus der Schule ins Arbeitsleben zusammen-

setzt. '

Die Verringerung der Jahrgangsstärken Jugendlicher wird nach

Prognosen der OECD zu einem langfristigen Rückgang der Bil-

dungsbudgets der betroffenen Staaten um ca. 20 Prozent führen.

Zugleich werden x̂ egen der Überalterung der Bevölkerung die Bud-

getmittel für Renten um das Doppelte und für das Gesundhoits-
3)

weseti um MO P-ozont steigen müssen. '

Bis zum Jahr 2020 wird der Anteil der Beschäftigten über 45

Jahre von gegenwärtig 30 auf 45 Prozent ansteigen. Das erfor-

dert allein aus domographischer Sicht wesentlich größere An-

strengungen im Bereich der beruflichen Weiterbildung als bis-

her, da die traditionellen Quellen des Arbeitsvermögens gerin-

ger fließen. In vielen Ländern werden bisher weitgehend be-

'Vgl. Helberger, Gh.; Palamides, H.: Schüler- und Absolven-
tenprognosen bis zum Jahr 2000. - In: Mitteilungen aus dei1

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 1. - Stuttgard/Ber-
lin (West)/KöIn/Mainz, 1986. - S. 234

2)
'Vgl. Alex, L.: Die Probleme des Übergangs in das Beschäfti-
gungssystem in der 2. Hälfte der 80er Jahre. - In: Gewerk-
schaftliche Bildungspolitik, Heft 1. - Düsseldorf, 1987. -
S. 15

3)
•^'Vgl. Making Provision for Ageing Populations. - In: The

OECD-Observer, Nr. 148. - Paris, Oktober/November 1987. -
S. 6



zk

nachteiligte Bevölkerunßsteile, wie Flauen, Angehörige natio-

naler Minderheiten oder Einwandorer, verstärkt in den Arbeits-

markt integriert werden, wenn auch oft nur auf Teilzeitbasis

und in gesellschaftlich gering geachteten Tätigkeiten. Aller-

dings weist z. B. die in den USA vielbeachtete Studio des

Hudson-Instituts "Arbeitskräfte 2000: Arbeit und Arbeitskräf-

te für das 21. Jahrhundert" darauf hin, daß nur 27 Prozent

der neu zu besetzenden Arbeitsplätze niedrig qualifiziertes
1 )

Personal erfordern - im Gegensatz zu kO Prozent gegenwärtig. '

Soll den Anforderungen der Wirtschaft an die Arbeitskräfte

Rochnung getragen werden, dann müssen die Bildungseinrichtun-

gen auch in der beruflichen Erstausbildung die bisher benach-

teiligten Bevölkerungsteile stärker integrieren.

Zu beachten ist dabei jedoch, daß die demographische Entwick-

lung noch nicht auf den Arbeitsmarkt direkt durchschlägt. So

besteht das Problem des Arbeitsmarktes auf dem Gebiet der ehe-

maligen BRD bei der Verwertung der vermittelten Qualifikatio-

nen bis zum Jahr 2000 weiterhin darin, daß wesentlich mehr Ju-

gendliche mit abgeschlossener Berufsausbildung auf den Arbeits-

markt treten, als Erwerbstätige mit entsprechender Ausbildung

aus dem Beschäftigungssystem ausscheiden. Dieser Unterschied

macht zwischen 1986 und 1990 ca. 600.000 - 900.000 Jugendli-

che aus, was zu einer Verstärkung des Verdrängungsprozesses
2)

gegenüber Ungelernten führen wird. ' Auch in Österreich be-

fürchtet man für die kommenden Jahre eher noch ein Ansteigen

der Arbeitslosigkeit und die Vordrängung der schlechter vor-

gebildeten Menschen durch besser qualifizierte. ' In Großbri-

tannien wird der starke Rückgang der Alters Jahrgänge Jugend-

licher voraussichtlich nicht für die qualitative Verbesserung

der Bildung und Qualifizierung genutzt. Stattdessen soll im

Interesse der Wahrung elitärer Bildungstraditionon ein radika-

ler Abbau der finanziellen Mittel im Bildungsbereich vorge-

nommen werden.

Damit kann für die OECD-Staaten insgesamt vorausgesagt werden,

TT
'Vgl. Guiton., B.j Reflections of a 1950s Youth at JRisk. -
In: Vocational Education Journal. - Alexandria»Januar/ Fe-
bruar 1988. - S. 21

2)
'Vgl. Berufsbildungsbericht 1987. - Hrsg. Bundesminister für
Bildung und Ifissenschai'fc. - Bonn.1987. - S. 27

3)
'Vgl. knapp, I.: Die berufliche Bildung in Osterreich.-A.a.0.
- S. 69
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daß trotz domographischer Entlastung des Bildungs- und Arbeits-

marktes soziale Probleme in diesem Bereich fortbestehen blei-

ben, insbesondere an der Schnittstelle zwischen dem Bildungs-

TOsen und der Arbeitsaufnahme der Absolventen der verschiede-

non Bildungs- und Qualifikationsstufen.

1.4. Aspekte der staatlichen Berufsbildungspolitik

In dor Berufsbildungspolitik westlicher Industriestaaten ist

dei" Gestaltungs- und Ivontrolleinf luß zentraler und kommunaler

Xnstanzen sehr unterschiedlich geregelt. Dies hängt vor allem

davon ab, ob die Berufsbildung vorrangig betrieblich orien-

tiert und damit vorwiegend privatwirtschaftlich finanziert

wird oder ob sie in staatlicher Verantwortlichkeit liegt und

damit vorrangig in beruflichen Schulen organisiert wird.

Ein grundlegendes gemeinsames Erfordernis drückt sich in der

zunehmend feststellbaren Kompetenz staatlicher Kontroll- und

Koordinierungsinstanzen aus, die vor allem zur Sicherung ei-

ner landesweit vei'gleichbaren Mindestqualität und Nutzbarkeit

boruflicher Bildung unverziehtbar ist. Auch in Ländern mit ei-

nem gering ausgebauten staatlichen System der Berufsbildung,

wie den USA und Japan, wurden auf lokaler und regionaler Ebe-

ne Gremien geschaffen, die eine beruflicho Eingliederung der

zumeist nur über eine Allgemeinbildung verfügenden Absolven-

ten von Gesamtschulen und Colleges erleichtern sollen.

Eine Bildungs- und Box-uf sbildungsplanung wird allgemein als

Erfordernis erkannt, doch eine vorausschauende Abstimmung des

Bildungswesens mit dem Beschäf tigungssystem erweist sich als

äußerst kompliziert. Ein seit langem bekanntes Problem ist

z. 13. die Überausbildung in Berufen, die nur einon geringen

Nachwuchsbedarf haben (z. B. in Teilen des Handwerks, des Han-

dels, in sogenannten Frauen- bzw. hauswirtschaftlichen Beru-

fen) und eine Unterausbildung vor allem im Dienstleistungsbo-

reich. Obwohl einige Länder durch eine systematische Forschungs-

arbeit regelmäßig ziemlich genaue Orientierungen erarbeiten

(Frankreich, USA, BRjj) , fehlt ein marktwirtschaftliches In-

strumentarium zur Durchsetzung der als richtig erkannten Zie-

le. Somit erscheint z. B. dem Forschungsdirektor des Insti-
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tuts für Sozialwissenschaftliche Forschung in München, Burk-

hart Lutz, diese Politik als bloßes "Reagieren" auf gesell-

schaftlich ablaufende Prozesse. '

Eine mögliche Alternative dazu liegt in der Beeinflussung des

Äusbildungsmarktes durch gezielte Vergabe von Finanzmitteln,

die durch ein Fondsf inanzierungssystetn nach dem Modell der

sogenannten "Edding-Konanission" von 1973 aufgebracht werden

könnten. Bisher vermochten sich jedoch die politischen Kräf-

te, die für eine Fondsfinanzierung eintraten (in der Regel

die Gewerkschaften und Teile der Sozialdemokratie), nicht

durchzusetzen, Ansätze, die es .mit dem levy-grant-System in

Großbritannien und dem Berufsausbildungsförderungsgesetz in

der BRD gab, wurden zurückgenommen, ohne daß allerdings eine

geeignete andere LösungsVariante angeboten wurde« Damit bleibt

das Problem der vermehrten sozialen Unsicherheit der Betrof-

fenen und des hohen zusätzlichen Bedarfs an Weiterbildungs-

und Umschulungsmaßnahmen als Folge unzureichender Bildungs-

planung und Politikgestaltung erhalten.

Trotz sinkender Jahrgangsstärken Jugendlicher besteht auch

für die führenden westlichen Industriestaaten angesichts ei-

ner fortbestehenden hohen Arbeitslosigkeit die Notwendigkeit,

für Angehörige der Rand- oder Problemgruppen zumeist kurs-

und mittelfristige Ausbildungs- und Umschulungsmaßnalnaen vor-

zusehen (z. B. sogenannte Benachteiligtepprogramnie, "Arbeits-

tnarktausbildung" ).

Eine große Gefahr erwächst aus der Tendenz, z. B. in den USA

und Japan, daß Berufsbildungsgänge zum Sammelbecken vorwie-

gend leistungsgeminderter Schüler der Gesamtschulen werden.

Wenn hier keine staatlichen Maßnahmen entgegenwirken, wird

sich die gesellschaftliche Wertschätzung dieser beruflichen

Bildung weiter abschwächen. Das trifft aber nicht nur für Län-

der mit vorwiegend vollzeitschulischer Berufsvorbereitung zu;

auch in Deutschland mit einem weltweit anerkannten betrieblich

orientierten Berufsausbildungssystem wird die dringende Not-

wendigkeit gesehen, den Facharbeiterberuf materiell und mora-
o)

lisch aufzuwerten. '

'Vgl. Süddeutsche Zeitung v. 15.2.1990, Beilage Jugend und
Berufswahl. - S. VI

2)
'Vgl. ebenda



Ein wesentlicher Faktor für die Herabstufuns dor Berufsbildung

ist das vermehrte Streben der Jugendlichen, die Hochschulreife

zu erlangen. Das Verhältnis von Studienanfängern zu Lehrlin-

gen wird sich, nach einer Prognose der Kultusministerkonf eronz .

von 1 : 3,2 im Jahre 1984 auf 1 : 2,5 ±™ Jahre 1995 verändern.

Damit entstehen erhebliche Disproportionen hinsichtlich der

QualifikationsStruktur' der Absolventen und des Angebots an qua-

lifikationsgerechten Arbeitsplätzen. Abor auch innerhalb der

nach außen einheitlichen Berufsausbildung im Rahmen des "dua-

alen Systems" der BRD werden zunehmend innere Differenzierun-

gen deutlich. Einerseits bildet sich für den Bereich der iloch-

und Schlüsseltechnologien sowie der anspruchsvollen (zumeist

porsoneiibessojjonen) Dienstleistungen ein moderner Facharbei-

tertyp heraus, der zumeist über den ßoalschulabschluß und ei-

ne drei- bis dreieinhalbjährige Berufsausbildung verfugt, an-

dererseits wird in traditionellen gewerblichen und handwerk-

lichen Sektoren sowie in Teilen des Dienstleiatungsbereichs

eine Berufsausbildung vermittelt, die eine erhöhte soziale Un-

sicherheit während der späteren Berufstätigkeit vorprogrammiert

(Notwendigkeit zum Berufswechsel nach dor Berufsausbildung,

Überausbildung in Berufen ohne Zukunft). Hier liegt objektiv

politischer llandlungsbedarf vor, der von den gesellschaftli-

chen Kräften in unterschiedlichen Positionen widergespiegelt

wird.

In der Gesamtheit westlicher Industriestaaten wurde in den

SOer Jahren - trotz des differenzierten Bildungsniveaus - die

breite Einbeziehung der Jugendlichen eines AltersJahrganges in

eine Form der Berufsausbildung oder eine in das Berufsleboti

führende Form der Allgemeinbildung weiter ausgebaut und in qua-

litativer Hinsicht an die Erfordernisse des neuen Produktiv-

krafttyps angepaßt. (Eine gewisse Ausnahme dabei bildet Groß-

britannien.) Dasu wurde in einigen Ländern eine tiefgreifende

Veränderung dor betrieblichen und schulischen Lehrgänge vorge-

nommen (BRD, nordische Länder) oder der Anteil von Schülern an

• •"> IM •

'Vgl. Die Zeit (Hamburg) v. 23.J.199O. - S. 35 (Nur für das
Gebiet der ehemaligen BRD)
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höherwertigen allgemeinbildenden Abschlüssen erhöht (Frank-

reich, BRD), In den südeuropäischen EG-Ländern wurden die Be-

mühungen verstärkt, die vorhandenen Defizite in den verschie-

denen Formen der Berufsausbildung zu vermindern.

Heue Aspekte bildeten sich im Rahmen der westeuropäischen In-

tegration im Zusammenhang mit dem Bestreben zur Schaffung ei-

nes gemeinsamen Binnenmarktes heraus, Bestand in den 70 Q r Jah-

ren eine wesentliche Seite der EG-Berufsbildungspolitik darin,

negative soziale Auswirkungen der wirtschaftlichen Integration

durch Mittel aus EG-Fonds im jeweils nationalen Rahmen abzu-

schwächen, so steht in Vorbereitung des einheitlichen Binnen-

marktes bis 1992 die Frage der gegenseitigen Anerkennung ("Ent-

sprechung") beruflicher Qualifikationen im Mittelpunkt der Be-

mühungen, Es gilt, einen freien grenzüberschreitenden Aus-

tausch von qualifizierten Arbeitskräften zu ermöglichen und

damit zur Schaffung eines einheitlichen westeuropäischen Ar-
1 )beitsmarktes beizutragen, '

Auch im globalen Maßstab spielen Fragen der Berufsbildung und

deren staatlicher Förderung eine wachsende Rolle, um die Kon-

kurrenzfähigkeit der nationalen Wirtschaften sowie' der1 großen

Wirtschaftszentren - EG-Raum, USA und Japan - zu erhalten und

weiter auszubauen,

Ausdruck dessen sind die bildungspolitischen Analysen und Emp-

fehlungen der OECD, die sich verstärkt mit den Zusammenhängen

von Bildung und Beschäftigung (insbesondere für die Alters-

gruppe der 16- bis 18jährigen) und den Problemen der lebens-

langen Bildung befassen.

' Vgl, Manning, S,: Die Ausrichtung der beruflichen Bildung
auf den EG-Binnenmarkt, - In: Vergleichende Pädagogik, -
Berlin (199Q)2, -
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2. Entwicklung der beruflichen Bildung in ausgewählten Län-

dern

2.1. USA

2.1.1. Zur Berufsbildungspolitik

In den USA haben sich nach dem 2. Weltkrieg vier große ße-

raiche der staatlich ' organisierten und kontrollierten be-

ruflichen Vorbildung, Aus- und Weiterbildung herausgebildet;

1. der berufliche Zweig der High School (Llassen 10 - 12)

2. die sogenannte Technikorausbildung an zweijährigen Col-

leges

3. die Lehrlingsausbildung im handworklichen Bereich (Ap-

prenticeship)
2 )

4. die verschiedenartigen Ajrograinirie ' der beruflichen Aus-

und Weiterbildung von Erwachsenen außerhalb der privaten

Industrie (vorwiegend für Arbeitslose).

wahrend die beruflichen Eildungsmaßnahmen an den High Schools

und an den Colleges der Verantwortung des Bildungsministe-

riuns unterstehen, ist für das Lehrlingswesen und für Teile

der beruflichen Erwachsenenbildung das Arbeitsministeriura

zuständig.

Die gesamtstaatliche Verantwortung für die Berufsbildung vor

dem 2. Weltkrieg erstreckte sich vorrangig auf die Lehrer-

bildung und die Ausbildung und den Einsatz von Inspektoren

(Smith-llughes Act 1917, George-Heed-Act 1929). Nach dem 2.

Veitkrieg wurden analog zu neuen wirtschaftlichen Erforder-

nissen weitere Gebiete der 33erufsbildung unter gesamtstaat-

liche Verantwortung gestellt und ein entsprechender Staats-

apparat aufgebaut (George-Barden-Acts 19̂ -6, 1956 und 1959).

'Die staatliche Verantwortlichkeit verteilt sich dabei auf
die bundesstaatliche, einaelstaatliche und kommunale Ebene.

2)
'In den USA existiert koin einheitliches System von beruf-
lichen Ausbildungswegen, die zu allgemein anerkannten Ab-
schlüssen führen. Da sowohl inhaltlich als auch seitlich
erhebliche Unterschiede zwischen verschiedenen Ausbildungs-
maßnahraen bestehen, wird in den USA selbst der Begriff der
Ausbildungsprogramme verwendet.
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Aber erst Ende der 50or Jahre sotzton im Gofolge des "Sput-

nüi-Schocks" verstärkte Anstrengungen seitons der amerikani-

schen xlegierung ein, um das auf vielen Gebieten sichtbar ge-

•»ordcno Bildungsdefizit der USA gegenüber den konkurrenten

abzubauen«

i)ie Überprüfung der Bildungspolitik fiel zeitlich mit den

Übergang der USA-*/irtschaft •zum neuon I«Tirtschaftstyp zusan-

tnen, der maßgeblich von der sturiaischon iüntx/icklunü dor T/is-

senschaf t und Technik bestiimit war,

Die neuen Erfordernisse hinsichtlich dor Zahl und der Aus-

bildungsqualität von Facharbeitern, Technikern und llochschul-

kadern schlugen sich su Beginn der 60or Jahre in einer- kleine

von gesetzlichen Maßnahmen nieder, die eine neue ^tappo dor

USA-j3ildungspolitik im sekundären und postsokundrren _»ereich

einleiteten, Lu diesen Gesetzon zählen das Arbeitshräftoont-

xjiclilungs- und Ausbildungsgesotz von 1962 und das Lorufsbil-

dunjsgesetz von 1Qö3» die später durch verschiedene Geset^os-

susütse (zuu Beispiel icjCo zuai Boruf sbildungogeso ba und 1972

zum ilochschulgosetz) sowie das "Geaeinsauo Boschärtigungs-

und Ausbildungsgosetz" von 1973 (CJJTA) und dui'ch das Lorufs-

bildungsgesotz von 1976 ergänzt wurden,

Üieso neue Etappe der BerufsbildungspolitiL dor USA vurdo

u. a. gepi'ägt durch

- eine wosontlicho Verstärkung dor Rollo des Gtaates (do*.1

Bundesregiorung wie auch der Bohördon der ILinselstaaten

und dor lokalen Verwaltungseinheiten) in dor Berufsbil-

dung 't

- eine bedeutende quantitative Zunahme der Teilnohu.Gr an

Borufsbildungsprogrammon der High Schools, der postsokun-

daren Bildungsoinrichtungen und an Ausbildungs- und Um-

sohulungsprogrammen, die vom Arbeitsministeriuni oi"gani-

siort werden;

- eine inhaltliche Anpassung der Ausbildungsprograome an

die nouen Erfordernisse der I7irtschaft;

- oine bossere Gestaltung der Rahmenbedingungen für eine

effektivere Berufsausbildung (zum Beispiel Schaffung von

regionalen und nationalen Informations-, Dokumentstions-

und Forschungszentren, Forderung von PilotprojeLten, Ver-
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besserung der Lehrerausbildung und dor Berufsberatung),

Uiese su Beginn der 60er Jahre eingeleitete Etappe fand ei-

nen relativen Abschluß mit der Bildung eines eigenständigen

llinistoriums für Bildung im Herbst 1979, das in soinem Kom-

petenzbereich ein Staatssekretariat für Berufs- und Er-

wachsenenbildung einschloß,

Die neue Etappe der Berufsbildungsentwieklung begann 1980

mit der Tätigkoit dor Reagan-Administration und war eng mit

der Wirtschafts- und Sozialpolitik des sogenannten I-Ioneta-

risiuus und dor Angebots Ökonomie verbunden. Zugleich t/urde

gogenübor der Sowjetunion und den Warschauer Vertragsstaa-

ten oin verstärkter Lonfrontationskurs eingeschlagen, der

durch soino extreme Ilochrüstungspolitik negative ±iücLuirkun-

gen auf das uildungswesen und die übrigen Sozialbereiche hat-

te. Spezielle Siele des llogiorungsprograuBiis von RiiAGAlJ" 19^1

waren die Inf lationseindämmung, Bolebung dos liirtschaf ts-

wachstums, Dollarstärkung, Produktions Steigerung und Konso-

lidierung des Staatshaushalts. Es erwies sich jedoch, daß

dieser Kurs zumindest von seinen ökonomischen Zielen und

Interessen her an seine Grenzen gelangte. Das belegen:

- gowaltige jJefizito iia »Staatshaushalt und der Handel VOJ

größten. Gläubiger zum größten Schuldner in der Veit,

- dor Verlust dor Fülirungsrolle als üzportour der ¥elt und

das Aufschließen der Konkurrenten auf dem Gebiet von ¥is-

senschaft und Technik.

Jieso Bilanz zwingt zur alternativen Politik, Die USA müs-

sen sich nii fc verstärkten Anstrengungen dorn ökonomischen und

politischen Konkurrenzkampf zulasten der militärischen Op-

tion stellen. Erste Anzeichen eines entsprechenden Kurs-

wechsels sind das binken des Antoils der Rüstungsausgaben

am Bruttosozialprodukt seit etwa 19^7 und die Umstrukturie-

rung dos Bundeshaushalts 19G9/9O zugunsten ökonomischer und

sozialpolitischer Ausgaben.

In dioser widersprüchlichen Entwicklung der GOcr Jahre be-

wegt sich die staatliche Bildungspolitik offensichtlich

zwischen zwei Problernkroison: der Erhöhung der Produktivi-

tät dor 'Wirtschaft und der Regulierung des Staatshaushalts«



lixpertenberichte von koinraissionen, die dio Regierung mit der
Analyso der Situation in der Wirtschaft und im Bildungswesen

beauf tragte, zeigten einen deutlichen Produktivitätsvorlust

der amerikanischen Industrie gegenüber ihron westeuropäischen

und asiatisekon Konkurrenten. ' Zu den langfristigen Fakto-

ren, die dem Niedergang der Produktivität entgegenwirken riüß-

ten, geköro die Erhöhung der Qualifikation der Arbeitslustfto.

jJio öffentlichen Gckulen böten nicht die orforderlicke Quali-

tät der Jildung. Voran es u. a. mangele, soi ein uiniinnlo&

Fivoan dar Gz'undlagenbildnng und dio notwendigo Ausbildung

ffr olnen zaaohmend komplexen und sich vandolndon Arbaits-

markt, iirstuals in der Geschichte der USA habe oino G-enora-

tion nickt die Fähigkeiten dor jiltorn o.veic'at, geGchuoigo-

donn übortroffon.

LTo tvoudig sei das Streben nach ein au hohon Kivoau in der öf-

fentlichen Bildung für allo Linder, Jedor ockuler sollte dio

grundlegenden Fälligkeiten und sozialen ^rfa'aruQgen erwerben,

uiu ein aktivor und produktiver Bürger zu werden. Zur besso-

ron Vorbereitung der uugend auf dio T/elt dez1 arbeit aolltea

rteforuien in den Oberschulen die Grundlagenbildung, die beruf-

liche Ausbildung und das Lernen in außerschulischer Ijngoouag

fördern, jjJs geho uu eine solide Basis für den lobenslangon

Lomproseß. '

Zahlreiche Untersuchungen von Bildungsforschern bekräftigton,

daß dio unzureichenden, sogar sinkenden Leistungen des öffent-

lichen -uildungsvesons zumindest teilt/olse für don Rückgang

dos Iroduktivitätswachstuns verantwox'tlich seien»

Folgende Anzeichen einer Bildungskrise wurden genannt:

- Unternehmer stellten zunehmend fest, daß es den Gberschul-

absolventen an allgemeiner Bildung mangelej sie seion ge-

stmngen, eino kostenaufwendige Ausbildung zu vermitteln,
3)

bevor dio Absolventen im Betriob produktiv soin könnten, '

'Vgl. Ä nation at risk - tho imperativo for educational reforn/
Tho Ifetional Couiraission on üxcellence in j£ducation. - Washing-
ton D.O. , 1983.-
Ä national agenda for the eighties: report of the President's
CoBiKiission foz" a national Agenda for tho .Eighties, - T/ashing-
ton Ü.C, , 1900.-

p)
gl. A national agonda»,. A.a»o, - S, 31» 83-87» A nation at

risk... ~A.a,o. - S. 5 - 14

Hanushek, E, : JExpenditures, efficiency and equity" in
education - the federal govermnent's role, - In: The Ameri-
can EoonQBiic Review. - New York 79 (1989)2. - S, 46
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- Berechnungen zum Leistungstest an Schulen ergaben, daß der

durchschnittliche Punkt-wert von Kitte dor 60er bis Lnde dor

70er Jahre gefallen sei (1966: 95C; 1979: 890) und bis Mit-

te der OOoi"" Jahre nur langsam ansteige (auf 900). Xn diesem

statistischen Trend widerspiegele sich ein tatsächliches Ab-

sinken der .Leistungen, ilxwzn komme die soziale Ungleichheit

in den Sildungsiaöglichkeiten: Schwarze und andere ethnische

Minderheiten hätten -weit ex-hin einen bedeutend niedrigeron

Leistungsstand (nach Testwerten von 19<3̂  et t/a nur Droivior-

tol der .funlitizahl von Weißen).

- Der Anteil Jugendlicher, die die Oberschule vorzeitig ohne

Abschluß vorlassen (hauptsächlich jene aus nationalen Hin-

derhoiteti und sosiai ungesicherten Familien) , lag Anfang

dor COer Jahr bei 25 l-rozant. Demgegenüber erhielten otx/a

10 - 15 iroseni; der Oberschüler eine hervorragende ßildung,

die als TJeltspitso gelten könne. i»ie I-Iehrheit Jugendlicher

finde in don ochulon zwar einige niveauvolle Angoboto, aber

insgesamt unzureichende geistige Herausforderungen vor. '

- iils funktionale Analphaboton, die vedor den Inhalt von ge-

wöhnlichen Texten richtig erfassen noch einfache mathemati-

sche Aufgaben lösen können, "wurden 13 x-rocent der 17jähri-

gen (bstj. :̂0 Prozent jenor, die den nationalen Minderheiten

angehören) und etwa ein Fünftel aller Erwachsenen einge-

stuft.2'

- liinsichtlich der vorborufliehen Bildung war bis zu den 80er

Jahren der Jodarf nach Arbeitskräften auf ünlornniveau weit-

gohend gedeckt worden. Dasu trug die quantitative Zunahme

dor Absolventen der beruflichen Vollzeitschulischen Ausbil-

dungseinrichtungon (eine Vervierfachung von 19Ö0 - 19S0)

sovio die Linführuiig von kurzfristigen Umschulungskursen in

Vorantwortungsboroich des Arbeitsminiateriums (vor alloiii iu

iialoraen dor CZTA-Prograamie) entscheidend bei. Gleichseitig

vergrößerte sich die Lücke zwischen diesor.1 Arbeitskräf tetyp

und den Absolventen der Technikorausbildung (2 - k Jahro

Collogo-TJesuch).

1'Vgl. Doyor, J6. : Secondary oducalion in Amerika - prioritios
for reforn, - In: The changing funetions of highor education/
Research Institute for Higher Sducation. - Hiroshima, 1983. -
i». 145-
\
'Vgl. A nation at risk. - A.a.O., S. 8 f»



Im wachsenden Maße fehlt der hochqualifizierte Facharbeiter,
sowohl in den herkömmlichen Berufen als auch in den durch

die technische Entwicklung neu entstehenden Berufsbereichen,

Einem Überangebot an kurzfristigen und damit relativ billi-

gen Ausbildungskursen steht ein bedeutender Mangel an lang-

fristigen und soliden Berufsausbildungsmöglichkeiten entge-

gen« Die Lehrlingsausbildung, die jährlich etwa 100 000 qua-

lifizierte Arbeiter in die Wirtschaft entläßt, kann diese

Lücke bei weitem nicht ausfüllen. Es ist deshalb nicht ver-

wunderlich, daß in der USA-Fachpresse wiederholt positive

Berichterstattungen über das duale System der Berufsausbil-

dung der BRD erschienen, welches für die Herausbildung des

genannten fohlenden Facharbeitertyps als vorbildlich angese-

hen wurde.

Die Erkenntnis in führenden politischen und wirtschaftlichen

Kreisen der USA über die im Vergleich zu den Konkurrenten in

Übersee sinkende Produktivität der Wirtschaft steht im deut-

lichen Gegensatz zur Haushaltspolitik der Zentralregierung in

Washington, Obwohl die Notwendigkeit einer massiven Bildungs-

offensive regierungsamtlich propagiert wurde, setzten mit dem

Amtsantritt der Reagan-Regierung spürbare Kürzungen im Bil-

dungsetat ein (1982 und'1983 um 20 Prozent). Sie betrafen

vor allem die finanzielle Unterstützung von Schülern und Stu-

denten aus Familien mit niedrigem Einkommen, Hingegen wurden

zusätzliche Gelder für die Anhebung der mathematisch-naturwis-

senschaftlichen Bildung bewilligt.

Auf die löntScheidung über spezielle Mittel für die berufliche

Bildung wirkten sich weitreichende Veränderungen in der staats-

monopolistischen Regulierung aus. Die Reagan-Regierung streb-

te vor allem im Interesse der Forcierung oor Rüstungsprograuune

einen "neuen Föderalismus", das heißt eine stärkere Verlage-

rung von Finanzierungs- und Leitungsverantwortung auf die ein-

zelnen Bundesstaaten und örtlichen Verwaltungen an. Zugleich

zielte ihre "Angebotsökonomie" darauf, daß die Wirtschaft,

durch Steuersenkung und allgemein bessere Profitbedingungen

stimuliert, ihre Investitionsbereitschaft erhöht und die Pro-

duktivität sowie Konkurrenzfähigkeit steigert» An dieses Kon-

zept wurde auch die Erwartung geknüpft, daß die Unternehmer

verstärkt die Verantwortung und Finanzierung von beruflicher

Bildung übernehmen.
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Vor diesem Hintergrund sind folgende bildungspolitische Be-

strebungen au sehen:

E r s t e n s gab es wiederholte Versuche des Bildungsmini-

steriums in den 80er Jahren, die Bundesmittel für berufliche

Bildung völlig zu streichen oder zumindest stark zu beschrän-

ken. Diese Bestrebungen scheiterten am massiven Widerstand

gesellschaftlicher Kräfte, vor allem vertretoa durch die Loi-

tungsorgane für berufliche Bildung in den einzelnen Bundes-

staaten und die nationale Vereinigung der Berufsschullehrer»

Die schließlich vom Kongreß bestätigten Bundesausgaben für

berufliche Bildung lagen in den lotsten Jahren bei 900 Millio-

nen Dollar (1986: 306j 1987: 875; 1988: 08i)1^. Diesen stehen

allerdings Ausgaben des privaten Sektors von insgesamt 30-50

Milliarden Dollar für die berufliche Aus- und Weiterbildung
2)der Beschäftigten gegenüber.

Obwohl der ünteil der Bundesiaittel relativ gering ist, ist

ihre Viruung als L.ata±ysator unbestritten. So führ ton Bundes-

mittel in den Jahrzehnten nach dem SMITII-HUGIIES-Gesetz von

1917 zur Herausbildung eines Systems der beruflichen Bildung

in jedem Bundesstaat. Programme ab Anfang der 60er Jahre er-

weiterten die %tfirtschaftliche Ziolstellung in Richtung so»

zialer Anliegen: Mittel für Benachteiligte, Aroeitslose, eth-

nische Minderheiten und Gleichheit der Geschlechter. Ohne

fortgesetzte Investition des Bundes würde das System der be-

ruflichen Bildung ernsthaft beeinträchtigt werden.

Als Argumente für eine dringende gesamtstaatliche Unterstüt-

zung der beruflichen Bildung wurden Ende der 80or Jahre fol-

gende Erfordernisse angeführt:

- Produktivitätssteigerung: das BROOLXNGS-Institut habe mehr-

mals betont, daß die wichtigste Grundlage hierfür das Ni-

veau der Bildung und Fähigkeiten der Arbeitskräfte sei;

- Wettbewerbsfähigkeit: notwendig wäre die Modernisierung und

Erweiterung der beruflich-technischen Bildung auf nachschu-

lischer Ebene, insbesondere die Einbeziehung von Fremdspra-

chenunterricht und die Ausprägung von Marktfähigkeiten;

'Vgl. Federal funding victories, - In: Vocational Education
Journal. - Alexandria 63(1988)1. - S. 3

2)
'Vgl. ßuesehhoff, N,: USA - zu den Bedingungen einer dynami-
schen Entwicklung. - In: Weltwirtschaft - pazifische Her-
ausforderung und europäische Antwort, - Köln: Bachern, 1987»
- 3. 30



36

- Technologische Veränderungen*, entsprechend sei die Weiter-
bildung zu fördern;

- Umschulung von Arbeitskräften: hierfür gebe es gegenwärtig

nur sehr begrenzte Fonds;

- Lebensqualität: dazu gehöre die Verbesserung beruflicher

Fähigkeiten von Behinderten. '

Z w e i t e n s war die Bundesregierung in den 80er Jahren

bestrebt, die Verantwortung der Unternehmer und anderer Inter-

essengruppen für die berufliche Schulbildung in den einzel-

nen Bundesstaaten zu erhöhen.

Ein erklärtes Ziel des PiQRLZKFS-Gesetzes von 19&^ üuer die be-

rufliche Bildung bestand darin, die Einbeziehung des privaten

Sektors zu fördern. In allen Bundesstaaten sollten Fachkommis-

sionen zur Beratung über Ausbildungsprograinme in den wichtig-

sten Tätigkeitsbereichen geschaffen werden. Als Mitglieder dor

Kommissionen sah das Gesetz vor allem Praktiker aus den ver-

schiedenen Tätigkeitsbereichen vor: Vertreter von Industrie

und Handel, von beruflichen Organisationen und "wo angebracht"

von Gewerkschaften. Mit der j£inbezienung von Berufskörper-

schaften, Gewerkschaften und anderen Organisationen sind ge-

sellschaftliche Gremien geschaffen worden, die komplexe re-

gionale Erfordernisse - selbstverständlich unter Vorherrschaft

der Wirtschaftsinteressen - in die Gestaltung der beruflichem

Bildung einbringen und deren Effektivität erhöhen können.

¥ofür die Bundesregierung nach wie vor die Hauptverantwortung

trägt, sind Programme für die Ausbildung und Beschäftigung von

Arbeitslosen und anderen Randgruppen. Doch auch hier sucht

sie verstärkt nach kommunalen .Lösungen unter Einbeziehung der

Unternehmer.

Tjr-
'Vgl. Shoemaker, B.: The case für reauthorization. - In: Vo-
cational jäducation Journal. - Alexandria 62(1987)7. - S. 87



Abbildung 3: Vereinfachte Darstellung der Struktur des Bildungswesens in den USA
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2,1.2. Gestaltung und Leistungen beruflicher Bildung

Im iiatiraen der verschiedenen Bildungsbereiche obliegt den Ober-

schulen (liigli schools) die Vermittlung einer Grundlagenbildung

im Sinne der Vorbereitung auf die Arbeitswelt. Das Ziel be-

steht darin, die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten mög-

lichst breit, das heißt, für eine Vielzahl von mehr oder min-

der verwandten Tätigkeiten zu entwickeln. Von den Schulabgän-

gern wird erwartet, daß sie in der Lage sind, beschüftigungs-

f einig und produktiv zu sein. Bei Eintritt ins .Berufsieben soll

nur noch eine Anlern- oder Einarbeitungsphase bzw. eine Spe-

zialisierung innerhalb des ßerufsfeldes notwondig sein. '

In den Oberschulen umfaßt das Lohrprogratmn grundsätzlich aka-

demisch orientierte und berufliche Fächer, für deren Abschluß

Punkte (credits) vergeben werden. Berufliche Fächer nehmen

durchschnittlich ein Drittel der gesamten Juehrprograranie ein.

Innerhalb des gesamten Lehrprogratams wählen die Schüler in

der liege 1 zwischen akademischen und beruflichen Ausbildungs-

srwoigen, die aber jeweils Fächer beiden Typs enthalten. Die

Teilnahme an beruflicher bzw. akademischer Bildung ist keine

"entweder-oder-Situation", sondern im wesentlichen eine Frage

der jeweiligen Anteile, Allerdings darf die weitverbreitete

Kombination akademischer und beruflicher Fächer nicht darüber

hinwegtäuschen, daß im fachlichen Profil und in der Qualität

der Oberschulbildung eine ausgeprägte Hierarchie existiert.

Sie geht mit einer starken sozialen Differenzierung Innerhalb

der formal einheitlichen Oberschule einher: angefangen von

krassen regionalen sowie lokalen Unterschiedon in Niveau und

Ausstattung der Einrichtungen bis hin zu Einteilungen der

Schüler in bestimmte lilassensüge, zura Beispiel akademische,

allgemeinbildende, berufliche und sonstige.

Für die Charakterisierung der beruflichen Bildung ist dabei

festzuhalten, daß sich in den vorwiegend beruflichen Zweigen

bzw. Klassenzügen zumeist jene Schüler1 finden, die in akademi-

schen Fächern nicht erfolgreich sind, aus "unteren" sozialöko-

nomischen Klassen und Schichten kommen und sich auf eine un-

mittelbare Arbeitstätigkeit nach der Schule einstellen. '

'Vgl. Buzzell, C.: ¥e're ready for the challenge. - In: Vo-
cational iüducation Journal, - Alexandria 64(1989)3. - S. 8

2)
'Vgl. ifilms, ¥. : Training for technology - a questionable In-
vestment. - In: International Journal of Educational Develop-
ment. - Oxford 8(1988)1. - S. k6
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Seit den Reforrainitiativen, die etwa 1983 einsetzten, sind die

Anforderungen an das Niveau der Oberschulabschliisse gestiegen»

Entsprechend hat sich das Angebot von erforderlichen ICernfä-

chern verstärkt und die Teilnahme an diesen erhöht» Im Ergeb-

nis ist die Vermittlung beruflicher Bildung eingeschränkt wor-

den und das gesellschaftliche Ansehen dieses Bereichs gesun-

ken. Allerdings zeigt sich das statistische Erscheinungsbild

dieses Trends sehr differenziert:

- Über die Gesamtheit der Bundesstaaten ist die Teilnahme an

beruflicher Bildung sogar etwas gestiegen (von 7*07 auf 7,37

Millionen Schüler zwischen 1982/87 in k*7 Staaten), während

die Scuülorzahl in der allgemeinen Bildung etwas zurückging

(von 12,36 auf 12,15 Millionen). Hierbei wirkt sich aber

die veränderte Zuordnung der Kurse aus: mehrere Staaten

definieren jetzt mehr Kurse auf mehr Niveaustufen als be-

rufliehe(vermutlich um die akademische Auslese zu befördern),

- Unter den einzelnen Bundesstaaten weist über die Hälfte ei-

nen gesunkenen Anteil der Schüler beruflicher kurse aus (in

New York zum Beispiel von 1982/83 bis 19G5/S6 mit 6,7 Pro-

zent), in 19 von k'J Staaten ist er angestiegen« Während

eine rückläufige Teilnahme in den Fachgebieten Landwirt-

schaft, Gesundheitswesen, Handel und Industrie zu verzeich-

nen ist, haben die Fächer Geschäftswesen und Markt wachsen-

den Zulauf.1 '

Besonders nachteilige Auswirkungen hat der Trond zur akade-

mischen auf Kosten beruflicher Bildung auf jene Schüler, die

unmittelbar nach Abschluß der Oberschule in die Arbeitsbevöl-

kerung eintreten, sowie für jene mit sozialen und anderen Be-

hinderungen,

Die Warnungen von Bildungsexperten und -Politikern sind un-

üüerhörbar« Im Interesse der wirtschaftlichen und gesellschaft-

lichen Entwicklung des Landes müsse gesichert bleiben, daß

alle Oberschüler die Möglichkeit haben, sowohl mit anwendba-

ren beruflichen Fähigkeiten als auch mit Voraussetzungen für

• 1

'Vgl, Frantz, N. Jr.j Strickland, D«; Elson, D.: A nation
at risk and vocational education at risk? - In: Vocational
üducation Journal. - Alexandria 63(1988)7. - S. 3h



die höhere Bildung abzuschließen. Zur Begründung werden öko~
noiuisclie ebenso wie soziale iDrfordernisse genannt:

- Der schnelle technische Wandel und der Konkurrenzkampf in

der Weltwirtschaft bedingen einen fortgesetzten Bedarf an Ar-

beitskräften mit beruflicher iSrstausbildung, die eine pe-

riodische Weiterbildung ermöglicht.

- Angesichts der kulturellen Vielschichtigkeit der Bevölke-

rung ist ein broites Bildungsangebot, das auch die große

Gruppe sozial und ökonomisch benachteiligter Jugendlicher

einschließt, unerläßlich« '

Der einseitigen Förderung akademischer Bildung ist also die

Niveauerhöhung der beruflichen entgegenzusetzen. Experten ver-

weisen auf das PiSillZCNS-Gesetz (19Ö^)> i-n dorn die Verstärkung

von allgemeinbildenden Grundlagen in der beruflichen Bildung

betont wurde. Zwei Arten von akademischen Fähigkeiten seien

nach ihrer Meinung in beruflichen Kursen su berücksichtigen:

- Grundlagen der Mathematik, Naturwissenschaf ton, Ivommunika-

tion (lesen, schreiben, zuhören und sprechen) und Umgang

mit Computern;

- Vorbereitung für bestimmte Berufe, zum Beispiel besondere

naturwissenschaftliche Fächer für Elektronik- und Gesund-

heitsberufe.

JSine Verbesserung der Qualität beruflicher .Bildung in der

Oberschule, so plädieren doren engagierte Vertreter, käme al-

len Jugendlichen - ob sie eine Beschäftigung oder ein Studium
3)

anstreben - zugute. '

Colleges

Die kommunalen Colleges bieton berufliche Kurse in einem noch

breiteron Kontext von Bildungsleistungen. Traditionell uiafas-

1'Vgl. ebenda, S. 35
2)
'Vgl. Fritz, S. : Basic skills - the new imperative. - In: Vo-
cational Education Journal, - Alexandria 63(1988)2.. - S« Zh

3)'Vgl. Buzsell, C»: Were ready for.... - A.a.O. - S. 9



sen sie - bei durchschnittlich 2jährigen Studien - akademi-

sche Vorbereitung auf Universitätskurse, fachliche Ausbildung

und abschließende Allgemeinbildung. Zusätzlich, bieten sie

aber auch Programme sozialen und beruflichen Chrakters und

vielfältige kommunale Bildungsleistungen. Sie entsprechen al-

so den neuen Bildungsbedürfnissen, die mit dem raschen ifandel

in den Qualifikationsanforderungen und ßeschäftigungsbedin-

Cungen ainherße'aen. Jugendliche können bei diesen Kursen leicht

ein- und aussteigen, in Voll- oder Teilzeitformen studieren

und sind keinem harten Leistungsdruck ausgesetzt.

Bereits bis Anfang der 80er Jahre zeichnete sich ein Trend ab,

daß Jugendliche, die in gelernte Tätigkeiten oder in die Vex1-

waltung elntreton wollten, auf ein College gingen.

Jntsprechend änderten sich die Proportionen der Lurso inner-

halb der kommunalen Colleges, Die akademisch ausgerichtete

Studionvorberaitung, die in früherer Zeit vorherrschte, ver-

lor an Bedeutung. Anfang der 80ei" Jahre boroits zeichnete sich

ab, daß iinuer weniger Studenten einen akademischen Grad nach

2jährigen Lurson (associate degree) erwarben und stattdessen
1 )

Abschlüsse für berufliche frograrame bevorzugten* '

19ÜU wurde dex1 uericht einer Untersuchungskotuiaission, die sich

mit dei1 Rolle der kommunalen Colleges in ihrem Territorium be-

faßt hatte, veröffentlicht. Sowohl der rückläufige Prozentsatz

von Studenten, die zu höheren Studien übergingen, als auch die

beschränkten Bildungsmöglichkeiten für soziale Minderheiten,

waren Anlaß zur Besorgnis, Die Jirapfehlungen des Berichts

sielten darauf, das breite Bildungsprofil dieser liinrichtun-

gen zu bestärken. Für- berufliche und technische Kurse, die von

der Mehrheit der Studenten belegt werden, sollte ebenso wie

für akademische ein Lernstudienprogramm eingeführt werden. Üs

sollte historische Zusammenhänge, Verständnis gesellschaftli-

cher Institutionen, Kenntnisse in Naturwissenschaften und Tech-

nik sowie Einblicke in die darstellenden Künste vermitteln.

Mit der Integration dieses Kerns in die beruflichen und tech-

nischen Studien würde die Spezialisierung in einen breiteren

Kontext eingeordnet werden und zu aktuellen Problemen Bezug

haben» '

1 Vgl, Badley, G,: Uniquo, authentic and American - a British
view of the Community Colleges. - In: Tho Journal of Further
and Higher jüducation. - London 12 (1980)2. - S. 76

2)Vgl. Boyer, i>, : Community of Colleges ready for a face lift.-
In: The Times Higher Education Supplement. - London (1980-O5-
06) = Nr. 809. - S. 18



¥as bisher noch unzureichend funktioniert, ist die Abstimmung

beruflicher Bildung zwischen Oberschulen und Colleges, üs man-

gelt an Kontinuität und Koordination swisclien den Ausbildungs-

progi^ammen*

Doch dies ist Teil eines grundsätzlicheren Problems: Steigen-

de inhaltliche Anforderungen und wachsende Mannigfaltigkeit

in der beruflichen Bildung verlangen bessere Loorclinieruiig

über alle Stufen hinweg. Es gibt bereits Beispiele von Ver-

einbar1 ungen zwischen Oberschulen, kommunalen Colleges und Uni-

versitäten, in denon übergangsmöglichkeiten in JLurson für Ge-

schäftswesen, Technik und Gesundheit geboten werden.

In diesem Zusammenhang sind auch die Trends in der noch ver-

bliebenen Lehrlingsausbildung interessant. Sofern die Firmen

keine eigene Ausstattung für den theoretischen Untorricht ha-

bon, erfolgt dieser - mit privator Kostendeckung - in öffent-

lichen Bildungseinrichtungen. Dio neuen Standards des Arbeits-

ministeriums für die Lehrlingsausbildung zielen auf eine hb'he-

i-e Qualität des Unterrichts. Sie gohen davon aus, daß der ty-

pische Lehrling zumindest eine Oberschulbildung hinter sich

hat. Jis liegt daher nahe, daß anstello der früher üblichen

Lohrlingsprograiiuiie von Oberschulen (die dort im iialimen der iir-

vacliseiionbildung laufen) die kursangebote dor kommunalen Col-

leges an Bedeutung gewinnen.

Bildungsstätten für Spezialkurse

Dio Auseinandersetzungen um das Bildungsniveau an Oberschulen

und Colleges machen deutlica, daß eine enge Wechselwirkung

zwischen akademischen und beruflichen Kursen bewahrt werden

soll und eher grundlegende als spezielle Fähigkeiten für die

berufliche Tätigkoit angestrebt werden. Die Unternehmen suchen

jedoch ihren Beitrag zur Ausbildung für die Mehrzahl der Be-

schäftigton auf das arbeitsplatzbezogene Anlernen und Unisehu-

lon su beschränken. Da aber mit den steigenden Anforderungen

in technischen und ökonomischen Prozessen fachliche Lenntnis-

se - sowohl spezieller als auch übergreifender Art - erhöht

worden müssen, bedarf es zusätzlicher Bildungsforiuen,

In diese "Zwisehenizone" ordnet sich eine große Vielfalt von

privaten Bildungsstätten ein, die beruflicho SpozialLurso für



Jugendliche und iix-wachsene gegen Zahlung anbieten. Der über-

wiegende Teil von ihnen sind privato Einrichtungen auf lJro-

fitbasis. Die meisten Kurse haben nur kurze Dauer und führen

au keinem national anerkannten Abschluß (denn für ein Zeug-

nis oder Diplom, wie es zum Beispiel die kommunalen Colleges

vorgeben, wird ein organisiertes Programm von mindestens zwei
1 \

Jahren bzw. 1800 Kontaktstunden vorlangt). '

Ausbildung" und CoschuftigungsProgramme für Arbeitslose

19o2 wurde ein Gesetz über Ausbildungspartnerschaft (Job Trai-

ning Partnerstiip Act - JT1JA) verabschiedet, das die frühero

gesetzliche Regelung Lloer Beschäftigung und Ausbildung (Cora-

prehensive iiniploytnent and Training Act - CiiTA) ablöste.

Untor allen ArbeitsmarktProgrammen auf Bundesebene ist die

"Ausbildungspartnerschaft" - mit einer finanziellen Ausstat-

tung von rund 3,7 Hd, Dollar - das bedeutendste. Das JTi'A-L-ro-

graium folgt trotz seines sozialpolitischen Charakters einem

in den USA ausgeprägten ökonomischen Leitgedanken: der Human-

kapitaltheorie. Danach wird Bildung primär als Investition be-

trachtet, von der der einzelne -profitiert. Lsie «^.ualifikations-

veruiittlung gilt als individuolle Zusatzinvestition und damit

als Möglichkeit, dorn Zustand der Chancenlosigkeit zu begegnen.

In diesem Sinne wird der Dildungserf olg des Ji-TA-Jrrogramins

u. a. an der individuellen Einkomniensentwicklung der Teilneh-

mer bzw. Absolventen gemessen. Ideologisch wird dieses Konzept

durch den in der Gesollschaft der USA herrschenden Individua-

lismus vertieft, der don einzelnen für sein Schicksal solbst

verantwortlich macht.

Für das JPTA-iJrOgramm ist der gleiche Trend zur Dezentralisie-

rung und Stärkung der Unternohnerrolle, wie ihn das PDilLIUS-

Gesotz für die berufliche Bildung festgeschrieben hat, kenn-

Ygl. Directory of postsecondary institutions: Volume 1 : ^
year and 2-year/Frankel, M, (llrsg.), Center for ßducation
Statistics. - Washington D.C., 19-87, - S. IV (Verzeichnis
übor nachschulische jiinrichtungon)
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zeichnend. Im Einklang mit der Politik des Föderalismus wird
die Verantwortung für die Programmgestaltung den Einzelstaa-

ten und den lokalen bzw. regionalen Prograrameinheiten über-

lassen. Das Kernstück des JPTA bilden die privaten Industrie-

räte (Private Industrie Council), die sich aus Vertretern

der Privatwirtschaft, BehördenVertretern, Gewerkschaftern so-

wie Vertretern gemeinnütziger Organisationen zusammensetzen.

Laut Gesetz sollen aus der privaten Wirtschaft mindestens 51

Prozent der Mitglieder sowie der Vorsitzende gestellt werden.

Als Problem hat sich allerdings ergeben, daß in den Räten der

Industriesektor gegenüber den Dienstleistungsbereichen über-

repräsentiert ist.

Aus der folgenden Tabelle gehen die Schwerpunkte des JPTA-Pro-

gramms hervor.

Tabelle 7* Verteilung von staatlichen Mitteln bis auf das

Programm der "Ausbildungspartnerschaft" - USA - 1984

bis 1989

1984 1985 1986 1987 1988 1989/=/

1. Ökonomisch Benach-
teiligte 1886 1886 1783 1840 1809 1809

2. Sommerprogramm für
Jugendliche 725 825 635 750 718 718

3. "Freigesetzte Ar-
beiter" 223 223 96 200 287 980/+/

4, SonderProgramme

Gesamt

798

3632

815

3749

793

3310

858

3656

931

37^7

904

4411/+/

/=/ vorgelegter Regierungsentwurf
/+/ Mittelaufstockung durch Einbeziehung eines bestehenden

Programms

Vgl. Klumpp-Leonhardt, 0.: Die öffentlich-private Partnerschaft
hat erste Bewährungsprobe bestanden - US-Arbeitsmarkt in den
80er Jahren. - In: Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 21(1988)3.
S. 407

Das Hauptproblem beim ersten Schwerpunkt - der Qualifizierung

ökonomisch Benachteiligter - liegt in der Auswahl der Teilneh-

mer. Aus dem riesigen Heer der Armutsbevölkerung von rd. 32

Mio. Personen kam es zum Beispiel im Programmjähr 1986 zu über
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ren Arbeitsplatz schon drei Jahre inne und zählten damit zu

der Kategorie "freigesetzter Arbeiter". Von diesen 5»1 Mio.

waren 1986 3,4 Mio. wiederbeschäftigt, 800 000 standen dem

Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung und 900 000 waren noch

arbeitslos.

An den drei vorgesehenen Qualifikationsformen dieses JPTA—

TeilProgramms - Förderkurse, AusbildungsUnterricht und Aus-

bildung am Arbeitsplatz - nahm in den ersten drei Jahren

weniger als die Hälfte der eingeschriebenen Arbeiter teil.

Der Schwerpunkt liegt eindeutig bei der Arbeitsplatzsuche -

zur möglichst raschen Wiedereingliederung besonders qualifi-

zierter Kräfte in den Arbeitsprozeß,

Insgesamt läßt sich feststellen, daß das neue Programm der

Ausbildungspartnerschaft aus der Sicht seiner Initiatoren

funktioniert: die beteiligten Entscheidungsträger sprechen

von fruchtbarer Zusammenarbeit. Doch in dem Maße, wie sich die

Privatwirtschaft in die Führungsrolle drängt, nimmt der öf-

fentlich-gemeinnützige Einfluß ab. Deutlich erkennbar ver-

schiebt sich die Programmstruktur in Richtung kürzerer und

billigerer Qualifikationsmaßnahmen, Wieweit dies den sozialen

Ansprüchen und vor allem den ökonomischen Erfordernissen der

Reproduktion des qualifizierten Arbeitsvermögens zu entspre-

chen vermag, läßt sich noch nicht abschätzen.

2.1.3. Anforderungen an die berufliche Bildung für die 90er

Jahre

Bildungsforscher und Bildungspolitiker der USA vertreten die

Ansicht, daß mit Eintritt in die 90er Jahre eine "2. Welle

der Bildungsreform" fällig sei und die berufliche Bildung

"ein Bereich der höchsten Priorität" werden.

Vgl. Daggett, W.: The second wave of reform, - In; Voca-
tional Education Journal. - Alexandria 64(1989)2. - S. 45
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2.2. Japan

Bei dem raschen wirtschaftlichen Wachstum der japanischen

Wirtschaft nach dem 2, Weltkrieg spielen neben anderen bedeu-

tenden Faktoren auch Bildungs- und Ausbildungsfragen eine

•wichtige Rolle. Die Übernahme wesentlicher struktureller und

inhaltlicher Merkmale des USA-Bildungswesens, die durch Maß-

nahmen ergänzt wurden, die den japanischen Besonderheiten und

Erfordernissen entsprachen, führte zu einer bedeutenden Ex-

pansion des japanischen Bildungswesens. Der Schwerpunkt lag

dabei in der Entwicklung der allgemeinen Bildungswege, die

erst seit den 60er Jahren stärker mit berufsbildenden Elemen-

ten er ganz t wurden•

Als typischer Weg für die Heranbildung von Arbeitskräften ha-

ben sich in Japan eine 12jährige Schulbildung, zum Teil er-

gänzt durch ein- bis zweijährige Collegekurse, und eine an-

schließende Ausbildung im Unternehmen durchgesetzt.

2.2.1. Beziehungen zwischen Bildungs- und Beschäftigungssys-

tem

Die berufliche Bildung ist in Japan in einen breiten gesell-

schaftlichen Kontext zu stellen: Die Unternehmen sind nicht

nur Arbeitsstätten schlechthin, sie haben einen zentralen

Stellenwert in der Lebensgestaltung der japanischen Werktä-

tigen. Die soziale Ausrichtung auf das Unternehmen bedeutet,

"daßdie Gesamtsozialisation des Individuums von der frühkind-

lichen Erziehung bis zur Beendigung des Ausbildungsganges

idealtypisch auf die Eingliederung in ein Großunternehmen an-

gelegt ist." ' Zwar beträgt der Anteil der Arbeitskräfte, die

in den Großunternehmen arbeiten und als Stammbelegschaft eine

gesicherte Perspektive haben* nur 20 bis maximal 25 Prozent.

Dennoch haben diese Unternehmen das Bildungs- und Sozialver-

halten in der gesamten Gesellschaft nachhaltig geprägt.

Lecher, W.: Ohne Illusionen - Stand und Perspektive der Ar-

beitsbeziehungen in Japan. - In: Im Schatten des Siegers:

Japan/U. Menzel (Hrsg.). - Frankfurt/Main: Suhrkamp, 1989. -

Band 3- Ökonomie und Politik. - S. 196
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Das Interesse der Unternehmer gilt vorrangig den allgemeinen

Fähigkeiten und Haltungen ihrer Beschäftigten. Sie legen

e r s t e n s Wert auf allgemeines Bildungsniveau und Lern-

fähigkeiten. Ausschlaggebend hierfür sind die erreichte Bil-

dungsstufe (entsprechend ist das Anfangsgehalt gestaffelt) und

der gesellschaftliche Stellenwert der besuchten Bildungsstät-

te. Weniger beachtet und geringer bewertet werden Vorkenntnis-

se aus den berufHohen Fächern der Oberschule. Sie gelten eher

als Zeichen geringerer intellektueller Fähigkeiten oder niede-

ren Niveaus der Schule des Absolventen, Nur für ingenieurtech-

nische Tätigkeiten sind spezialisierte Kenntnisse als gleich

wichtig angesehen. Eine hohe Allgemeinbildung ist also die

hauptsächliche Basis für eine unternehmensspezifische Aus- und

Weiterbildung, Der Bildungsstand der Arbeitskräfte wird an den

Abschlüssen formaler Bildung (Schulen und Colleges) gemessen.

Hingegen ist eine Gliederung des Arbeitsvermögens nach beruf-

licher Qualifikation bzw. Berufsstand und eine entsprechende

Ausrichtung von Bildungsabschlüssen, wie zum Beispiel die deut-

sche Qualifikation als "Facharbeiter", nicht anzutreffen. In-

soweit gibt es starke Ähnlichkeiten mit dem System beruflicher

Bildung in den USA.

Bin wesentlicher Unterschied liegt aber in Charakter und Ziel

innerbetrieblicher Qualifizierung. In den USA ist es bisher

typisch, daß neu eingestellte Arbeitskräfte unmittelbar für

eine stark spezialisierte Tätigkeit angelernt werden. In den

großen japanischen Unternehmen dagegen ist das Qualifizierungs-

ziel eher der betriebsbezogene Generalist als die tätigkeits-

bezogene Fachkraft. '

Die Grundlage für diese Besonderheit ist der Charakter der

Arbeitsorganisation in japanischen Unternehmen. Typisch sind

sehr breit gefaßte Kategorien von Arbeitstätigkeiten, wie Ver-

kauf f Büro, Handarbeit, technische Positionen. Die Arbeitsan-

forderungen je Arbeitsplatz sind nur sehr ungenau definiert.

Hauptbezugspunkt ist das Aufgabenfeld einer Arbeitsgruppe. Die

Unternehmer erwarten, daß die einzelnen Beschäftigten jegliche

' Vgl, Georg, ¥.; Marktmodell Japan - japanische Qualifizie-
rungsstrategien im internationalen Vergleich/Internationales
UNESCO-Symposium "Innovative Methoden in der beruflichen Bil-
dung" vom 5* bis 9, Juni 1989 in Hamburg (unveröff* Manu
skript). - S. 10



Arbeit, die von dem betreffenden Team verlangt wird* verrich-
ten. 1'
Aus dieser Arbeitsgestaltung ergibt sich ein z w e i t e s

Qualifikationsmerkmal, die soziale Haltung, die Fähigkei t zur

^E^-iEEiiSRj. Di Q S© r Charakterzug japanischer Unternehmenspo-

litik ist in patriarchalischen Traditionen der japanischen Ge-

sellschaft verwurzelt und trägt zu deren Fortwirken im moder-

nen Prozeß der Sozialisation bei. Die Schulen leisten hierfür

einen großen Beitrag» Ihr "heimlicher Lehrplan11 ist auf die

reibungslose Eingliederung der Absolventen in die Arbeitswelt

gerichtet. Zur Ausbildung von Verhaltensmustern gehören hohe

Anforderungen an Disziplin, Pünktlichkeit, Ein- und Unterord-

nung* Die frühzeitige Ausrichtung des Lernens auf Ausleseprü-

fungen erfordert einen ständigen Leistungswettbewerb, verbun-

den mit einem harten Arbeitsrythmus« Kollektives Lernen und

Gemeinsohaftsveranstaltungen spielen eine große Rolle. Mit

diesem Training für Belastungsfähigkeit, für Bereitschaft zur

Lösung vorgegebener Aufgaben, mit der Herausbildung von Ein-

satzwillen und Freizeitverzicht trägt die Schule wesentlich

zur Berufsvorbereitung bei.

Im Unternehmen setzt sich dieser Sozialisationsprozeß fort.

Die ersten Einführungspraktika sind kaum auf eine fachliche

Qualifikation gerichtet^ sondern auf die soziale Integration

in die "Firmengemeinschafttt» Durch die nachfolgende Rotation

der Neueingestellten über eine Vielzahl von Arbeitsplätzen sol-

len sie Arbeitserfahrungen gewinnen und auf einen vielseiti-

gen Einsatz innerhalb des Unternehmens vorbereitet werden. Zu-

gleich fördert diese Rotation eine Anpassung an die Normen

der jeweiligen Arbeitsgruppe und die Einbindung in eine Viel-

falt persönlicher Beziehungen, Verpflichtungen und Abhängig-

keiten. Diese innerbetriebliche Kommunikation ist wiederum ei-

ne wichtige Quelle für gegenseitige fachliche Qualifizierung

und Akkumulation von Erfahrungswissen. '

' Vgl. Iwaki, H«: The Organisation and content of studies
at the post compulsory level: country study Japan/OECD» -
Paris, 1988,-S. 53

2)
' Vgl. Georg, ¥. : Marktmodell Japan ».,» . - A.a.O. - S. 9 f.
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Das umrissene Wechselverhältnis zwischen Bildungs- und Be-

schäftigungssystem ist allerdings nioht als ein völlig spo-

radisch funktionierendes zu verstehen« Der Staat setzt Rah-

menbedingungen» die in einem Berufsbildungsgesetz niederge-

legt sind und vom Arbeitsministerium sowie den Behörden der

Präfekturen weiter ausgearbeitet werden. Von diesen Organen

wird eine Abstimmung und Förderung beruflicher Bildung der

Schulen/Colleges und der Unternehmen angestrebt, untersetzt

mit gezielter Vergabe von Geldern, Die eigenen Angebote be-

ruflicher Aus- und Weiterbildung seitens der Wirtschaftsmini-

sterien ordnen sich hier ein.

Ein besonderer Verantwortungsbereich staatlicher Bildungs-

und Besohäftigungspolitik sind jene Jugendliche, die nach Ver-

lassen der Schule keine Beschäftigung finden. Die Probleme

der Jugendarbeitslosigkeit haben jedoch in Japan im Vergleich

zu anderen Industriestaaten bisher ein geringes Ausmaß. Eine

Grundvoraussetzung hierfür ist die Unternehmenspolitik: Ju-

gendliche Absolventen des Bildungssystems, die sich um einen

Arbeitsplatz bewerben, werden fast in der ganzen Bandbreite

in die Wirtschaft aufgenommen, dafür scheiden alte Arbeits-

kräfte nach festem Rhytmus (d.h. am Ende der durchschnitt-

lichen vollen Leistungsfähigkeit) aus den großen Unternehmen

aus. Die Vorteile des ständigen Zustroms frisch ausgebildeter

und anpassungsbereiter Kräfte mit noch geringen Gehaltsansprü-

chen können damit voll ausgeschöpft werden. Aber auch die ins-

gesamt guten Bildungsvoraussetzungen der Jugendlichen wirken

sich günstig aus. Zwar sind die Leistungen der Bewerber durch

erhebliche Niveauunterschiede zwischen einzelnen Schulen und
«

auch Colleges stark differenziert,? doch es gibt darunter kei-

ne Gruppierung mit markantem Bildungsdefizit, und auch funk-

tionales Analphabetentum, wie in den USA, ist kaum anzutref-

fen. Infolgedessen haben in Japan staatliche Programme zur

beruflichen Vorbereitung arbeitsloser Jugendlicher bisher nur

Randbedeutung,

Analog zu anderen westlichen Industriestaaten stiegen in den

vergangenen Jahrzehnten auch in Japan die bildungsmäßigen An-

forderungen an die Qualifikation der Arbeitskräfte, Das zeigt

u, a, das gestiegene Niveau der Bildungsabschlüsse von neube«
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schäftigten Absolventen (vgl* Tabelle 8),

Tabelle 8: Neubeschäftigte Absolventen verschiedener Bildungs-

ebenen - Japan - 1955 bis 1988*

1955

1960

1965
1970

1975
1980

1985

1988

Mittel-
schule

698.007

683.697

624.731

271.266

93.984

67.417

70.527

61.685

Ober-
schule

340.529

572.502

700.261

816.716

591.437

599.693

563.912

594.217

Techn.
Coll.

—

-

247
6.042

7.542

7.083

7.150

7.678

Junior
Coll.

15.187

17.917

35.547
80.740

103.314

129.156

1̂ +0.870

160.881

Universität

70.938

101.532

138.969

195.525

2^2.702

297.115

304.560

318.284

* Vgl. Japan: Statistical yearbook: 1989. - Tokyo, 1989. -

s. 90

Deutlich erkennbar im Querschnittsvergleich ist die Verschie-

bung der Relationen zwischen den verschiedenen Abschlüssen

der neubeschäftigten Absolventen:

Mitte der 50er Jahre besaßen die Absolventen zu zwei Drittel

Mittelschulabschlüsse, weniger als ein Drittel Oberschulab-

schlüsse und nur ein Zehntel College- und Universitätsabschlüs-

se* Bis Mitte der 70er Jahre war der Anteil der Oberschulabsol-

venten bereits auf reichlich die Hälfte gestiegen und die Col-

lege- und Universitätsabsolventen machten über ein Drittel

aus. Inzwischen hat der Anteil der letzteren weiter zugenom-

men, während Mittelschulabsolventen nur noch 5 Prozent der Ge-

samtheit betragen.

2.2.2. Gegenwärtige Struktur und Leistungen der beruflichen

Bildung

Das Flußdiagramm über Abgänger bzw. Absolventen der verschie-

denen Stufen und Einrichtungen des Bildungswesens (Abbildung 4)

vermittelt eine Vorstellung von der Größenordnung derjenigen
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Bildungsbereiche, deren Leistungen nachfolgend erörtert werden

sollen«

Abbildung kz Fluß von Schülern/Studenten durch das Bildungs-

system - Japan - 1985*

Quelle: Ministry of Eduoation, Science and Culture, Tokyo

1986

Berufliche Kurse an Oberschulen

Im japanischen Verständnis der Berufsvorbereitung gehört die

12jährige Oberschulbildung in ihrer Gesamtheit zum Fundament

der beruflichen Bildung. Die beruflichen Kurse an den Oberschu-
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len (10. bis 12. Klasse) stellen dabei eine gewisse Besonder-

heit dar: An ihnen nehmen zumeist diejenigen Jugendlichen teil,

die nicht den Anforderungen der vorwiegend akademisch ausge-

richteten allgemeinbildenden Kurse der Oberschule gewachsen

sind. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der Oberschüler beträgt ca,

30 Prozent»

Die beruflichen Kurse an den Oberschulen lassen sich .nach drei

Kriterien charakterisieren:

a) das Verhältnis von Allgemein- und Spezialbildung,

b) der Bezug zur ¥irtschaftsstraktur und

c) die Gestaltung praktischer Ausbildung,

(a) Grundsätzlich wird ein ausgewogenes Verhältnis von .allge-

meiner undberuflicher Bildung angestrebt» In den berufli-

chen Kursen werden sowohl allgemeinbildende als auch be-

ruflich orientierte Fächer gelehrt» Nach den Richtlinien

des Bildungsministeriums ist mindestens ein Drittel aller

Unterrichtsstunden für allgemeinbildende Fächer festge-

legt, in der Praxis umfassen sie aber sogar etwa die Hälf-

te. Von allen Teilabschlüssen für einzelne Fächer (cre-

dits) - minimal 80 - müssen im beruflichen Kurs mindestens

30 in relevanten beruflichen Fächern erlangt werden. '

Unter den beruflichen Fächern sind zwei für alle Schüler

des Kurses verbindlich:

- Grundlagen der Industrie - als Einführung in alle indu-

striellen Bereiche und in die Technologie^

- industrielle Mathematik, d.h. angewandte mathematische
2)Aufgaben je nach beruflichem Spezialgebiet, '

Problematisch ist jedoch die starke Spezialisierung der

übrigen beruflichen Fächer, die trotz der Bemühungen Mit-

te der 70er um Überwindung der extremen Auffächerung wei-

terbesteht. So gibt es beispielsweise in den industriebe-

zogenen Kursen solche Spezialisierungen wie Maschinenkun-

de, Elektrizität, Elektronik, Architektur, Bauwesen; spe-

' Vgl. Inoue, K,: The education and training of industrial
manpower in Japan, - Washington, D.O., 1985» - S. 12

2)
Vgl. Dore, R.P,; Sako, M,: How the Japanese learn to work.
- London, New York: Routledge, 1989. - S» kZ
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zialisiertere sind Autoreparatur, Metallarbeit, Textilien,

Möbel, Formgestaltung, Druck, Präzisionsmaschinen, Radio-

Kommunikation, Schweißen» Zu den am meisten gewählten Kur-

sen des Geschäftswesens gehören allgemeiner Handel, Schreib-

technik, Buchhaltung und Verwaltung,

Die Schüler müssen sich gleich bei Eintritt in den beruf-

lichen Kurs für Spezialisierungen entscheiden. Was nun in

der jeweiligen Schule angeboten wird, hängt von den loka-

len Bedingungen und entsprechenden Genehmigungen der Schul-

behörden ab. Im Durohschnitt sind das zwei Spezialfächer

pro Fachgebiet,

(b) Das Gesamtangebot beruflicher Fächer erstreckt sich über

ajLle Bereiche derr Wir tsqhafjb^ Jedoch sind die jeweiligen

Anteile an veraltete wirtschaftliche Strukturen angelehnt»

so daß ein Mißverhältnis zwischen absolvierten Fachrich-

tungen und anschließenden Beschäftigungsbereichen besteht.

Besonders betroffen sind offensichtlich die Absolventen

beruflicher Fächer für den Primarsektor (Landwirtschaft,

Fischerei), Gering ist auch der berufsvorbereitende Wert

der Fachrichtung Hauswirtschaft, Daß die typischen Ein-

satzbereiche für die Oberschulabsolventen im Geschäfts-

wesen Handel und Finanzen / Versicherung ebenfalls zurück-

gehen, ist wahrscheinlich aus Verdrängungen durch Absol-

venten mit höheren Abschlüssen (College/Universität) zu

erklären. Dagegen gibt es einen wachsenden Zustrom aus al-

len Fachgebieten in den expandierenden Bereich der spe-

ziellen Dienstleistungen,

(c) Berufliche Fächer sollen zum größeren Anteil, aber min-
destens zur Hälfte der Zeit, praktische Arbeit a l s peia_

dent zum Unterricht bieten. Das wird allgemein eingehal-

ten. Nur selten schließt jedoch die praktische Arbeit ir-

gendeine Erfahrung in Fabriken oder Büros ein. Im Gegen-

satz zu den 50er und 60er Jahren, als die Unternehmer

noch an den Absolventen der Oberschulen interessiert und

praktische Erfahrungen entsprechend populär waren, be-

trachten sie diese jetzt mehr als Last,



Die technische Ausstattung für berufliche Kurse ist sehr
unterschiedlich» Der Standard hinkt hinter den Veränderun-

gen in der Industrie oftmals hinterher« Uta diesen Zustand

zu überwinden, haben einzelne Präfekturen (Verwaltungs-

gebiete) um Unterstützung des Bildungsministeriums bei

der Einrichtung von regionalen BildungsZentren mit mo-

derner Technik ersucht. Diese Zentren sollen der prakti-

schen Ausbildung von Schülern mehrerer Bildungsstätten

sowie der Weiterbildung von Lehrern dienen« '

Berufliche Kurse an Colleges

Alle Bildungsstätten, die sich an die Schule anschließen, tra-

gen in verschiedener Weise zur beruflichen Vorbereitung bei.

Dabei sind die Grenzen zwischen den Wegen ihrer Absolventen

in berufliche Tätigkeiten meist fließend« Große Bedeutung hat

die ein- bis zweijährige Collegebildung für die berufliche

Vorbereitung auf die spätere Beschäftigung in mittleren Posi-

tionen (etwa vergleichbar mit der Stellung von qualifizierten

Facharbeitern oder Technikern in anderen Systemen)«

Am wenigsten dienen die Junior Colleges der beruflichen Aus-

bildung. Ihre meist zweijährigen Kurse sind vorwiegend als

Portsetzung der Allgemeinbildung und Hauswirtschaft für jun-

ge Mädchen angelegt. Nur etwa ein Zehntel der Studenten er-

hält eine berufliche Ausbildung im engeren Sinne.

Eine spezielle technische Ausbildung - allerdings für einen

sehr kleinen Teil der Jugendlichen - bieten die Colleges der

Technologie» Sie sind gut ausgerüstet, haben eine günstige

Relation zwischen Lehrkräften und Schülern (1:12,5) und nied-

rige Versagerquoten» Es laufen Kurse in allen Bereichen des

Ingenieurwesens» Über die Hälfte der Fächer eines fünfrjähri-

gen Kurses (für Absolventen der 9» Klasse) sind berufsbezogen»

Auf dem Stundenplan herrschen in den ersten zwei Jahren die

' Vgl. Dore, R.P.; Sako, M.: How the Japanese»«« » - A.a.O. -
S. 37 und 43 f.
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allgemeinbildenden (80 Prozent) und in den letzten zwei Jah-

ren die berufHohen Fächer (80 bis 85 Prozent) vor.

Die Colleges organisieren auch Arbeitserfahrungen in lokalen

Betrieben - etwa dreiwöchige Sommerpraktika. Wahrscheinlich

dienen diese mehr der Arbeitsplatzvermittlung als der Vertie-

fung der Ausbildung,

Die Hauptträger beruflicher Bildung sind die Speziellen Aus-

bildungsschulen, Sie stehen in der Tradition des großen Be-

reichs privater Bildungsstätten für berufliche Spezialkurse

(miscellaneous schools). Deren Beitrag zur Fähigkeitsentwiok-

lung liegt in der breiten Palette von Kursangeboten und dem

schnellen Reagieren auf die Machfrage der Wirtschaft,

Zum Standard der Speziellen Ausbildungsschulen gehört, daß

die Kurse mindestens ein Jahr dauern, mindestens 800 Stunden

Unterricht pro Jahr bieten und von Lehrkräften mit Universi-

tätsabschluß durchgeführt werden. Der überwiegende Teil der

Kurse ist für Absolventen der 12. Klasse, also auf College-

ebene, angelegt (daher findet sich auch die Bezeichnung Spe-

zielle Ausbildungscolleges). Die Mehrheit der Einrichtungen

ist privat, das fachliche Angebot umfassend.

Die populärsten Kurse sind im allgemeinmedizinischen Bereich,

dicht gefolgt von Ingenieurwesen, Kultur und Geschäftswesen.

Eine große Rolle spielt das Angebot an informationsteohnischen

Kursen. 1985 enthielten über kO Prozent aller ingenieurbezo-

genen Kurse Informationstechnik, vorwiegend zur Ausbildung von

ComputerProgrammierern.

Die regulären Kurse führen zu nationalen Qualifikationen mit

allgemeingültigen Anforderungen. Allerdings gibt es beträcht-

liche Niveauunterschiede zwischen den Schulen. Einige haben

einen hohen Ruf, zum Beispiel auf den Gebieten des Geschätfswe-

sens, der Computerstudien und Technologie, Diese sind in mehr-

facher Hinsicht nicht nur den Oberschulen, sondern auch den

Ingenieurabteilungen von Universitäten voraus: in modernen

Ausbildungsinhalten, guter Ausrüstung und Nutzung von Teilzeit-

lehrern aus fortgeschrittenen Betrieben» Die besten dieser

Schulen haben reguläre Verbindung mit großen Unternehmen. '

TT-Vgl. ebenda. - S. 68 - 72
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Berufliche Aus- und Weiterbildung an Einrichtungen der ¥irt-

Außerhalb der Zuständigkeit des Bildungsministeriums existie-

ren die Berufsbildungseinrichtungen der Ministerien für Ar-

beit, für Gesundheit (Schwesternschulen), für Verkehr (zum

Beispiel Seefahrtsschulen) u. a« Sie stellen zwar einen rela-

tiv kleinen Bereich dar, haben aber ein vielgestaltiges Ange-

bot, So weisen diese Bildungseinrichtungen eine große Vielfalt

an Kursen entsprechend der jeweiligen Region und Industrie auf.

Den Haupttyp bilden etwa 220 Berufsbildungsschulen, die den

Behörden der Präfekturen sowie 80 komplexe Berufsbildungsschu-

len, die direkt dem Ministerium unterstellt sind. Sie ver-

mitteln eine Erstausbildung für junge Schulabgänger der 9, wie

auch der 12. Klasse (ca, 31 000 Anfänger pro Jahr bzw. 1,5 Pro-

zent der betreffenden Altersgruppe)* In unterschiedlichen Kur-

sen zwischen sechs Monaten und drei Jahren sollen Arbeiter mit

vielseitigen Fähigkeiten herangebildet werden. Das Ansehen die-

ser Berufsbildung ist allerdings nicht hoch - die Plätze sind
1 )nur zu 80 Prozent ausgelastet» '

Die Bildungseinrichtungen des Arbeitsministeriums bieten auch

Kurse für Beschäftigte, die ihre Kenntnisse u. a, auf neuen

Gebieten der Technik erweitern wollen, für Arbeitslose und für

Personen, die ihre Tätigkeit wechseln wollen. Außerdem gibt es

18 Spezialschulen für Behinderte,

Weitere zwölf Einrichtungen des Arbeitsministeriums dienen der

Ausbildung von Berufssohullehrern, darunter elf auf Junior-

College-Ebene und eine als vier-Jahres-College, Zusätzlich lau-

fen hier Kurse für die Lehrbefähigung von Personen, die in Be-
2)trieben als Ausbilder tätig sind, '

Aus- und Weiterbildung in den Unternehmen

Die Bildungsprogramme in den Unternehmen sind eng mit dem kom-

munalen Bildungsangebot verknüpft*

' Vgl. Inoue, K,: The education and ,«, , - A.a.O. - S. 28
2)
' Vgl. Dore, R,P.j Sako, M,: How the Japanese ... , - A.a*0,

- S. 57
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Deutlich ist das Zusammenwirken von betriebsinternen und öf-

fentlichen Leistungen für die Aus- und Weiterbildung der Be-

schäftigten« Der Staat übt regulierenden Einfluß auf diesen

Prozeß über das Ausbildungsgesetz aus« Danach können die Prä-

fekturbehörden berufliche Bildung, die von Unternehmern, de-

ren Vereinigungen oder von Gewerkschaften organisiert wird,

autorisieren, wenn sie den vorgeschriebenen Standards ent-

spricht. Autorisierte Unternehmer oder deren Vereinigungen

können Berufsschulen oder Colleges oder Qualifikationszen-

tren einrichten«

Die Regierungen auf nationaler und Präfekturebene sind auch

verpflichtet, verschiedene Formen der Unterstützung sowohl für

Beschäftigte als auch für Unternehmer , die eine autorisierte

innerbetriebliche Bildung nutzen, zu gewähren. Zu dieser För-

derung gehören Darlehen für Auszubildende, Beihilfen für Ar-

beitslose, finanzielle Unterstützung für mittlere und kleine

Unternehmen, Beratungsdienste, Zuschüsse für bezahlten Bil-

dungsurlaub u. a. Der Umfang dieser Gelder ist allerdings -

gemessen an den Bildungsausgaben der Unternehmen und erst recht

an den übrigen staatlichen Ausgaben für berufliche Bildung -

gering.

(a) Erstausbildung

Viele Firmen haben gut ausgestattete Ausbildungsschulen, be-

sonders für Präzisionsarbeiter und Techniker.

Aus einer Untersuchung von 1985 über ca. 300 Betriebe, die be-

reits zu den engagierten in der Ausbildung zählten, geht her-

vor, daß kh Prozent eine Art Berufsschule oder Ausbildungszen-

trum und 27 Prozent eine Ausbildungsstätte für die Qualifizie-

rung von Produktionsarbeitern hatten. Sehr unterschiedliche

Angaben werden zur Ausbildungszeit genannt. Eine Untersuchung

von ca. 50 Betrieben (1986) erbrachte eine Erstausbildungszeit

für Oberschulabsolventen zwischen eine Woche und 2 Monaten und

für Universitätsabsolventen zwischen einem und fünf Monaten.

Die Oberschulabsolventen erhielten kaum mehr als eine Woche

formalen Unterricht. Dafür erstreckte sich die Rotation inner-

halb des Betriebes auf durchschnittlich sechs Monate, mit je

ein bis zwei Wochen pro Abteilung. Einfache Arbeiter wechsel-

ten den Arbeitsplatz meist nur innerhalb ihrer Abteilung. Da-
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mit ist auch erkennbar, daß das Charakteristische für die be-

triebliche Ausbildung eher die informellen Wege sind, u, a.

die gegenseitige Unterweisung am Arbeitsplatz und das Selbst-

studium, das entweder von der Firma oder dem Beschäftigten be-

zahlt wird. Dazu gehört sowohl eigenständiges Lernen mit Hil-

fe von Lehrbüchern und Kassetten als auch interaktives Lernen

in Fernstudienkursen oder - seltener - über elektronische Lehr-

programme, Diese Alternativen stehen in unmittelbarem Zusam-

menhang mit dem gewachsenen Niveau der absolvierten Allgemein-

bildung.

Auch Fernstudienkurse werden zur Aus- und auch Weiterbildung

genutzt. Die größte Gruppe sind Geschäfts- und technische Kur-

se, Seit der Neufassung des Ausbildungsgesetzes können Unter-

nehmer einen Teil (ein Viertel bei großen, drei Viertel bei.

mittleren und kleinen Firmen) ihres eigenen Kostenbeitrages

für Fernstudien- oder andere externe Kurse ihrer Beschäftig-

ten vom Staat erstattet bekommen. Eine Aufstellung des Arbeits-

ministeriums von 1986 führt 1200 Kurse, die unterstützt wer-

den, an» Darunter sind vor allem Verwaltungs-, Buchhaltungs-

und Sekretärinnenqualifikationen, aber auch eine große Zahl von

technischen Kursen, die vor allem den theoretischen Hinter-

grund für das praktische Lernen am Arbeitsplatz bieten und der

neuesten technischen Entwicklung entsprechen (Computer, Elek-

tronik, Roboter etc.).

Die Kriterien des Arbeitsministeriums für die Unterstützung

der Kurse sind formaler Art. Sie müssen drei bis zwölf Monate

dauern, sich mit bestimmten Themen befassen und nach Maßgabe

der Präfekturen für berufliche Bildung geeignet sein. Etwa die

Hälfte aller Kurse werden von kommerziellen Firmen angeboten

und erbringen Gewinn. Ein großer Teil der Kurse qualifiziert

für nationale Prüfungen. '

(b) Weiterbildung

Nahezu alle Beschäftigten nehmen im gesamten Verlauf ihrer

Firmenzugehörigkeit an Weiterbildung teil. Hierbei ist aber

die sehr weit gefaßte Vorstellung von Bildung im Unternehmen

1' Vgl. ebenda. - S. 83 - 100
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zu berücksichtigen. Nicht nur Unterweisung am Arbeitsplatz

und in Seminaren, sondern formelle und informelle Treffen auf

jeder Ebene, Kommunikation innerhalb der Firma, Erwerb von

speziellen Zeitschriften, Moralansprachen vom Präsidenten vor

den Beschäftigten, private Beratungen und vieles andere ge-

hören dazu, Sogar Erholungsaktivitäten wie Parties, Feste und

Ausflüge, die vom Unternehmen organisiert werden, zählen mit-

unter zur Bildung.

Als organisierte Formen der Weiterbildung laufen Programme,

die die Beschäftigten nach der Erstausbildung alle ein bis

zwei Jahre für weniger als eine Woche besuchen, bis sie auf

mittlere Positionen gelangt sind. Diese Programme haben vor

allem zum Ziel, das Bewußtsein und Verständnis der Beschäftig-

ten über ihre Rolle in dem Unternehmen zu befördern. Sie die-

nen kaum der Vermittlung spezieller Kenntnisse; dazu sind spe-

zialisierte Kurse oder die Unterweisung am Arbeitsplatz da.

2.2.3» Trends der beruflichen Aus- und Weiterbildung

In den Prognosen über Bildungsteilnehmer und Arbeitskräfte in

Japan spiegelt sich das starke Sinken der Geburtenrate bis in

das nächste Jahrhundert hinein wider, (Vgl. Tabelle 9)

Tabelle 9'. Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung in Japan*

(1) Anzahl der 18jährigen 1990 bis 2000 (in 1000)

1988 1990 1992 1994 1996 1998 2000

1.881 2#004 2.048 1.858 1.725 1.606 1.510

(2) AltersStruktur der Bevölkerung 1950 bis 2015 (in Prozent)

1950 1964 1980 2015

0

15

65

bis

bis

und

14 Jahre

64 Jahre

mehr Jahre

35
59
4

,1*

,7
,9

26

67
6

,3

,5
,2

23,

67,
9,

5
4
0

19
61

18

,6

,9
,5

* Vgl» The systematic planning and administration of higher
education in Japan after 1986/Ministry of Eduoation, Science
and Culture. - Tokyo, 1984. - S. 18 f.
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Allein aus diesem demographischen Trend ergeben sich Konse-

quenzen für die Veränderung der Bildungsleistungen, vor allem

ein wachsendes Gewicht der Weiterbildung. Gleichzeitig wir-

ken sich ökonomische Trends auf das Arbeitskräftepotential aus.

Das anhaltende Wirtschaftswachstum Japans und die gleichzeiti-

ge Verlangsamung des Bevölkerungszuwachses hat einen Arbeits-

kräftemangel in kritischen Sektoren der Wirtschaft bewirkt.

Das betrifft besonders das Bauwesen, die herstellende Indu-

strie, Dienstleistungen sowie die Verkehrs- und Versorgungs-

industrie»

Verschärft wird dieses Problem durch die aufwärts gerichtete

Mobilität der Bevölkerung, die wesentlich mit der stetigen

Erhöhung des Bildungsniveaus verknüpft ist: immer weniger Men-

schen sind bereit, körperliche Arbeit anzunehmen. Im Bauwesen

herrscht bereits ein chronischer Mangel an qualifizierten Ar-

beitern, da immer mehr Absolventen nach einer attraktiven gei-

)

Nach Aussage von Experten der Arbeitsämter hat sich der Ar-

beitsmarkt drastisch verändert. Nach Schätzung einer Gruppe

von Ökonomen und Managern werde der Mangel an Arbeitskräften

bis zum Jahr 2000 2,7 Millionen betragen, wenn sich die jähr-

liche Wachstumsrate von h Prozent fortsetze.

Bei einer durchschnittlichen Rate des Wirtschaftswachstums von

3 bis k Prozent rechnet der neueste Bericht des Arbeitsministe

riums bis 2000 mit 860 000 fehlenden Arbeitskräften, Es sei je

doch zu erwarten, daß der Rückgang teilweise durch Veränderun-

gen im Arbeitskräftepotential ausgeglichen werde, vor allem

ein wachsender Zustrom von Frauen in die Beschäftigung (jähr-

lich +0,4 Prozent) und die Erhöhung des Mindestalters für Ren

ten, '

_ .
' Vgl, Inoue, Y, : Labor shortage raises pay. - In: The Japan
Economic Journal, - Tokyo 27(1989-02-25)=1352, - S. 5;
Skilied workers in increasing shortage to meet Japan1s con-
struction activities, - In: The Japan Economic Review * ~
Tokyo 20(1989)9, - S. 9

2)' Roundup, N,: Nation could face labor shortage of nearly 1
million workers by 2000, - In: The Japan Eoonomic Journal,
Tokyo 27(1989-07-08)=1371. - S. 17.
(Das Land könnte einen Arbeitskräftemangel von 1 Million Ar
beitern bis zum Jahr 2000 haben)
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Aus diesen sozialen Trends ist unschwer auf einen stark wach-

senden Bedarf an Erwachsenenbildung zu schließen.

Eine weitere Lösung wird in der Beschäftigung von mehr auslän-

dischen Arbeitern gesehen. Auf Grund der wachsenden wirtschaft-

lichen Kluft zwischen Japan und anderen asiatischen Ländern

mangelt es nicht an Einwanderern, Der illegale Zustrom (zur

Zeit sind etwa 100 000 solcher Arbeitskräfte in Japan) soll

jedoch gedrosselt, hingegen die offizielle Aufnahme ausländi-

scher Lehrlinge gefördert werden. Zwischen 1985 und 1987 stieg

die Zahl Auszubildender aus asiatischen Ländern bereits von

13 987 auf 17 081; ab 1990 sollen jährlich 10 000 zugelassen

werden. Die Lehrlinge erhalten zukünftig Stundenlohn anstelle

von Unterstützung und werden praktisch als Vollzeitarbeiter

beschäftigt, allerdings nur auf jeweils zwei Jahre. Sie beför-

dern somit den Technologietransfer japanischer Produkte in ih-

re Herkunftsländer. '

Als Fazit aus den wissenschaftlich-technisohen, ökonomischen

und sozialen Umbruchfaktoren wird in der gegenwärtigen Bil-

dungsreform ein System der lebenslangen Bildung, einschließ-

lich der Förderung beruflicher Bildung, angestrebt. Es handelt

sich, entsprechend bisheriger Bildungstraditionen, um ein brei-

tes Konzept, das alle Dimensionen einer aktiven Lebensgestal-

tung umfaßt« In engerem Bezug zur beruflichen Bildung stehen

folgende Empfehlungen:

- eine effektivere Verbindung und Kooperation von Einrichtun-

gen der formalen Bildung, der öffentlichen Einrichtung nicht-

formaler Bildung, der Unternehmen und der privaten Bildungs-

stätten;

- die Verbesserung und Erweiterung des Angebots beruflicher

Aus- und Weiterbildung durch die verschiedenen ¥irtschafts-

ministerien;

- die staatliche Förderung und Gewährung von längeren Perio-

den bezahlten BildungsUrlaubs für Beschäftigte und Maßnahmen

zur Reduzierung von Arbeitsstunden;

•'Vgl. Trainee visas to increase, - In: The Japan Economic
Journal. - Tokyo 27(1989-O5-27)=13Ö5, - S, 5
Yamada, N.: "Trainee" policy eases allen labor rules, - In:
The Japan Economic Journal 27(1989-06-03)=1366* - S, 11



- die Einrichtung von Kommissionen für lebenslanges Lernen auf

der Ebene von Präfekturen und Kommunen, die Vertreter von

den jeweiligen Bildungsbehörden, den Ministerien, privaten

Bildungseinrichtungen und Unternehmen umfassen;

- die Öffnung der Bildungsstätten, speziell Oberschulen und

Universitäten, für breitere Bildungsleistungen im Territo-

rium, u* a. mit flexiblen Angeboten für Jugendliche und Er-

wachsene, Arbeiter und Hausfrauen. '

Es fehlte auch in vergangener Zeit nicht an weitreichenden

Vorstellungen für die Umgestaltung des japanischen Bildungs-

wesens, und das Konzept des lebenslangen Lernens bewegt schon

seit langem die Bildungspolitiker in der Welt. Doch es ist

unverkennbar, daß die umrissenen ökonomisch-sozialen Umwälzun-

gen gerade in Japan dringende Lösungen in dieser Richtung ver-

langen.

1' Vgl. Development of education in Japan: 1988 - 1990 /
Ministry of Education, Science and Culture. - Tokyo, 1990,
S. 112 - 116
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2.3* Frankreich

Die Französische Republik gehört zu den führenden westeuropä-

ischen Industriestaaten, Sie verfügt über eine Reihe interna-

tional konkurrenzsfähiger Industriezweige, wie die Atomwirt-

schaft, der Flugzeug- und Automobilbau, die Nachrichtentech-

nik und Elektronik, die Rüstungsindustrie, die Nahrungsgüter-

wirtschaft, die Pharmaindustrie und das Transportwesen.

Große Bedeutung haben der Tourismus und das Dienstleistungs-

wesen» In den letzten Jahrzehnten waren Teile der französi-

schen Wirtschaft von längerandauernden Strukturkrisen betrof-

fen, die - wie in anderen EG-Staaten - vor allem die Bereiche

Textilindustrie, Kohlebergbau, Bauindustrie, Metallurgie, Fahr-

zeugbau und die Landwirtschaft erfaßten. Die französischen Re-

gierungen unterstützten deshalb in den 80er Jahren Bestrebun-

gen, eine Modernisierung der französischen Wirtschaft durch-

zusetzen, wobei es allerdings nicht gelang, das relativ hohe

Niveau der Arbeitslosigkeit abzubauen, das bei zehn Prozent

der erwerbsfähigen Bevölkerung liegt. Die Jugendarbeitslosig-

keit stieg von 15 Prozent im Jahre 1980 auf ca, 25 Prozent

1990 an. Die Gesamtzahl der Beschäftigten betrug 1987 rund 24

Millionen, davon 42 Prozent Frauen» Bedeutende Veränderungen

waren in der Verteilung der Beschäftigten auf die verschiede-

nen Wirtschaftsbereiche zu verzeichnen,

Tabelle 10: Verteilung der Beschäftigten auf die Wirtschafts-

bereiche (in Prozent)*

Jahr Landwirtschaft Industrie Dienstleistungen

1960 22,4 37,8 39,8

1973 11,4 39,7 48,9

1981 8,6 35,2 56,2

1986 7,6 32,0 60,4

* Vgl, ILO - World Labour Report 1» - Genf, 1984, - S, 45 und
OECD-Observer. - Paris Nr. 145, - April/Mai 1987, - S. 19

Trotz der Tatsache, daß Prankreich der größte Agrarproduzeni



der EG ist, nahm die Zahl der Beschäftigten in der Landwirt-

schaft seit 1960 um zwei Drittel ab. Seit Anfang der 70er

Jahre ist außerdem die Beschäftigung in der Industrie deut-

lich rückläufig. Obwohl die Anzahl der im Dienstleistungs-

bereich Tätigen bedeutend anstieg und bereits über 60 Prozent

aller Beschäftigten ausmacht, reichen die dortigen Arbeits-

plätze nicht aus, um alle freigesetzten Arbeitskräfte aufzu-

nehmen. Hinsichtlich der von der französischen Wirtschaft

geforderten Qualifikationen nahm im Rahmen des Strukturwan-

dels und der Modernisierungen der Bedarf nach allgemein und

beruflich höherqualifizierten Arbeitskräften zu.

Allerdings verbleiben vor allem im Dienstleistungsbereich

noch eine Vielzahl von Arbeitsplätzen mit geringem Bedarf an

qualifizierten Arbeitskräften, so daß die für andere markt-

wirtschaftliche Länder typische Hierarchisierung des Quali-

fikationsbedarfs auch in Frankreich weiterhin ausgeprägt

bleibt - allerdings bei deutlicher Gesamttendenz zur Quali-

fikationserhöhung,

In demographischer Hinsicht befinden sich gegenwärtig gebur-

tenstarke Jahrgänge im sekundären Bildungsbereich, während

im Primarbereich ein deutlicher Rückgang der Sohülerzahlen

festzustellen ist. Das begünstigt Tendenzen zur Entlassung

von Lehrkräften im Primarbereich, ohne daß im Sekundarbereich

ein entsprechender Ausgleich geschaffen wird. So gab es 1985/

86 im Bereich der Lyzeen in 58 Prozent der Klassen 31 und

mehr Schüler ', also sehr hohe Klassenfrequenzen,

2,3.1. Zum Aufbau des Bildungswesens

Das französische Bildungswesen verfügt über einen gut ausge-

bauten Bereich der Vorschulerziehung, der eine praktisch voll-

ständige Einbeziehung der Kinder ab 4 Jahre gewährleistet.

Mit diesem im Vergleich zu anderen westeuropäischen Staaten

hohen Prozentsatz der Einbeziehung der Kinder in die Vorschul-

' Zit, nach Hildebrandt, F,; Jahresbericht zur Bildungspo-
litik und Pädagogik in Frankreich 1986/87, - APW-AfA-In-
formation Nr. 17 (1987). - S. 7



erziehung werden einerseits gute Voraussetzungen geschaffen,

um durch das Elternhaus bedingte Bildungs- und Erziehungs-

defizite der Kinder teilweise auszugleichen. Andererseits er-

möglichten sie - im Zusammenhang mit der sich an den Vor-

schulbereich anschließenden allgemeinbildenden Ganztagsschu-

le - einem hohen Prozentsatz der französischen Frauen, einen

Beruf nachzugehen.

In Frankreich unterliegen die lünder im Alter von sechs bis

sechzehn Jahren der Schulpflicht» Die fünfklassige Grundschu-

le (ecoles primaires) wird von allen Kindern gemeinsam be-

sucht. Allerdings wird schon hier durch differenzierende Maß-

nahmen, insbesondere durch eine gezielte Einschätzung der

Lernfähigkeit der Kinder, die Aufnahme der Kinder in die sehr

unterschiedlichen Bildungswege der zweiten Bildungsstufe vor-

bereitet.

Obwohl das in früheren Jahren für das französische Bildungs-

wesen typische PrüfungsSystem aufgelockert und durch verschie-

dene Fördermaßnahmen ergänzt wurde, gibt es im Primarbereich

immer noch einen großen Anteil von Schülern, die nicht die

geforderten Lehrziele erreichen (bis zu 40 Prozent),

Diese Kinder, oftmals aus Arbeiterfamilien, haben später kaum

noch eine reale Chance, in höherwertige Bildungswege einzu-

treten. Sie werden mehrheitlich in die gesellschaftlich ge-

ring geachteten beruflichen oder berufsvorbereitenden Bil-

dungswege gelenkt oder bleiben ohne jegliche weiterführende

Bildung (vgl. Abbildung 5).



Abbildung 5: Vere infachte S t ruk tu r des Bildungswesens in Frankre ich

(nach der "Reform Haby")
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An die fünfklassige Primarstufe schließt sich eine vierjähri-

ge Unterstufe des Sekundarbereichs an. Bereits während der

Zeit der Präsidentschaft von de Gaulle wurde das traditionel-

le vertikal aufgebaute Schulwesen durch einen flexibleren

Schultyp, das "college d* enseignement secondaire" (CES) er-

setzt. Bei diesem Schultyp der Klassen fünf bis neun, der die

bis dahin selbständigen Schultypen der Volksschuloberstufe,

Realschule sowie der Unterstufe des "lyeee" umfaßt, handelte

es sich um eine sogenannte multilaterale Bildungseinrichtung

mit verschiedenen Zweigformen beziehungsweise Leistungsgrup-

pen.

Mit Hilfe von Zweigen, Wahlfächern und Niveaukursen wurde die

in der Grundschule begonnene Differenzierung fortgeführt und

verstärkt»

Nach Begabungskriterien werden die Schüler auf drei Bildungs-

wege unterschiedlicher Wertigkeit vorbereitet, die trotz ver-

schiedener Schulreformen auch heute noch die Oberstufe der

Sekundarstufe prägen:

- den "langen11 Bildungsweg, der über das Abitur beziehungswei-

se technische Abitur zu den Einrichtungen der dritten Bil-

dungsstufe führte,

- den "kurzen" Bildungsweg, der die Schüler in die damaligen

technischen Colleges (CET) und danach zur direkten Arbeits-

aufnahme lenkte sowie

- den "praktischen" Bildungsweg, der eine Sackgasse für den

Besuch weiterführender Bildungseinrichtungen bildete und

zugleich eine ungenügende berufliche Vorbereitung vermittel-

te.

Mit dem Gesetz vom 11. Juli 1975 wurde das "College" die ein-

zigeweiterführende Schule für alle Schüler, Im Rahmen der

sogenannten Reform "Haby" wurden Maßnahmen eingeleitet, die

eine stärkere Anpassung des gesamten Bildungswesens an die Er-

fordernisse des französischen Arbeitsmarktes zum Ziel hatten»

In den Lehrplänen wurden die technischen und naturwissenschaft-

lichen Bildungsinhalte zu Lasten der "geisteswissenschaftli-

chen" Kenntnisse stärker betont. Die frühzeitige äußere Diffe-

renzierung auf der Stufe des "Colleges" durch drei verschie-

dene Leistungsgruppen (Fili&res) wurde durch einen gemeinsa-

men AusMlclungsgang ersetzt und damit einer zu frühen Spezia-

lisierung entgegengetreten.



78

Allerdings wurde nach der siebenten Klassenstufe eine erste
Selektion für die Schüler eingebaut, die im Sinne des frühe-

ren "praktischen" Bildungsganges für einfache Facharbeiter-

tätigkeiten oder für den späteren beruflichen Einsatz als Un-

oder Angelernter vorbereiten sollen. Dabei gibt es zwei ver-

schiedene Bildungswege:

- die Aufnahme einer dreijährigen Berufsausbildung in voll-

zeitschulischer Form zum CAP (Facharbeiterqualifikation

mit engem Profil);

- die Aufnahme in sogenannte Berufsvorbereitungsklassen (CPPN)

oder Vorbereitungsklassen für eine Lehrlingsausbildung (CPA).

In beiden Fällen müssen die Sohüler mindestens \k und dürfen

höchstens 16 Jahre alt sein« Zirka sechs bis sieben Prozent

der Jugendlichen eines AlterJahrganges benutzen jeweils die

CPPN- und CPA-Klassen.1'

Ein dritter Bildungsweg, der im Besuch von Klassen besteht,

die eine allgemeine berufsorientierte Grundausbildung vermit-

teln sollen (CEP), ist inzwischen quantitativ bedeutungslos

geworden.

In den Ber_ufsvor^bereitupgsklassen (Classes preprofessionnelles

de niveau, CPPN) wird neben einer weiterführenden Allgemein-

bildung eine Einführung in verschiedene Berufsbereiche gege-

ben.

Neben den theoretischen Fächern und den» Werkstattunterricht

in einem Berufsgebiet oder Berufsfeld werden auch Betriebs-

besichtigungen und betriebliche Praktika durchgeführt.

In den Vorbereitungsklassen für eine_ Lehrlingsausbildung

(Classes preparatoires a 1'apprentissage, CPA) werden a# u„

diejenigen Jugendlichen aufgenommen, die das achte Schuljahr

in einer Berufsvorbereitungsklasse (CPPN) abgeschlossen ha-

ben und noch der Schulpflicht unterliegen.

Neben weiterführender Allgemeinbildung, Gesellschaftskunde

sowie Berufs- und Arbeitskunde wird auch ein 15 - 18 ¥ochen

umfassendes Vorpraktikum absolviert, Schüler in CPPN- und

CPA-Klassen haben zumeist keine Möglichkeit, in die Sekundar-

' Vgl. Reperes et References Statistique sur les enseigne-
ments et la formation, ed» 1986» - Hrg„ Ministere de l'Edu-
cation Nationale, - S, 150/152
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stufe dos Bildungswesens zurückzukehren und eine weiterführen-

de Bildung aufzunehmen.

Der Unterricht in der Sekundarstufe^ 1 (College) wird für die

Mehrzahl der Schüler in zwei Abschnitten von jeweils zwei

Jahren erteilt:

- die Beobachtungsstufe (sechste und siebente Schuljahr) und

- die Orientierungsstufe (achtes und neuntes Schuljahr).

In beiden Stufen beträgt der wöchentliche Unterricht 24 Stun-

den, zu denen noch bis zu drei Förderstunden hinzukommen kön-

nen. Außerdem müssen die Schüler ein obligatorisches Wahlfach

mit zt*ei bis drei Stunden belegen. Es besteht außerdem die

Möglichkeit der Wahl eines weiteren Faches (Latein, Griechisch,

zweite moderne Fremdsprache, gewerbliche und künstlerische

Fächer).

Während der Schulzeit im College findet eine kontinuierliche

Beobachtung und Bewertung der Schüler statt. Etwa die Hälfte

der Schüler muß mindestens ein Schuljahr wiederholen. Am Ende

der Orientierungsstufe wird durch die Schule ein Orientierungs-

vorschlag für den weiteren Bildungsweg der Schüler den Eltern

unterbreitet, der in der Regel auch zur Orientierungsentschei-

dung wird. Seit 1981 wird nach der erfolgreichen Absolvierung

der neunten Klasse ein Abgangszeugnis (Brevet des Colleges)

erteilt, welches das frühere Abschlußzeugnis B. E. P. C. er-

setzt hat.

Nach dem erfolgreichen Abschluß der neunten Klasse des "Colle-

ge" stehen den Schülern entsprechend der Orientierungsent-

scheidung der Schule mit den Eltern folgende Bildungswege of-

fen:

- der Übergang in ein allgemeinbildendes Lyzeum mit dem Ziel

des Erwerbs des Abiturs (Baocalaureat) und des Übergangs

in Universitäten und Hochschulen;

- der Übergang in die technischen Zweige des Lyzeums mit dem

Ziel des Erwerbs der technischen Abitur (BTn) und des fach-

gebundenen Übergangs in technische Hochschulen und die Hö-

here Technikerausbildung;

- der Übergang in eine dreijährige Technikerausbildung mit
dem Ziel des Erwerbs des Technikerzeugnisses (BT) und dem
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Übergang ins Arbeitsleben beziehungsweise in die Höhere Tech-

nikerausbildung;

- der Übergang in das Berufslyzeum (L.E.P.) mit dem Ziel des

Erwerbs einer Facharbeiterqualifikation (C.A.P. oder B.E.P.)

nach zwei Jahren vollzeitschulischer Ausbildung;

- der Übergang in die Lehrlingsausbildung, die nach zwei,

manchmal auch drei Jahren mit der Facharbeiterqualifikation

C.A.P. abschließt.

Zu berücksichtigen ist, daß nach der siebenten Klasse bereits

ca. 20 Prozent der Schüler in die oben dargestellten beruflich-

orientierten verkürzten Bildungswege übergegangen sind. In das

Berufslyzeum treten vor allem diejenigen Schüler ein, die nioht

das Abschlußzeugnis im College (BC) erreichen konnten (etwa

ein Viertel der Absolventen der neunten Klasse). Etwa die

Hälfte der Schüler geht in die allgemeinbildenden beziehungs-

weise technischen Lyzeen über. Das restliche Viertel verteilt

sich auf die betriebliche Lehrlingsausbildung einschließlich

des Übergangs in CPPN beziehungsweise C.P.A.-Klassen und auf

den direkten Eintritt in den Arbeitsmarkt. Obwohl formal die

Durchlässigkeit im Bildungswesen gesichert ist, tcLrkt das fran-

zösische Schulwesen nach wie vor in Richtung einer elitären

Auslese, Im internationalen Vergleich wird für dieses zentral

gelenkte, auf Auslese orientierte Bildungswesen mitunter der

Begriff "meritokratisch1* verwendet.

2.3.2. Die Ausbildung in den Berufslyzeen

Die Berufslyzeen (lycees dfenseignement professionnel, L,E#P.),

die eine verkürzte Sekundarbildung vermitteln, beinhalten drei

verschiedene berufliche Ausbildutigswege:

1. Nach der neunten-Klasse (Tertia) des College eine zweijäh-

rige Ausbildung zum B» E. P, (brevet dfetudes profession-

nelles), mit der Möglichkeit, in weiteren zwei Jahren ein

Berufsabitur zu erwerben (bacoalaureat professionnel)

2. nach der neunten Klasse des College eine zweijährige Aus-

bildung zum C, A. P. (certificat d'aptitude professionnelle)

und '
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3. nach der siebenten Klasse (Quinta) des Colleges eine drei-

jährige Ausbildung zum C. A. P.

Der Unterricht wird durchgängig in den Berufslyzeen erteilt

und umfaßt 3 1 - 3 8 Wochenstunden. Neben der Fortführung des

allgemeinbildenden Unterrichts wird eine theoretische und prak-

tische Vorbereitung auf einen Beruf vorgenommen, die auch durch

Betriebspraktika ergänzt werden kann.

Im Unterschied zur C.A.P.-Ausbildung wird die vollzeitschuli-

sche B.E.P.-Ausbildung in Berufsgruppen durchgeführt (zum Bei-

spiel Elektrotechnik, Mechanik, Bauwesen, Holzgewerbe, Hotel-

und Transportwesen, Handel u.s.w.). 1987 existierten 61 B.E.P.-

Abschlüsse. '

Diese der Berufsfachschulen in der BRD vergleichbare Ausbil-

dungsform vermittelt die praktische Ausbildung vorwiegend in

Lehrwerkstätten der Berufslyzeen, Absolventen des B.E.P. mit

guten Abschlußnoten konnten bisher über entsprechenden Anpas-

sungsklassen in die technischen Zweige des langen Sekundarzy-

klus überwechseln(Abschlußziel BT oder BTn). Durch das Gesetz

vom 11. März 1986 soll es zukünftig den B.E.P.-Absolventen mög-

lich sein, in zwei Jahren ein Berufsabitur zu erreichen (bacca-

laureat professionnel), wobei ein obligatorisches Betriebs-

praktikum von 16 - 20 Wochen vorausgesetzt wird, '

Die Zahl der erfolgreich abgelegten B.E.P.-Abschlüsse stieg

von 28 600 im Jahre 1970 auf 109 100 im Jahre 1985 an^'1 a l~

so eine Vervierfachung in 15 Jahren, Die im Gegensatz zur

C.A.P.-Ausbildung breitere Anlage des B.E.P. führt zu einer

höheren Wertschätzung des B.E,P., obwohl in der Regel eine

längere Einarbeitung in ein spezielles Arbeitsgebiet beziehungs-

' Vgl. Koch, R.: Berufsausbildung in Frankreich. Struktur-
probleme und aktuelle Reformbestrebungen. - CEDEFOP, Ber-
lin, 1988. - S. 31

2 )
' Vgl. Rapport de la France, Minstere de l'Education Natio-
nale, k-Oe Session de la Conference Internationale de l'Edu-
cation. - Genf, 1986. - S# 393)

' Vgl. ebenda, S. 61



weise eine berufliche Weiterbildung für die Absolventen er-
forderlich sind.

Die zweijährige Ausbildung zum C„A«P.

Die vollzeitschulische zweijährige C.A.P«-Ausbildung wird

im Gegensatz zur B.E.P.-Ausbildung in stärker spezialisier-

ter Form durchgeführt« Voraussetzung für die Aufnahme in die

zweijährige C.A.P,-Ausbildung ist ebenso wie beim Erwerb des

B.E.P. der erfolgreiche Abschluß der neunten Klasse des Col-

lege (B.C.), Einzelne C.A.P.-Absolventen mit den besten No-

ten konnten bisher ebenfalls in spezielle Anpassungsklassen

des Lyzeums übernommen werden, um in drei Jahren im techni-

schen Zweig das technische Abitur (BTn) oder den Techniker-

abschluß (BT) ZU erreichen.

1986 gab es 325 auf nationaler Ebene anerkannte C.A.P. und

19 C.A.P.-Abschlüsse, die nur auf Departements-Ebene Gültig-

keit besitzen, ' Seitens des Bildungsministeriums sind Be-

strebungen im Gange, um die Zahl der C.A.P.-Abschlüsse auf et-

wa 260 zu reduzieren, wobei die Berufsfelder neu definiert
2)

werden müssen. ' 1985 befanden sich insgesamt rund 29 000 Schü-
3)ler in der zweijährigen C.A.P.-Ausbildung. '

Ein Vergleich mit den Schülerzahlen der B.E.P.-Ausbildung

zeigtf daß sich in der zweijährigen C.A.P.-Ausbildung nicht

einmal der zehnte Teil der Schüler der zweijährigen Ausbil-

dungsform befindet.

Die dreijährige Ausbildung zum C^A.P^_j,m j

Die dreijährige vollzeitschulische Ausbildung zum C.A.P. ba-

siert vorrangig auf Schulabgängern der siebenten Klasse des

College und soll direkt zu einer Berufstätigkeit führen. Ein-

' Vgl. ebenda.
2)
' Vgl. Koch, R.: Berufsausbildung in Frankreich».., a.a.O.,
s. 32

3) Vgl. Reperes et r&ferences statistique..., a.a.O., S. 157
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gangsvoraussetzung sind das 14» Lebensjahr und der Nachweis

des Besuchs der sechsten und siebenten Klasse des Colleges,

Die dreijährige C A . P.-Ausbildung hat sich an den Berufsly-

zeen quantitativ gegenüber der zweijährigen C.A.P.-Ausbil-

dung durchgesetzt. 1985 besuchten 430 000 Schüler die drei-

jährige Variante. '

Zu beachten ist, daß der in den 70er Jahren eingeführte Aus-

bildungsweg - basierend auf der siebenten Klasse des Colleges -

gegenüber der früher stärker besuchten zweijährigen C.A.P.-

Ausbildung auf der Basis der neunten Klasse einen wesentli-

chen Verlust an vermittelter Allgeraeinbildung zur Folge hatte.

Diese Ausbildungsform entspricht dem Interesse der französi-

schen Wirtschaft an einem Teil eng spezialisierter Arbeits-

kräfte und trägt damit den Tendenzen einer abgestuften Ver-

wertung der qualifizierten Arbeitskräfte - wie sie auch für

andere marktwirtschaftliche Staaten charakteristisch sind -

Rechnung.

Von Bedeutung ist auch das Verhältnis von Schülern, die pri-

vat oder in öffentlichen Einrichtungen zum C.A.P. oder B.E.P.

ausgebildet werden. In den öffentlichen Berufslyzeen (L.E.P.)

wurden 1986/87 656.000 Schüler ausgebildet; dem standen 189.000

Schüler - in privaten Schulen gegenüber. Zählt man noch die

217*000 Lehrlinge hinzu, dann ergibt sich ein Verhältnis von

lediglich drei : zwei zugunsten des staatlichen Bildungswe-

sens. Das Verhältnis der Vollzeitschulischen zur betrieblich

orientierten Berufsausbildung veränderte sich allerdings in

den vergangenen 15 Jahren zuungunsten der Lehrlingsausbil-

dung.

' Vgl. ebenda
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Tabelle 11: Teilnehmer in der Berufsausbildung 1970 - 1985*'

1970/71 1975/76 1980/81 1984/85 1986/87

Lehrlingsausbildung 232 610 167 617 222 838 209 252 217 000

Berufsbildungs-

lyzeum (L.E.P.) 650 600 746 300 773 200 817 284 845 173

Anteil der Lehr-

lingsausbildung in fo 26,3 18,3 22,4 20,4 20,4

* Vgl. Reperes et References Statistique... a.a.O. - S. 191
Rapport de la France (41 eine Session deCla Conference in-
ternationale de l'education): Genf, 1989« - S. 78 und Annex
s. 13

Der Umfang der Lehrlingsausbildung entspricht im Gegensatz

zur BRD etwa auch dem Nachwuchsbedarf des Handwerks und ande-

rer Kleinbetriebe, die vorrangig Träger der Lehrlingsausbil-

dung sind.

Von großer Bedeutung für die Konkurrenzfähigkeit der fran-

zösischen Wirtschaft ist die Verteilung der Schüler in den

Berufslyzeen auf die verschiedenen Berufsrichtungen. Die im

Vergleich zu anderen westeuropäischen Ländern stark ausge-

prägte staatliche Verantwortlichkeit für die Berufsausbildung

erleichtert es, eine im GesamtInteresse der Wirtschaft lie-

gende relativ ausgewogene Verteilung der Berufsschüler über

die wichtigsten Bereiche der primären, sekundären und tertiä-

ren Wirtschaftsbereiche herzustellen.

Tabelle 12: Verteilung der Schüler in der C.A.P.- und B.E.P.-

Ausbildung nach Wirtsohaftsbereichen 1984/85*

Wirtschaftsbereich Gesamtzahl davon Absol- davon Mäd-
venten chen

primärer und sekun-
därer Bereich 412 403 157 604 22 632

tertiärer Bereich 396 327 160 383 133 505

* Vgl. Reperes et References Statistique,., a.a.O., - S. 163
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Die dargestellten Teilnehmerzahlen in der vollzeitschulischen

C.A.P. und B.E.P.-Ausbildung zeigen ein relativ ausgegliche-

nes Verhältnis der Schülerzahl im Primar/Sekundarbereich der

Wirtschaft einerseits und dem tertiären Bereich andererseits.

Typisch ist auch die geschlechtsrollenspezifische Verteilung

der männlichen Schüler im gewerblichen Bereich und der Mäd-

chen im Dienstleistungsbereich»

2.3»3» Das Lehrlingswesen

Die berufliche Erstausbildung erhalten ca, 20 Prozent der in

einer Berufsausbildung stehenden Jugendlichen in einer be-

trieblichen Lehrlingsausbildung. Die Lehrlinge schließen ei-

nen Ausbildungsvertrag mit einem Unternehmen gewöhnlich für

zwei, manchmal auch für drei Jahre ab. Ähnlich wie im "dualen

System" der BRD erhalten sie ihre berufspraktische Ausbildung

im Betrieb und den theoretischen Unterricht in Berufsschulen

beziehungsweise einem Lehrlingsausbildungszentrum (centre de

formation d'apprentis, C.F.A.). Die Lehrlinge müssen bei Be-

ginn der Ausbildung mindestens 16 Jahre und dürfen höchstens

20 Jahre alt sein. Die theoretische Ausbildung soll nicht we-

niger als zwölf Wochenstunden oder 360 Stunden pro Jahr umfas-

sen. Im Lehrjahr 1984/85 betrug die durchschnittlich vermit-

telte Jahresstundenzahl in den Lehrlingsausbildungszentren

415 Stunden.

Die Stundenzahl des Unterrichts in den Lehrlingsausbildungs-

zentren teilt sich folgendermaßen auf:

33 Prozent Allgemeinbildung

3k Prozent berufspraktische Ausbildung

29 Prozent berufstheoretische Ausbildung

k Prozent Sport.

Die Verteilung der Lehrlinge nach Ausbildungsjähren zeigt ei-

ne Dominanz der zweijährigen Lehrlingsausbildung.
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Tabelle 13: Verteilung der Lehrlinge nach Ausbildungsjähren
und Geschlecht 1984/85 *

Jungen Mädchen Gesamt

1. Ausbildungsjähr 74 013 27 387 101 400

2. Ausbildungsjähr 77 687 26 745 104 432

3. Ausbildungsjähr 2 220 1 200 3 420

Zusammen 153 920 55 332 209 252

* Vgl. Reperes et References Statistique».., a.a.O., - S. 195

Auffallend ist der geringe Mädchenanteil in der Lehrlings-

ausbildung. Die Mehrzahl der Lehrlinge tritt im Anschluß an

die LehrlingsVorbereitungsklassen (C.P.A.) in die Lehrlings-

ausbildung (38,5 Prozent) beziehungsweise nach Absolvierung

der neunten Klasse in das College (22,2 Prozent) ein.

Für eine Reihe von Handwerksbetrieben ist die Lehrlingsaus-

bildung die wichtigste Quelle für die Deckung des Nachwuchs-

bedarfs, Das betrifft vor allem solche Bereiche, wie Schlach-

ter/Fleischverarbeiter, Bäcker und Konditor, Friseur, Kos-

metiker, Anstreicher, Bauarbeiter mit 50 und mehr Prozent

Anteil der Lehrlingsausbildung an der Gesaratzahl der beruf-

lich Ausgebildeten» Andere wichtige Bereiche der Lehrlings-

ausbildung sind der Handel, Gesundheitsberufe, Hotel- und

Gaststättenwesen sowie verschiedene Metallberufe» '

Nach zwei, manchmal drei Jahren schließt die gesamte Aus-

bildung mit einer Prüfung zur Facharbeiterqualifikation

(C.A.P.) ab. Die Prüfungen sind weitgehend am Lehrplan der

zweijährigen vollzeitschulischen Berufsausbildung orientiert.

Eine wichtige Rolle spielen die Lehrlingsausbildungszentron

(C.F.A.) bei der Vermittlung der Berufstheorie. Sie können

von öffentlichen wie auch privaten Trägern eingerichtet wer-

den, unterstehen aber in finanzieller, technischer und päd-

agogischer Hinsicht der staatlichen Kontrolle. Es gibt nur we-

nige betriebseigene Ausbildungszentren.

' Vgl. Reperes et References Statistique.». a.a.O. - S. 195
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Die betriebliche Ausbildung wird staatlich kontrolliert über

die in den Departements bestehenden Kommissionen für Berufs-

ausbildung, Sie entscheiden, ob ein Unternehmen ausbilden darf

oder nicht. Der Anteil der nicht bestandenen Abschlußprüfun-

gen ist dabei eines der Kriterien» Vom Bildungsministerium

-werden Berufsbilder und Prüfungsanforderungen in Form von so-

genannten C.A.P.-Dokumenten herausgegeben. Diese Dokumente

enthalten sowohl Bestimmungen für die Prüfungsteile, Dauer

der Prüfung und Bewertungsmaßstäbe wie auch Festlegungen über

Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand der Prüfung sein

sollen.

Seit 1925 wird in Frankreich eine Lehrlingssteuer erhoben. Sie

wird an der lohnsteuerpflichtigen Summe der Betriebe bemessen

und betrug 1990 p,6 Prozent. Diese Steuer geht zum Teil in

den Staatshaushalt ein oder wird direkt für die Entwicklung

der verschiedenen beruflichen Ausbildungswege, für die Mit-

finanzierung der Lehrlingsausbildungszentren (C.F.A.) und für

wissenschaftliche Angaben verwendet.

Befreiungsmöglichkeiten von der Steuer bestehen dann, wenn die

Betriebe selbst ausbilden. Auch können die Betriebe vier Fünf-

tel der Steuer selbst an bestimmte Berufsschulen. Ausbildungs-

zentren usw. zahlen, so daß damit eine bedeutende Einflußmög-

lichkeit auch der nicht ausbildenden Betriebe besteht.

Bestandteil der Ausbildungsverträge mit den Unternehmern ist

auch die Höhe des Lehrlingsentgelts. Dieses Entgelt orien-

tiert sich am gesetzlich festgelegten Mindestlohn (Smic) und

steigert sich anteilmäßig von 15 Prozent im ersten Lehrjahr

bis zu 60 Prozent im dritten. Im Gegensatz zur "dualen" Be-

rufsausbildung in der BRD ist die berufspraktische Ausbildung

in den Betrieben nur unzureichend geregelt. Das Fehlen prä-

ziser betrieblicher Lehrpläne begünstigt die Absicht der Un-

ternehmer, die Lehrlinge möglichst schnell in den normalen

Arbeitsprozeß einzubeziehen»

2.3«b* Die Ausbildung zum technischen Abitur und zum Techni-

ker

Neben den Auabildungswegen der sogenannten "kurzen" Sekundar-

bildung in den Berufslyzeen (L.E.P.) und der vom Abschluß ver-
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gleichbaren Lehrlingsausbildung, gibt es in der sogenannten
"langen" Sekundarbildung neben dem allgemeinen Abitur die Mög-

lichkeit des Erwerbs des technischen Abiturs (BTn) und des

Technikerabschlusses (BT). Das technische Abitur, das seit

1968 erworben werden kann, wird in drei Zweigen des Lyzeums

(F*G.H.) in insgesamt 16 Wahlfachkombinationen angeboten.

Der Zweig F umfaßt zwölf Kombinationen in industriellen, medi-

zinisch-sozialen und künstlerischen Bereichen. Der Zweig G

bietet drei Kombinationen im ökonomischen Bereich an und der

Zwei H die Informatik, Der Abschluß B.Tn. (Baccalaureat de

technicien) befähigt zur Arbeitsaufnahme als Angestellter auf

mittlerer Ebene oder zum fachgebundenen Hochschulzugang. Die

10. Klasse dient zumeist als Orientierungsklasse, das heißt,

die Wahl eines anderen Zweiges ist bis zum Beginn der elften

Klasse noch möglich. Der Umfang der obligatorischen Wahlfä-

cher beträgt in den technischen Zweigen elf Wochenstunden, was

noch durch weitere Wahlfächer ergänzt werden kann.

Die Technikerausbildung mit dem Ziel des Erwerbs des Techni-

kerzeugnisses B.T, (Brevet de technicien) ist gegenüber dem

technischen Abitur B.Tn. stärker berufsbezogen und führt in

der Regel zu einer abgeschlossenen Berufsausbildung. Übergän-

ge an Technische Hochschulen oder Institute sind möglich, vor

allem mit dem Ziel des Erwerbs des "höheren" Technikerab-

schlusses (B.T.S. und D.U.T. ).

Vergleicht man die beruflichen Abschlüsse der "kurzen" und

"langen" Sekundarbildung seit 1970, so ist ein überproportio-

naler Anstieg beim Erwerb des B.E, P, und des B.Tn. festzustel-

len.

Tabelle \h: Zahl der Abschlüsse im Sekundarbereich *

1970 1980 1985

C.A.P.
B.E.P.

allgem.
Abitur

techn,
Abitur
+ (B.Tn.

183,4
28,6

138,7

28,5

235,0
78,9

158,9

62,6

268,0^
109,1J

170,6

82,5

Niveau V

Niveau IV

* Vgl. Rapport de la France 1986,.., a.a.O., S. 61
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Im genannten Zeitraum von 15 Jahren vervierfachte sich die

Zahl der Abschlüsse zum B.E,P. , während sich die Zahl der

Abschlüsse zum BTn. verdreifachte . Damit folgt Frankreich

der Tendenz anderer westlicher Industriestaaten, das Bil-

dungsniveau im allgemeinbildenden und beruflichen Bereich

für einen großen Teil der Jugendlichen wesentlich zu erhöhen.

Ziel der französischen Regierung ist, bis zum Jahr 2000 rund

75 - 80 Prozent eines GeburtenJahrgangs bis zum Abschlußni-

veau der "langen" Sekundarstufe II, davon 50 Prozent bis zum

allgemeinen Abitur zu führen« Dieses Konzept der Modernisie-

rung hat im Zeitraum von 1958 bis 1983 dazu geführt, daß sich

die Zahl der Studierenden an Hochschulen verfünffachte, die der

Lehrkörper versiebenfachte und die Zahl der erworbenen Ab-
1)Schlußzertifikate um das Elffache stieg» '

Diese Entwicklung vollzieht sich allerdings nicht wider-

spruchslos. Einerseits steht der subjektiv empfundene Wunsch,

sich höher zu qualifizieren in Übereinstimmung mit den ge-

sellschaftlichen Bedürfnissen und den öffentlich vertretenen

Zielen der Regierung. Auf der anderen Seite gibt es aus bil-

dungspolitischen und finanziellen Gründen immer wieder Ver-

suche, die Bildungsgänge zu verkürzen oder sie stärker den

einseitigen Verwertungsbedingungen der Wirtschaft anzupassen»

So sah das nach heftigen Protesten der Jugendlichen wieder

zurückgezogene "Gesetz Monory" u. a. vor, die Möglichkeiten

des Erwerbs des technischen Abiturs einzuschränken. Andere

Pläne zielten darauf ab, weitere Teile der Berufsausbildung

zu privatisieren und nur eine Art Minimalbildung ("SMIC edu-
2 ̂

catif") kostenlos zu vermitteln. '

Der bereits in den 70er Jahren eingeschlagene Kurs der Moder-

nisierung führt analog zu vergleichbaren marktwirtschaftli-

chen Staaten zu einer deutlichen Abstufung der Berufsausbil-

dungsabschlüsse. Der zunehmenden Zahl von Jugendlichen mit

C.A.P. und B.E.P.-Abschlüssen sowie dem technischen Abitur

und der Technikerqualifikation steht auf der anderen Seite

die große Zahl derjenigen gegenüber, die bereits nach der sieb-

ten Klasse in die dreijährige C.A.P»-Ausbildung abgedrängt

_ .
' Vgl. Oetz, 0.: Die militanten Kinder von Coluche und Coca
Cola.-In: Demokratische Erziehung» - Köln 1987» H. 3« -
S. Zk

o)
' Vgl. ebenda, S. 25
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werden beziehungsweise die überhaupt keine berufliche Ausbil-

dung nach Beendigung der Pflichtschule erhalten. Um die hohe

Jugendarbeitslosigkeit abzubauen, die bei ca, 25 Prozent der

Altersgruppe liegt, wird seit den 70er Jahren versucht, durch

sogenannte Beschäftigungs- und Ausbildungsprogramme die Zahl

der jugendlichen Arbeitslosen einzuschränken. Trotz des Ein-

satzes mehrerer Milliarden Francs, die zumeist den Betrieben

als Beschäftigungs- und Ausbildungsprämien gezahlt werden,

bleiben nach wie vor zehntausende Jugendliche ohne Berufsaus-

bildung und sind damit zukünftig von großer sozialer Unsi-

cherheit und beruflicher Perspektivlosigkeit betroffen. Die

Berufsausbildung droht angesichts der geringen gesellschaft-

lichen Wertschätzung "zunehmend zu einer Auffangstation für

Schüler zu werden, die an den intellektuell-abstrakten Anforde-

rungen der allgemeinbildenden Schule und dabei vor allem an

den Anforderungen des Faches Mathematik gescheitert sind," '

2,3.5« Zur beruflichen Erwachsenenbildung

Die berufliche Erwachsenenbildung ist in Frankreich in höhe-

rem Maße als in vergleichbaren Ländern eine Angelegenheit,

die staatlich organisiert beziehungsweise kontrolliert wird

Neben den Weiterbildungsmaßnahmen in den Unternehmen, die

oftmals lediglich dazu dienen, die Arbeitskräfte an die be-

trieblichen Erfordernisse anzupassen, besteht in Frankreich

eine umfangreiche staatliche Verpflichtung zur Weiterbildung

von Arbeitskräften, Im sogenannten überberuflichen National-

vertrag von 1970 und in den Gesetzen vom 16. Juli 1971 ist

die berufliche Weiterbildung umfassend behandelt und gere-

gelt worden. In diesen Gesetzen wird eine Verpflichtung des

Staates für die permanente Berufsausbildung formuliert. Das

betrifft u. a. eine berufliche Grundausbildung sowie weitere

Ausbildungsformen für Erwachsene und Jugendliche, die schon

im Berufsleben stehen oder in dasselbe eintreten. Die beruf-

liche Weiterbildung, die zur sogenannten "education perma-

nente" gehört, soll die Anpassung der Arbeitenden an den Wan-

del der Techniken und der Arbeitsbedingungen gestatten und

' Koch, R.: Berufsausbildung in Frankreich..,, a.a.O., S. 22
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ihre Integration in die kapitalistische Gesellschaft erleich-

tern« Durchgeführt wird sie vom Staat, von kommunalen Körper-

schaften, in öffentlichen und privaten Unterrichtsanstalten,

von Vereinigungen, Berufs- und Gewerkschaftsorganisationen

sowie in Betrieben»

Im Rahmen der Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung hat nach

dem Gesetz vom 16, Juli 1971 jeder Werktätige das Recht auf

Bildungsurlaub, den das Unternehmen zu gewähren hat. Um den

Produktionsablauf nicht zu gefährden, müssen allerdings eine

Reihe von Bedingungen erfüllt sein. Grundsätzlich trägt der

Staat die Kosten für die beschriebenen Fortbildungsmaßnahmen

mit, sofern sie der vom interministeriellen Ausschuß für be-

rufliche Bildung und berufliche Förderung im Einvernehmen mit

den Berufs- und Gewerkschaftsorganisationen innerhalb der von

den dafür vorgesehenen Instanzen festgelegten Ausrichtung und

den Beteiligungsrichtlinien entsprechen.

Im Zusammenhang mit der auch in anderen westlichen Ländern ge-

führten Diskussion um eine Finanzierungsreform beruflicher

Bildung ist die finanzielle Beteiligung der französischen Un-

ternehmer in der Erwachsenenbildung von großem Interesse. Das

Gesetz vom 16» Juli 1971 sieht vor, daß sich jeder Unternehmer,

der mindestens zehn Personen beschäftigt, jährlich finanziell

an der Entwicklung der beruflichen Fortbildung beteiligen muß.

Die Unternehmer müssen für die Finanzierung von Berufsbildungs-

maßnahmen gegenwärtig durchschnittlich 1,2 Prozent der Lohn-

und Gehaltssumme aufbringen. 1990 gaben die französischen Be-

triebe angesichts der objektiv gestiegenen Anforderungen durch-

schnittlich sogar rund drei Prozent der Bruttolohn- und Ge-

haltssumme für die Weiterbildung ihrer Beschäftigten aus.

An den Weiterbildungsmaßnahmen beteiligten sich Mitte der 80er

Jahre rund 3,5 Millionen Arbeiter und Angestellte, davon 33

Prozent Frauen, was erheblich unter ihrer Beschäftigungsrate
1 )

von 41,8 Prozent liegt. '

Ziel dieser Weiterbildungsmaßnahmen ist zu einem großen Teil

die Vermittlung von C.A.P.- und B,E.P»-Abschlüssen an Jugend-

liche und Erwachsene, die diese Qualifikation nicht im Rahmen

des Schulwesens beziehungsweise der Lehrlingsausbildung erwor-

ben haben, also ein Nachholen der beruflichen Erstausbildung.

' Vgl. Reperes et References Statistique,.., a.a.O., S» 21k
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Ein weiterer Schwerpunkt besteht in der Vermittlung von Tech-

nikerabschlüssen (BT, BTS), Ein dritter Schwerpunkt umfaßt Um-

schulung smaßnahmen, unter anderem bei Strukturveränderungen

in der Industrie, wobei auch entsprechende EG-Mittel einge-

setzt werden können»

Abgesehen von bestimmten Lehrgängen (zum Beispiel zur Infor-

matik) finden die Anpassungsweiterbildungsmaßnahmen an wissen-

schaftlich-technische Neuerungen vorwiegend in betrieblichen

Weiterbildungseinrichtungen statt.

Die wichtigsten Einrichtungen des Staates zur Vermittlung der

beruflichen Weiterbildung sind die sogenannten GRETA-Zentren,

1986 bestanden 369 GRETA-Zentren (Groupement des Etablisse-

ments pour la Formation Continue). Grundlage für die Entsen-

dung von Jugendlichen oder Erwachsenen zu den GRETA-Weiter-

bildungsmaßnahmen ist zumeist eine Vereinbarung zwischen dem

entsendenden Betrieb und dem Zentrum, Im Jahr 1986 beteilig-

ten sich 399 000 Teilnehmer an den GRETA-Maßnahmen, '

Die vielfältigen betrieblichen Einrichtungen zur beruflichen

Weiterbildung werden regelmäßig von staatlichen Stellen kon-

trolliert, jedoch ist diese Aktivität vorrangig an die Finan-

zierung und weniger an inhaltliche Fragen gebunden. Darüber

hinaus bestehen noch eine Reihe überbetrieblicher Einrichtun-

gen, zum Beispiel im Bereich der Industrie- und Handelskam-

mern, Große Bedeutung kommt auch den Weiterbildungseinrichtun-

gen der Vereinigung für die Berufsbildung Erwachsener (Asso-

ciation pour la Formation Professionnelle des Adultes - A,F,P,A,)

zu. Es handelt sich bei der A,F,P,A, um eine Institution, in

der der Staat, die Unternehmer und die Arbeitnehmerorganisa-

tionen zusammenarbeiten. Die A.F.P.A. untersteht dem Ministe-

rium für Arbeit, Beschäftigung und Bevölkerung. Von dort wird

sie auch subventioniert.

Der Anteil des Staates bei der Finanzierung stieg von 32,3

Prozent im Jahr 1976 auf 41 Prozent 1984 an, während der An-

teil aus der Besteuerung der Unternehmen ("ein-Prozent-Akti-

vitäten") von 67,7 Prozent auf 59>O Prozent sank. '

1' Vgl. Rapport de la France 1989..., a.a.O., S, 48
2 )
' Vgl. Reperes et References Statistique..,, a.a.O., S. 215
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Das Hauptproblem bei der beruflichen Erwachsenenbildung in

Frankreich besteht vor allem darin, daß die Unternehmer be-

strebt sind, die von den Werktätigen errungenen Rechte zum

eigenen Vorteil zu nutzen. So sind nur ein geringer Teil der

von der beruflichen Weiterbildung Erfaßten Hilfsarbeiter,

Facharbeiter oder Angestellte mit geringer Qualifikation,

denn die Bemühungen der Unternehmer richten sich hauptsäch-

lich darauf, mit Hilfe ihres gut ausgebauten Netzes betrieb-

licher Ausbildungszentren einen Stamm hochqualifizierter

Fachkräfte heranzubilden$ die dem Unternehmen verbunden sind

und hohen Profit schaffen. Die Frauen sowie ausländische Ar-

beitskräfte sind sowohl hinsichtlich des Lohnes, der Quali-

fizierung und des Aufstiegs als auch hinsichtlich der Arbeits-

aufnahme vielen Diskriminierungen ausgesetzt. Aus diesen Grün-

den sind vor allem die gewerkschaftlichen Kräfte bemüht, al-

le Möglichkeiten zu nutzen, um eine Demokratisierung der be-

ruflichen Weiterbildung - unter anderem über die Ausdehnung

des tarifvertraglich vereinbahrten Bildungsurlaubs - zu er-

reichen»
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Z„k» Großbritannien

In Großbritannien gibt es eine Vielfalt von beruflichen Kur-

sen zwischen Pflichtschulabschluß und Hochsohulstufe, die zu-

meist in Einrichtungen des staatlichen Bildungswesens - im

Bereich, der Fortbildung (further education) - angesiedelt

sind. Der Anteil von Jugendlichen in der Ausbildung ist al-

lerdings auffallend gering, Ihre Gesamtbeteiligung an allge-

meiner oder beruflicher Ausbildung liegt bei 65 Prozent-ver-

glichen mit rund 90 Prozent in den USA, Japan und der BRD.

Die Erklärung dafür ist in der britischen Geschichte zu su-

chen. In Großbritannien herrschen starke Traditionen der Eli-

tebildung, und zugleich ist die Bereitschaft der Industrie

zur Qualifizierung ihrer Beschäftigten gering. Diese Haltung

geht auf die erste industrielle Revolution zurück, die mit

Unternehmerinitiative und einer Masse gering gebildeter Ar-

beitskräfte einen frühen Aufstieg brachte. Mit der späteren

Konzentration auf Kapitalexport und auf das internationale Finanz-

geschäft setzte sich die Vernachlässigung der beruflichen

Bildung fort.

Als Ergebnis hat sich ein Mangel an qualifizierten Arbeits-

kräften eingestellt, der die erforderliche Produktivitätser-

höhung nachweislich hemmt. Nur 25 Prozent der Arbeitskräfte

haben eine berufliche oder höhere Bildung, 35 Prozent ein Se-

kundarschulzeugnis und die übrigen kO Prozent lediglich eine

Pflichtschulbildung, Wiederum bietet nur die Hälfte der Fir-

men irgendeine berufliche Bildung und diese zumeist als Fort-

bildung für bereits Qualifizierte an.

Auch in offiziellen Voraussagen über die Qualifikationsent-

wicklung der Beschäftigten in den 90er Jahren zeichnet sich

keine Trendwende ab. Indem die gegenwärtige Regierung die Ver-

antwortung für berufliche Bildung fast völlig den Unterneh-

mern übertragen will, ist sogar mit einer Verschärfung der

Ausbildungsprobleme zu rechnen.
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Abbildung 6: Aufbau des staatlichen Bildungswesens in Großbritannien*

Higher Education
(höhere Bildung)

Further Education
(Fortbildung)

i

*Quelle: Shartles, S.; Carty, V.: Vocational Training in the United Kingdom/SEDEFOP. -

Berlin (W), 1985. - S. 23
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2,^,1» Bildungszugang und -leistungen der Jugendlichen

Bis Anfang der 70er Jahre verließ traditionell die Hälfte der

Jugendlichen mit 15 Jahren die Schule ohne jeglichen Abschluß,

denn die erste Stufe des Sekundarschulzeugnisses "General

Certificate of Eduoation" (GCE'O1) erforderte ein zusätzli-

ches Unterrichts jähr, Erst mit der Heraufsetzung des Schul-

pflichtalters ab 1972/73 auf 16 Jahre (von der Einschulung im

fünften Lebensjahr an also elf Klassen) erhöhte sich die Teil-

nahme der Jugendlichen an der ersten Prüfung auf zwei Drittel -

allerdings nach Anzahl der gewählten Fächer und erreichter Ni-

veaustufe stark differenziert (nur ein Drittel der abgelegten

Prüfungen entsprechen der Ebene des traditionellen Zeugnisses).

Tabelle 15: Aufteilung der Schulabgänger nach (jeweils höch-

sten) Abschlüssen - Großbritannien - 1971 bis 1986

in Prozent *

1971 1976 1981 1986

Zeugnis der oberen

Sek.-Schulstufe (GCEIA')17»9 17»° 17»8 18,5

Zeugnis der unteren

Sek.-Schulstufe 33,6 63,3 68,4 69,9

(davon auf GCE'O1»

Ebene) , (25,4) (33,7) (35,7) (37,4)

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

* Berechnung nach: Education statistics for the United King-
dom: 1988 edition/Department of Education an Science, -
London,1989, - S. 37

(Anmerkung: Veränderungen von 1971 bis 1976 aufgrund der Er-
höhung des Schulpflichtalters ab 1972/73 von 15 auf 16 Jahre)

Der Anstieg der Quoten von Schulabschlüssen widerspiegelt das

Streben der Jugendlichen, ihre Chancen für einen Arbeitsplatz

oder eine fortgesetzte Bildung zu erhöhen beziehungsweise der

drohenden Arbeitslosigkeit wenigstens zeitweise zu entgehen»

Die Hochschulreife wird jedoch - trotz weitgehender Durchset-
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zung der Gesamtschule (comprehensive school) - von einem nach

wie vor geringen Anteil der Schüler erlangt beziehungsweise

angestrebt. Die traditionelle akademische Bildung ist offen-

sichtlich keine Alternative für die unzureichende berufliche

Ausbildung.

Überblickt man die Teilnahme der Jugendlichen an den verschie-

denen Bildungsformen und -wegen nach der Schulpflicht, so zei-

gen sich seit Mitte der 70er Jahre folgende Trends:

- Ein relativ gleichbleibender Anteil von 17 Prozent besucht

die obere Sekundärschule (bis zur Hochschulreife),

- In der übrigen Vollzeitbildung (zumeist an Colleges des

Fortbildungsbereichs, in denen vorwiegend beruflich-techni-

sche Bildung, aber auch Allgemeinbildung für die Hochschul-

reife vermittelt wird) ist die Teilnahme leicht angestie-

gen: zur Zeit 15 Prozent.

- In der Teilzeitbildung hingegen (das heißt, Lehrlingsaus-

bildung und Kurse der beruflichen beziehungsweise techni-

schen Bildung neben der Tätigkeit) hat sich die Teilnehmer-

quote von 15 auf sieben Prozent deutlich verringert. Hinzu

kommen lediglich ca. sechs Prozent Jugendliche, die eine be-

rufliche Ausbildung direkt im Unternehmen erhalten.

- In den speziellen Beschäftigungsprogrammen für arbeitslose

Jugendliche hat die Teilnehmerquote 15 Prozent erreicht.

Insgesamt ergibt sich, daß im betrachteten Zeitraum, insbeson-

dere seit Antritt der Konservativen, die Angebote für eine an-

erkannte berufliche Bildung der Jugendlichen (das heißt außer

den Beschäftigungsprogrammen) abgenommen haben. Ein wesentli-

cher Grund hierfür ist offensichtlich der gezielte Abbau der

Lehrlingsplätze: Die Anzahl angebotener Lehrstellen ist von

80 000 im Jahre 1979 auf 22 000 im Jahr 1986 gesunken, das

heißt etwa von neun Prozent auf knapp drei Prozent des alters-

typischen Jahrgangs. '

Berechnung nach: Sheerman, B.: Education and training -
options for Labour; report of a study group, - London, 1?86,
S. 6 und Eduoation Statistios fo,r the Unitet Kingdom..,,
a.a.O., S. 25
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Tabelle 16: Bildungsteilnahme der Jugendlichen im Alter von

16 bis 18 Jahren - Großbritannien - 197V75 bis

1987/88 - in Prozent*

Vollzeitbildung
- Schule .\
- College V Univ.
Teilzeitbildung
(am Tag, außer Abend)
Beschäftigungsprogramm
(YOP/YTS)

Gesamt

1975
(En. )

15
10

15

-

40

1976

(GB)

16
11

•p
-

-

41

1981

(GB)

18
14

10

7

49

1986

(GB)

17
14

8

10

49

1988

(En.)

17
15

7
15

54

* Berechnung nach: Eduoation statistics for the United King-
dom,.,, 1987» S. 24 f. und Educational an economic activi-
ty of young people aged 16 to 18 years in England.-
Department of Education and Science. - London,1988. - (Sta-
tistical Bulletin 14/1988), - Tab. 1, 6.

Anmerkungen:

' Kurse sowohl für Sekundarschulabschlüsse als auch für be-
rufliche Qualifikationen

' Zusätzlich nahmen sechs Prozent (1983/84) an beruflicher
Ausbildung in privaten Unternehmen und acht Prozent (1985)
an Abendkursen öffentlicher Colleges teil.

Der Vergleich der Struktur der erworbenen Abschlüsse berufli-

cher und akademischer Bildung über die letzten zwei Jahrzehn-

te zeigt folgende Trends:

- Die Zahl von Absolventen mit akademischen und höheren tech-

nischen Abschlüssen hat sich um das Zwei- bis Dreifache er-

höht. Der Erwerb von beruflich-akademischen Qualifikationen

auf verschiedenen Fachgebieten (zumeist durch erwachsene Be-

rufstätige, oft mit bereits vorhandenen Bildungsabschlüssen)

hat sich sogar etwa verzehnfacht,

- Demgegenüber ist die Zahl von beruflichen Abschlüssen der

unteren Ebene (also Qualifikationen der "City and Guilds"

und gewöhnliche technische Diplome/Zeugnisse, die das grund-

legende Hüstzeug für eine berufliche Tätigkeit bieten) ge-

ringer gewachsen: auf weniger als das Doppelte.

- Aus dem Querschnitt aller Absolventen des BildungsSystems

geht hervor, daß nur etwa 53 Prozent von ihnen über beruf-
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liehe oder akademische Abschlüsse verfügen (ca. 14 Prozent

über akademische oder höhere technische und ca. 39 Prozent

über berufliche oder niedere technische). '

Die staatlichen Maßnahmen seit Anfang der 60er Jahre haben

zwar zu einer tendentiellen Erhöhung des Qualifikationsniveaus

(gemessen am Anteil von Absolventen mit beruflicher oder höhe-

rer Bildung) beigetragen. Die Möglichkeit für Schulabgänger,

über fortgesetzte allgemeine oder berufliche Bildung zu aner-

kannten Abschlüssen zu gelangen, ist jedoch im Laufe der 80er

Jahre eher zurückgegangen. Folglich deutet sich gegenwärtig

eine Stagnation in der Qualifikationsentwicklung an, die

unter Wirkung des sinkenden demographischen Trends das Ange-

bot an qualifizierten Arbeitskräften verringern wird»

2.4.2. Inhaltliche Gestaltung der beruflichen Bildung

Die berufliche Bildung in Großbritannien ist in den vergange-

nen Jahren auf allen ¥egen und Ebenen mit dem Anspruch konzi-

piert beziehungsweise reformiert worden, daß sie den dynami-

schen Veränderungen in Wissenschaft, Technik und Wirtschaft

gerecht wird und zugleich die Beschäftigungschancen ihrer Teil-

nehmer erhöht.

Bei der inhaltlichen Gestaltung sind drei Hauptwege berufli-

cher Vorbereitung beziehungsweise Ausbildung zu unterscheiden:

- vorberufliche Ausbildung für Sekundarschüler und arbeitslo-

se Schulabgänger

- Berufsausbildung (vornehmlich von Lehrlingen) für Fachar-

beiterqualifikationen

- Fachausbildung für technische und wirtschaftliche Qualifi-

kationen,

Vorberufliche Ausbildung für Sekundarschüler und arbeitslose

Schulabgänger

Die Einbeziehung einer berufsvorbereitenden Ausbildung in die

Sekundarschulstufe seit Mitte der 80er Jahre bricht ansatzwei-

se mit der traditionell akademischen Ausrichtung des Lehrpro-

' Berechnung nach: Education statistics..., 1987, S. 43;
1967, S. 24, 25, 39, 40; Statistics of education: 1972. -
London: HMSO. - Vol. 3. - S. 93 f.



100

gramms, Es gibt allerdings schon länger auch einige praktisch

angelegte Fächer, die auch in dem neuen allgemeinen Sekundar-

schulzeugnis am Ende der elften Klasse (General Certificate

of Secondary Education) enthalten sind: Handwerk/Technik, Ge-

schäftswesen, Kunst und Gestaltung, Informatik, Ökonomie und

Hauswirtschaft. In diesen Fächern legten im Sommer 1988 15 Pro-

zent der Absolventen dieser Stufe ihre Prüfungen ab.

Die neuen berufsvobereitenden Grundlagenkurse (Foundation Pro-

gramme), die seit September 1987 für 1k- bis 16jährige Schü-

ler angeboten werden, sollen allgemeines Wissen und Fähigkei-

ten auf vier Gebieten - Menschen, Technik, Kunst und Gestal-

tung, Geld - vermitteln. Teilweise sind sie mit praktischer

Tätigkeit außerhalb der Schule verbunden. Sie können eigenstän-

dig oder kombiniert mit Fächern für das allgemeine Sekundar-

schulzeugnis gewählt werden. Die Kurse sind gemeinsam von den

beiden führenden Berufskörperschaften City and Guilds (C&G)

und Business Technician Education Council (BTEC) konzipiert

worden und führen zu einem nationalen Abschlußzeugnis (Foun-

dation Programme of Pre-Vocational Studies), das aber noch

nicht als eigenständige berufliche Qualifikation gilt. '

Hingegen ist das neue Zeugnis für berufliche Ausbildung (Cer-

tificate of Pre-Vocational Education), das im Anschluß an die

Pflichtschulzeit in einjährigen Vollzeitkursen an Schulen oder

Colleges erworben werden kann, der untersten beruflichen Qua-

lifikationsstufe zugeordnet. Ebenfalls von den genannten Be-

ruf skörperschaften konzipiert, erstreckt es sich auf die gro-

ßen Fachgebiete Büro und Verwaltung, Produktion, Handel und

Dienstleistungen. Jeder Kurs besteht aus einem Kern von Pflicht-

fächern und einer Reihe von fakultativen, arbeitsbezogenen Ge-

bieten. Die Kernfächer, die in allen Kursen enthalten sind,

umfassen:

- persönliche und berufliche Entwicklung

- Industrie, Sozial- und Umweltstudien

- Kommunikation

- Soziale Fähigkeiten

- Umgang mit Zahlen

' Vgl. Foundation programms of pre-vocational studies/BTEC,
City an Guilds. - London o.J. (1987). -



Abbildung 7: Struktur beruflicher Bildungsabschlüsse in Großbritannien
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- Wissenschaft, Technik, Informationstechnologie
- Schöpferische Entwicklung

- Praktische Fähigkeiten

- Problemlösung.

Ein besonderes Anliegen dieses Kurses ist die Integration von

informationstechnischer Ausbildung in die Kern- und Wahlfä-

cher. Dabei geht es sowohl um eine praktische Einführung in

die Nutzung und Hauptanwendungsbereiche der Informationstech-

nologie als auch um ein Yerständnis von deren Wirkungen und

Folgen für die Gesellschaft und den einzelnen Menschen. Das

Zentrum für Fortbildung an den Colleges (Further Education

Uhit) hält es für erforderlich, daß Computerspezialisten und

NichtSpezialisten unter den Lehrkräften zusammenwirken und

einen engen Bezug zwischen Fragen der Informationstechnik

und dem gesamten Lehrprogramm herstellen.

Das zweijährige Programm für arbeitslose Schulabgänger (Youth

Training Scheme - YTS) ist von der Regierung als Möglichkeit

einer systematischen beruflichen Ausbildung und Alternative

zur traditionellen Lehrlingsausbildung deklariert worden: An-

stelle der Vorbereitung auf einen unmittelbaren und begrenz-

ten Arbeitsplatz werde eine Kompetenz für vielfältige beruf-

liche Tätigkeiten angestrebt.

Bei allen Mängeln liegt gegenüber den früheren Beschäftigungs-

programmen ein Fortschritt zweifellos darin, daß die Teilneh-

mer einen beruflichen Teilabschluß (Variante des Zeugnisses

für vorberufliche Ausbildung - CPVE) erreichen können, der in

das Gesamtsystem von nationalen beruflichen Qualifikationen

einbezogen ist.

Doch welchen tatsächlichen Charakter und welche Qualität hat

die propagierte berufliche Kompetenz? Analysen aus der Sicht

der Bildungsforscher haben tiefgreifende Probleme aufgedeckt. '

Der Widerspruch im Programm zwischen den zwei grundlegenden

Zielen - Eindämmung der Arbeitslosigkeit und Förderung der

wirtschaftlichen Leistungskraft - widerspiegelt sich auch in

dem inhaltlichen Konzept: Die Jugendlichen sollen Fähigkeiten

' Vgl. Fay, P.: Stalling between fools - contradictions in
the Y.T.S. - In: Journal of Further and Higher Education. -
London 12(1988)2. - S. 2k - 37
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erwerben, mit denen sie sich, auf unterschiedliche Situatio-

nen in einem extrem unsicheren Arbeitsmarkt einstellen kön-

nen.

Dieser Anpassungsfähigkeit soll eine spezifische Gruppierung

von beruflichen Ausbildungsbereichen dienen. Sie geht von so-

genannten Schlüsselfunktionen, die die betreffenden Berufe

gemeinsam haben, aus. Wie jedoch von Bildungsforschern kri-

tisch vermerkt wird, hat diese Abstraktion gemeinsamer Tätig-

keit smerkmale wenig oder nichts mit gemeinsamen Fähigkeiten

und entsprechenden Ausbildungslinien zu tun. Zum Beispiel sind

in der Gruppe "Transport und Verkehr
M Milchmann, Dumperfahrer

und Hilfskräfte bei Lenkung des Flugverkehrs unter- der Schlüs-

selfunktion "Fortbewegung von Gütern und Menschen" vereint.

Betont werden zwar allgemeine Fähigkeiten wie Arbeit im Team,

Problemlösung, selbständiges Lernen. Damit rückt das Konzept

in die Nähe von Forderungen der lebenslangen Bildung. Schwach

ausgeprägt bleibt aber das solide Fundament einer beruflichen

Ausbildung: Nur 20 ¥ochen innerhalb des zweijährigen Programms

sind dafür vorgesehen.

Auf folgende ideologische Aspekte sei noch verwiesen:

- Hervorgehoben wird der "Besitz" von Fähigkeiten (ownership

of skills) ~ als illusionäres Pendent zum privaten

Eigentum und als scheinbares Rüstzeug für den Arbeitskräfte-

markt anstelle einer anerkannten Qualifikation.

- Auch die "Übertragbarkeit" von Fähigkeiten (transferable

skills) von bekannten Arbeitssituationen auf unbekannte

spielt eine große Rolle, doch die Bildungsgrundlage hierfür

und der praktische Weg bleiben im Dunkeln.

Insgesamt zielt das Konzept der Kompetenz auf die individuel-

le Verantwortung der Jugendlichen für ihr eigenes Schicksal

in einem marktwirtschaftlichen Umfeld der sozialen Unsicher-

heit und des schonungslosen Konkurrenzgeistes.

Die grundsätzlichen Mängel dieses Programms werden von ver-

schiedenen Bildungsexperten und Gewerkschaftsvertretern ent-

schieden kritisiert. Es wird u. a. gefordert, daß die Qualität

und der Status eines wahren Ausbildungsprogramms nach dem BRD-

Modell erlangt werden müßten. '

Vgl. Febb, S.: Youth is for investment. - In: Education and
Training. - London 30(1988)5. - S. 18
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Berufsausbildung für Facharbeiterqualifikationeri

Die traditionelle Ausbildung für Facharbeiterqualifikationen,

die von dem City and Guilds of London Institute (C&G) zuer-

kannt -werden, erstreckt sich über eine Vielfalt von Tätigkeits-

bereichen in Industrie, Bauwesen, Druckereigewerbe, Gaststät-

tenwesen und Landwirtschaft und bietet Abschlüsse in etx̂ a 300

Fächern. Daneben gibt es Qualifikationen für Büro- und kauf-

männische Berufe, für die vor allem die Prüfungsausschüsse

der Royal Society of Arts und des London Charaber of Commerce

and Industry zuständig sind. '

Sämtliche dazugehörigen Kurse laufen an den öffentlichen Col-

leges im Bereich der Fortbildung (further education). Typisch

sind Teilzeitkurse für Beschäftigte mit Freistellung, speziell

für Lehrlinge. Die Mehrheit der Kurse verlangt keine Zulassungs-

qualifikation - sie ist für den traditionellen Schulabgänger

ohne Abschlußzeugnis angelegt. In bestimmten Ausbildungsrich-

tungen sind allerdings Sekundarschulabschlüsse (GCSß) in ge-

eigneten Fächern gefordert. Als günstigste Form wird eine zu-

sammenhängende Ausbildungszeit (block release) - das sind ma-

ximal zwölf Wochen oder drei mal vier Wochen pro Jahr - mit

anschließender Prüfung erachtet. Vollzeitkurse vermitteln ei-

ne gründlichere theoretische Ausbildung, aber weniger prakti-

sche Erfahrungen und bieten geringere Beschäftigungschancen.

Als typisches Beispiel sei die Lehrlingsausbildung in Maschi-

nenbau angeführt. Sie sieht drei bis vier Jahre praktische

Ausbildung in einem Betrieb oder staatlichen Trainingszentrum

vor und ist mit theoretischem Unterricht entweder an einem

Tag in der ¥oche oder für eine zusammenhängende Zeit des Jah-

res an einem College des Fortbildungsbereichs verbunden. Die

Ausbildung gliedert sich in drei aufeinanderfolgende Stufen

jeweils mit einem Abschlußzeugnis:

- ein Jahr Grundausbildung, zusammengesetzt aus allgemeiner

ingenieurtechnischer Bildung und ausgewählten Spezialberei-

chen der Maschinenbaukunde;

- zwei Jahre fortgesetzte Ausbildung, die minimale Kenntnisse

und Fähigkeiten für den Abschluß als Facharbeiter vermittelt;

Vgl. u. a. A TUC guide to national vocational qualifications/
TUC. - London o.J. (1987). -
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- weitere Ausbildung auf ausgewählten Gebieten mit dem Abschluß

als höherer Facharbeiter«

Die verschiedenen Abschlüsse, die in den Prüfungen von C&G

erlangt werden können, sind in die neue nationale Struktur

beruflicher Qualifikationen eingeordnet worden. Sie reichen

von Anlern- und Teilqualifikationen bis zu Meister- und höhe-

ren Leitungsqualifikationen.

Der Trend zu flexiblen Strukturen von Kursen und Teilabschlüs-

sen wird besonders auf dem Gebiet der Informationstechnik

sichtbar. Das 1986 geschaffene Programm C&G setzt sich aus

Modulen (Kurseinheiten) auf vier Stufen zusammen und umfaßt

folgende Sachgebiete: Computerprogrammierung und Software,

Elektronik und Hardware, Computeranwendung. Diese können nach

individuellem Tempo und Zeitplan in verschiedenen Kombinatio-

nen verfolgt werden. Darüber hinaus gibt es eine Palette von

Kursen und Abschlüssen für spezielle Bereiche der Informations-

technik auf allen Niveaustufen. Zur informationstechnischen

Ausbildung für Qualifikationen von C&G sowie anderen Berufs-

körperschaften werden außer den Colleges im Fortbildungsbe-

reich auch die über 160 Zentren der Informationstechnik mit

ca. 6000 Ausbildungsplätzen, die Anfang der 80©r Jahre mit fi-

nanzieller Unterstützung der Arbeitskräftekommission (MSC)

eingerichtet wurden, genutzt.

Fachausbildung für technische und wirtschaftliche Qualifika-

tionen

Für die Fachausbildung(ebenfalls an Colleges sowie an Poly-

technics im Fortbildungsbereich) sind seit Ende der 70-Q*"

Jahre national einheitliche Strukturen und Standards (unter

Verantwortung des Business Technician Education Council -

BTEC) durchgesetzt worden. Bestimmend ist ein Modularsystem,

das auf der Kombination von Teilabschlüssen (credits) beruht

und unterschiedliche Studienformen (Teilzeit- oder Vollzeit-

kurse) zuläßt.

Allgemein sind drei Ebenen von Abschlüssen konzipiert. Aller-

dings ist die unterste, die keinerlei formale Zugangsbedin-

gungen (Schulzeugnisse oder ähnliches) stellt, nur in der ge-

schäftlichen Ausbildung enthalten, während sie in technischen

Fachrichtungen den Angeboten von C&G überlassen bleibt. Die
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Kurse für Abschlüsse der mittleren und höheren Ebene, die Se-
kundarsehulabsohlüsse in geeigneten Fächern voraussetzen,

sind wie folgt charakterisiert:

- Das Zertifikat wird vorwiegend in Verbindung mit einer be-

ruflichen Tätigkeit, über Teilzeitkurse von jeweils zwei

bis drei Jahren, erworben. Für die Normalstufe (National

Certificate) sind 900 Ausbildungsstunden (15 Einheiten zu

60 Stunden), für die höhere Stufe (Higher National Certifi-

cate) 600 Stunden angesetzt.

- Das Diplom erfordert eine umfangreichere theoretische Aus-

bildung. Sie wird in jeweils zwei Jahren Vollzeitstudium

oder drei Jahren Teilzeit- beziehungsweise "Sandwich"Studium

(Kombination von theoretischen und praktischen Ausbildungs-

phasen) vermittelt. Der Stundenumfang beträgt 1800 - 2200

(25 Einheiten zu 60 Stunden) für die Normalstufe (National

Diploma) und 1200 - 1500 für die höhere Stufe (Higher Natio-

nal Diploma),

Die hauptsächlichen Disziplinen im technischen Ausbildungsbe-

reich sind Maschinenbau, Bauwesen und Naturwissenschaften. Die

geschäftliche Fachausbildung gliedert sich in vier Diszipli-

nen: Geschäftswesen (Handel, verarbeitende Industrie, Dienst-

leistungen), Finanzwesen (Buchhaltung, Banken und Versiche-

rung), Verteilung (Groß- und Einzelhandel, Kundendienst der

Industrie) und Verivaltung (nichtindustrieller öffentlicher

Sektor),

Die Kurse auf allen Ebenen knüpfen an Traditionen praxisver-

bundener Fachausbildung an. In Vollzeitprogrammen sind Prak-

tika beziehungsweise auf höherer Stufe Projekte enthalten.

Nach den neuesten Richtlinien sollen durch integrierte prak-

tische Ausbildungsabschnitte noch stärker übergreifende be-

ziehungsweise Kernfähigkeiten ausgeprägt werden:

Selbstentwicklung, Lernen und Studieren, selbständige Leitung

und Organisation, Arbeiten mit anderen, Kommunikation, Infor-

mationssuche und -analyse, Umgang mit Zahlen, praktische Fä-

higkeiten, Fähigkeiten in Gestaltung und Technologie. '

Die Ausarbeitung entsprechender Programme steht noch bevor.

•t

' Vgl. Warren, P.: Profiling common skills for BTEC Natio-
nal. - In: Journal of Further and Higher Education. - Lon-
don 13(1989)1. - s. 71 - 75
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Es ist aber anzunehmen, daß sich die Entwicklung dieser all-

gemeinen Fähigkeiten in der Fachausbildung qualitativ von dem

ähnlich lautenden Konzept der Zweijahreskurse arbeitsloser

Jugendlicher darin unterscheidet, daß sie in eine solide be-

rufliche Ausbildung eingebettet ist.

Das eigentliche Problem der Neugestaltung der Fachkurse liegt

im Verhältnis zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung und

damit in der Interessenauseinandersetzung zwischen den Bil-

dungsstätten und der Industrie.

Während der Tory-Regierung mehr auf arbeitsbezogene Fähigkei-

ten (work-based skills testing) wert legt, setzt z. B. das

Zentrum für Fortbildung an den Colleges ein breiteres Konzept

dagegen;

Kompetenz sollte sich auf die Aneignung und Entwicklung von

Fähigkeiten, Wissen, Haltungen und praktischen Erfahrungen be-

ziehen, die für erfolgreiche Leistungen im Leben - nicht nur

in einer beruflichen Tätigkeit - geeignet sind. Jegliche rein

fertigkeitsbezogene Definition von Kompetenz versage auf ge-

nau jenen Gebieten wie Anpassungsfähigkeit, Disponibilität

und kritisches Denken, die bekanntlich für die Arbeit von mor-

gen und auch für den gesellschaftlich aktiven Bürger verlangt

werden. Besonders für den Bereich der Informationstechnik müs-

se ein Verständnis des gesamten Systems und nicht nur seiner

Komponenten gefördert werden. '

2.^.3. Etappen der Berufsbildungspolitxk

Die Berufsbildungspolitik Großbritanniens durchlief - wie die

anderer vergleichbarer Staaten - verschiedene Etappen, deren

Zäsuren weniger von .Regierungswechseln als vielmehr durch

wissenschaftlich-technische und soziale Erfordernisse bedingt

waren.

1. Etappe: Anfang der 60er bis Mitte der 70®*" Jahre

Mit Einsetzen der wissenschaftlich-technischen Revolution -

signalisiert durch den sogenannten "Sputnikschock" - wurde die

4

' Vgl. General education content of vocational courses. - In:
NATFELE Journal. - London 13(1988)4. - S. 31
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Bildung in allen Industrieländern als wichtiger Wachstumsfak-
tor der Wirtschaft erkannt» Die programmatische Vorbereitung

und die einleitenden Schritte der konservativen Regierung für

eine Bildungsförderung fanden ihre unmittelbare Fortsetzung

mit der Amtsübernahme der Labourpartei 196^.

Die konservative Regierung gab 1962 ein Weißbuch über beruf-

liche Ausbildung für die Industrie heraus, und 1964 wurde ein

entsprechendes Gesetz (industrial Training Act) verabschiedet.

Die Ausbildung war damit nicht mehr nur den freiwilligen Re-

gelungen, der Unternehmer überlassen, sondern der Staat über-

nahm eine größere Verantwortung. Zwei Maßnahmen standen im

Vordergrund:

- Die bereits seit Ende des 2. Weltkrieges bestehenden staat-

lichen AusbildungsZentren (Governmental Training Centres),

die nur noch eine schwache, vornehmlich soziale Rolle aus-

übten, wurden aufgewertet. Sie erhielten die Möglichkeit,

wieder eine größere Zahl von Lehrlingen aufzunehmen (13 000

für 1968 gegenüber 3000 im Jahre i960) und vor allem für

anerkannte berufliche Qualifikationen auszubilden.

- Neu geschaffen wurden 2k Ausschüsse für Berufsausbildung in

der Industrie (industrial Training Boards), die die Verant-

wortung für die Ausbildung von Beschäftigten in allen Indu-

striezweigen übernahmen. Sie wurden durch eine gesetzliche

Abgabe der Unternehmer finanziert, welche Verxiraltungskosten

sowie Beihilfen für diejenigen Unternehmen deckte, die über-

wachte Ausbildungsmaßnahmen durchführten. Dieses Fondssys-

tem (levy-grant-system) wurde zum Vorbild für entsprechende

Überlegungen in anderen westeuropäischen Ländern mit betrieb-

lich organisierter Berufsausbildung (BRD, Österreich).

Die Ausschüsse konzentrierten sich allerdings darauf, das

Itfiveau in traditionellen Ausbildungsrichtungen zu ex-höhen,

und trugen wenig zum Hauptziel des Gesetzes bei, den Mangel

an qualifizierten Arbeitskräften zu beheben. Es gab nur we-

nig Zuwachs in der Anzahl von Lehrlingen, und für junge Ar-

beitskräfte in an- und ungelernten Tätigkeiten wurde beson-

ders wenig getan.

Insgesamt blieb eine tiefgreifende Förderung der Berufsbil-

dung aus. Die Belange der Berufsbildung mußten in jener Auf-

schwungphase vor dem zentralen Vorhaben - der Expansion des



109

Hochschulwesens - zurückstehen. '

Anfang der 70er Jahre leitete die konservative Regierung un-

ter maßgeblichem Druck von Klein- und Mittelbetrieben eine

weitere Reform der Berufsbildung ein. Von Industrievertre-

tern gab es zunehmende Kritik an dem Fondssystem und an der

angeblich kostspieligen Bürokratie der Ausbildungsausschüsse.

Die Unternehmer forderten mehr Freiheit in der Gestaltung der

Berufsbildung nach ihren Bedürfnissen.

Unter dem 1973 verabschiedeten Gesetz über Beschäftigung und

Ausbildung (Eaployment and Training Act) wurde das Abgaben-

system für die Betriebe vereinfacht^ zugleich wurden Anzahl

und Befugnisse der Ausbildungsausschüsse eingeschränkt. Ih-

nen blieb vorrangig eine beratende Funktion.

Zentrale Bedeutung erhielt eine neue Kommission für Arbeits-

kräfte, die Manpower Services Commission (MSC), die dem Ar-

beit sministerium unterstellt wurde. Sie übernahm eine weit-

reichende Verantwortung für die Planung, Entwicklung und

Durchführung von Maßnahmen zur beruflichen Bildung sowie für

die Berufsberatung und die Arbeitsplatzvermittlung. Dazu er-

hielt sie zwei gesonderte Organe für Beschäftigungs- und Aus-

bildungsangelegenheiten.

In jener Zeit wurde diese Kommission allgemein, auch von den

Gewerkschaften, begrüßt. Sie kam objektiv dringenden Erfor-

dernissen der Förderung und Koordinierung der beruflichen Aus-

und Weiterbildung nach.

Fortschritte gab es auch im Bereich der Fachausbildung für

Technik, Geschäft und Verwaltung. Auf Empfehlung des HASLE-

GRAVE-Berichtes (1979) wurde eine einheitliche Struktur von

Kursen für fachliche Qualifikationen unterhalb des akademi-

schen Grades geschaffen, die im wesentlichen noch heute gül-

tig ist. Verantwortung für die Festlegung von Standards, Be-

stätigung der Kurse und Verleihung der Qualifikationen er-

hielten ab 1973 beziehungsweise 197^ zwei neue Räte, die 1983

zu einem Rat für Geschäfts- und Technikerbildung (Business

Technician Education Council - BTEC) vereint wurden.

' Vgl. Farley, M.: Trends and structural changes in English
vocational educaticm, - in; Bdueation, training and employ-
ment/R. Dale (Hrsg.), The Open University. - Oxford tec.:
Pergamon Press,1985,- S. 73
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Unter dem Eindruck der tiefgreifenden zyklischen Wirtschafts-

krise und der hohen Arbeitslosigkeit Mitte der 70er Jahre

wurden Ausbildung und Beschäftigung der Jugendlichen in al-

len kapitalistischen Ländern zu einem zentralen Problemfeld

der Bildungspolitik, '

Für die Erschließung neuer Triebkräfte des Wirtschaftswachs-

tums, insbesondere mit der Intensivierung des Arbeitsprozes-

ses, zeichneten sich neue Anforderungen an die Qualifikation

großer Teile des Arbeitsvermögens ab. Zugleich verlangte die

Freisetzung von Arbeitskräften im radikalen Prozeß kapitali-

stischer Rationalisierung nach sozialen Lösungen.

In Großbritannien t̂ urde 1976/77 unter der damaligen Labour-

regierung eine groß angelegte Debatte darüber geführt, wie

das Bildungswesen ein besseres Verständnis gegenüber der "Feit
2)der Arbeit" unter der Jugend befördern könnte. Hier wurden

Weichen für eine spätere gezielte Ausrichtung der Bildung vor

allem im schulischen Bereich auf die Belange der Industrie

gestellt.

Im Mittelpunkt praktischer Regierungspolitik standen jedoch

die brennenden Probleme der Jugendarbeitslosigkeit, Die am-

tierende Labourregierung führte im Herbst 1975 die ersten

Arbeitsbeschaffungsprogramme (Job Greation Projects) ein.

Sie finanzierte Beihilfen für Unternehmen oder öffentliche

Dienstleistungsbetriebe, die arbeitslose Jugendliche einstell-

ten. Diese Projekte erwiesen sich jedoch angesichts der zu-

nehmenden Jugendarbeitslosigkeit als unzureichend, '

Es folgte ab 1979 das Programm zur Verbesserung der Chancen

Jugendlicher (Youth Opportunities Programme - YOP) unter Ver-

' Vgl. Education and training after basic schooling/OSCD. -
Paris, 1985. -

' Vgl. Education and training for the 16 to 19s/NATFHE. -
London, 1979. - S, 1

3)
Vgl. Roberts, K.: School leavers and their prospects -
Youth and the labour market in the 1980s. - Milton Key-
nes: Open University Press, 1984, - S. 80
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antwortung der Arbeitskräftekommission (MSC), ES bot in viel-

fältigen Kursen von durchschnittlich sechs Monaten entweder

Arbeitserfahrung im Betrieb, Ausbildung in Lehrwerkstätten

oder Aktivitäten im Territorium. Die einzelnen Projekte wa-

ren in den Arbeitsstätten angesiedelt, umfaßten aber in vie-

len Fällen auch den Besuch von Colleges des öffentlichen Be-

reichs der Fortbildung (further education). Für die Finanzie-

rung, einschließlich Lehrlingsgeldern, kamen staatliche In-

stanzen, also nicht die Unternehmer, auf.

Das gesamte Programm wurde schnell und effektiv durchgesetzt.

Im ersten Jahr schienen Plätze für fast alle arbeitslosen

Schulabgänger vorhanden zu sein. Es wurde als allgemeine Vor-

stufe für einen angestrebten Arbeitsplatz deklariert, die der

Überbrückung der gewachsenen Kluft zwischen Bildung und Ar-

beit dienen könne. Am Anfang erhielten auch über 80 Prozent

der teilnehmenden Jugendlichen binnen acht Monaten einen Ar-

beitsplatz»

Das Programm war allerdings niemals für die Vermit±lung einer

systematischen beruflichen Ausbildung gedacht. Es wurde im

Gegenteil häufig von Unternehmern mißbraucht, indem sie nach-,

einander jeweils für sechs Monate staatlich finanzierte "Yop-

pies" statt erwachsener Arbeitskräfte für un- beziehungsweise

angelernte Arbeiten einsetzten« Wie sein Vorgänger wurde auch

dieses Programm von der unvorhergesehen anwachsenden Arbeits-

losigkeit überwältigt. Ursprünglich war es konzipiert für ma-

ximal 2^3 000 Jugendliche pro Jahr, also das "untere" Drittel

der Schulabgänger, bis Anfang der 80er Jahre. 1982 umfaßte

es bereits 550 000 Teilnehmer (einschließlich der Mehrheit

der 16jährigen Schulabgänger), doch am Ende blieben die mei-

sten von ihnen ohne Chance auf einen Arbeitsplatz, '

3. Etappe; Anfang der 80er Jahre bis zur Gegenwart

Mit Amtsantritt der Konservativen im Jahre 1979 erstarkte

die marktorientierte Wirtschaftspolitik, Die Regierung THATCHER

setzte alles daran, "die Last der Finanzierung des öffentli-

chen Sektors (sprich: Sozialbereich) zu reduzieren, um Spiel-

Vgl. Roberts, K.: School leavers and their prospects... a.a.0,
- S. Ö2 - 85 und S. 88
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räum für die Entfaltung von Industrie und Handel zu scnaffen" •

so formuliert vom Schatzkanzler in seiner ersten Budgetrede»

Der verstärkte Druck auf die Einschränkung der öffentlichen

Bildungsausgaben war jedoch keinesfalls so zu deuten, daß die

Konservativen die Rolle der Bildung geringschätzten. Im Ge-

genteil: Angesichts der zunehmenden Härte des Konkurrenzkamp-

fes international und speziell in der EG betonten sie, daß

"die Menschen - mit ihren Kenntnissen, Fähigkeiten, ihrem

Schöpfertum und ihrer Kompetenz - die wichtigste ... Ressour-
2)ce" sind. ' Die Entfaltung der Bildungsangebote strebten sie

aber vorrangig über die Mobilisierung der Marktkräfte an, das

heißt Finanzierung von mehr Leistungen durch die private In-

dustrie und einzelne Bildungsteilnehmer und verstärkte Kon-

kurrenz zwischen den Bildungseinrichtungen um Hessourcen und

"Kunden".

In der inhaltlichen Konzipierung der Bildung knüpften sie zum

Teil an die "große Debatte" Mitte der 70er Jahre - Überwin-

dung der Kluft zur Welt der Arbeit - an und verfolgten das

Ziel, die Bildung durchgreifend auf die Interessen der Wirt-

schaft auszurichten. Zur Umgestaltung der beruflichen Bildung

erfolgte in den 80er Jahren eine Flut von Konzeptionen, Re-

formen und Programmen, von denen die wichtigsten hier zusam-

mengestellt sind:

(a)

Die gezielte Ausrichtung der Schulbildung auf das Konzept

der "Beruflichkeit" (vocationalism) führte zu folgenden Neue-

rungen :

- Für die 16jährigen Schulabgänger wurde 1986 ein neues Zeug-

Zitat nach: Thompson, G.: Rolling back the state? - Econo-
mic Intervention 1975 - 82. - In: State and society in mo-
dern Britain. - A critical introduction/McLennan, G.; Held,
D.; Hall, S. (Hrsg.). - Cambridge: Polity Press, 1984. -
S. 275

2)' Vgl. ¥orking togetlaer and training/Secretary of State for
Employment, Secretary of State for Education- and Science» -
London: HMSO, 1986. - S. 1
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nis (General Certifioate of Secondary Education) eingeführt.

Es löste das traditionelle akademisch orientierte Schulzeug-

nis (General Certificate of Education - GCE 'O'level) und

das seit den 60er Jahren existierende alternative, aber we-

niger angesehene Schulzeugnis (Gertificate of Secondary

Education) ab. Mit ihm sollte der Nachweis über die prakti-

sche Anwendung von Wissen und Fähigkeiten betont werden.

Auch das neue Angebot erreichte allerdings nicht jene unte-

re Gruppe der 16jährigen, die die Schule ohne jeglichen Ab-

schluß verlassen.

Ausgehend von einem Pilotprojekt "Initiative für technische

und berufliche Bildung" (Technical and Vocational Education

Initiative), das die Arbeitskräftekoramission (MSC) 1983 ge-

startet hatte, wurde 1987 mit der landesweiten Einführung

eines erweiterten Lehrprogramms begonnen. Es soll Jugendli-

che zwischen 14 und 18 Jahren, die in öffentlichen Schulen

und Colleges lernen, auf das Arbeitsleben vorbereiten. Dazu

ist eine enge Zusammenarbeit mit der Industrie vorgesehen.

Kernstück dieser Initiative sind ein vorberuflicher Unter-

richt für 14- bis 16jährige Schüler (Foundation Programme),

der zukünftig die Hälfte dieser Altersgruppe erfassen soll,

und ein wahlweiser einjähriger Kurs nach der Priichtschul-

zeit, der mit dem neuen Zeugnis für vorberufliche Bildung

(Certificate of Pre-Vocational Education - CPVE) abschließt, '

Als ausgewählte Sekundärschulen mit technischer Ausrichtung

sollen in den großen Städten sogenannte City Technology Col-

leges entstehen. Von Regierung und Industrie finanziert,

werden sie zwar nicht auf Schulgeld angewiesen sein, aber

sie stehen außerhalb der Kontrolle der öffentlichen Bildungs-

behörden. Ihr Auslesecharakter ist dazu angetan, daß sie mit

den Gesamtschulen konkurrieren und die Hierarchie auch in-

nerhalb der beruflich-technischen Bildung fördern. Erhebli-

che Widerstände in Bildungskreisen lassen das Projekt nur

sehr langsam vorankommen: die vorgesehene Anzahl von 20 Pi-

loteini"ichtungen bis Ende der 80er Jahre wird für wenig

' Vgl, Working together - education and training... a.a.O., -

S. 2 - 9
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wahrscheinlich gehalten, (Das erste College öffnete im Sep-
tember 1988.)

(b)

Zu den ersten Maßnahmen in der Berufsbildung gehörte die Be-

seitigung von 16 der 23 Ausbildungsausschüsse (ITB) im Jahre

1981» Damit verringerte sich die staatliche Verantwortung für

die ohnehin schwach entwickelte Lehrlingsausbildung» Nach An-

sicht der Regierung sollte die berufliche Aus- und Weiterbil-

dung vorrangig Angelegenheit der Unternehmer sein. Die Arbeits-

kraft ekomtnission (MSC) unterstützte nur noch Ausbildung auf
2)sehr begrenzten Gebieten. '

Jedoch funktionierte dieses Prinzip freiwilliger Unternehmer-

initiative schlecht. Bereits im Laufe der 70er Jahre waren die

bezahlten Freistellungen für Berufsbildung an den öffentlichen

Colleges zurückgegangen. Wie der Vorsitzende der Arbeitskräf-

tekommission Anfang der 80er Jahre selbst bestätigte, seien

nur wenige Unternehmer bereit, in die Ausbildung zu investie-
3)ren. Progressive Kräfte haben diese Maßnahme scharf kritisiert. '

(c)

Im Gefolge der erneuten zyklischen Wirtschaftskrise Anfang

der 80er Jahre sah sich die konservative Regierung gezwungen,

auch durch Jugendunruhen in den Großstädten veranlaßt, effek-

tivere Lösungen zur Eindämmung der ausufernden Jugendarbeits-

losigkeit anzubieten. Sie führte 1983 ein einjähriges Jugend-

ausbildungsprograram (Youth Training Scheine - YTS) ein.

Im Mittelpunkt stand auch hier die Möglichkeit einer zeitwei-

sen Beschäftigung für arbeitslose Schulabgänger, doch mehr als

in den vorangegangenen Programmen sollte zugleich berufliche

Ausbildung vermittelt werden. Die gebotene Garantie, daß die

' Vgl, Manning, J.: Education and training in Britain, - In:
Britain in focus (Autorenkollektiv) - Lehrmaterial zur Aus-
bildung von Diplomlehrern Englisch. - Berlin, 1988, - S. 198

2)
A state of collapse - the UK economy under the Tories/Labour

Research Department. - London, 1987. - S. k3

3> Vgl. ebenda.
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16jährigen unter ihnen bis spätestens Weihnachten des betref-

fenden Jahres einen Platz erhalten sollten, wurde in den er-

sten drei Jahren - nach regierungsoffizieller Bilanz - im -we-

sentlichen erfüllt. '

Ab 1986 wurde das YTS zu einem zweijährigen Programm ausge-

baut - mit entsprechender Weiterführung der Garantie. Erklär-

tes Ziel war es, eine Grundlage für berufliche Ausbildung so-

wie Arbeitserfahrung zu bieten, die jedem Teilnehmer die Mög-

lichkeit gibt, einen vorberuflichen Abschluß oder Teilabschluß

(credit) für eine Qualifikation zu erlangen» Speziell sollte

eine arbeitsbezogene Variante des neuen vorberuflichen Zeug-

nisses in Sekundärschulen (CPVE) geschaffen werden«

Dieses neue Programm deklarierte die Regierung in propagan-

distischer Absicht als Äquivalent zur Berufsausbildung in den

Konkurrenzländern. ' Realistische Analysen haben jedoch er-

bracht, daß die Qualität der vermittelten Ausbildung unzurei-

chend ist und die teilnehmenden Jugendlichen eher als Quelle
3)billiger, oft monotoner Arbeit ausgenutzt ii?erden. ' Ein großer

Teil der Ausbildung erfolgt auf niedriger Qualifikationsstufe,

für die an sich kein Arbeitskräftemangel besteht. Die staat-

liche Finanzierung ist nicht hoch genug, um Ausbildungsplätze

auf anspruchsvolleren Gebieten zu sichern, und meistens kön-

nen in privaten Unternehmen nur solche Plätze gefunden werden,

deren Ausbildungskosten von der Arbeit der Auszubildenden ge-

deckt werden. Das heißt, das Programm wird von kurzfristigen

Beschäftigungsinteressen beschränkt, und der langfristige Ef-

fekt sowohl für die Teilnehmer als auch für die Wirtschaft ist
k)zweifelhaft. '

Für einen zunehmenden Teil der Jugendlichen bleibt jedoch kei-

ne andere Wahl: Seit September 1988 ist die Sozialhilfe für

arbeitslose 16- bis 17jährige gestrichen worden, andererseits

Vgl. Working together - education and training... a.a.O.,
S. 14
Vgl, ebenda, S. 13 f.

Vgl. A state of collapse..», a.a.O., S, hZ f.; Manning, J.:
Education and training in Britain..., a.a.O., S, 199 f*

Vgl, Lee, D.; Marsden, D.; Rickman, P.; Duncombe, D.: Youth
Programme fails to bridge skills shortage. - In: The Guardi-
an. - London (1988-12-02), -
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bestehen keine Aussichten auf Stipendien für den Besuch von
schulischer oder beruflicher Vollzeitbildung. ¥er also weder

eine Beschäftigung noch eine finanzielle Unterstützung durch

die Eltern erhält, muß irgendeinen YTS-Platz annehmen, um zu-

mindest in den ersten zwei Jahren nach der Pflichtschulzeit
1)eine Existenzgrundlage zu haben. ' Damit verknüpft sich die

sozialpolitische Zielstellung der Konservativen, die jungen

Arbeitskräfte auf KTiedriglohnarbeiten mit begrenzten Entfal-

tungsmöglichkeiten zu orientieren.

(d)

Zur Förderung der Aus- und Weiterbildung Berufstätiger ent-

stand 1982 unter Leitung der Arbeitskräftekommission (MSC)

ein "Äuffrischungsprograinm für Berufe, Industrie und Handel"

(Professional, Industrial and Commercial Updating - PICKDP).

Es stimuliert die Angebote der öffentlichen Bildungseinrich-

tungen (Universitäten, Polytechnics und Colleges) zur Aktua-

lisierung und Erweiterung von Fähigkeiten und Kenntnissen auf

einer Vielzahl von Fachgebieten, auf unterschiedlichen Niveau-

stufen und für beliebige berufliche Tätigkeiten. Auftraggeber

sind zumeist die Unternehmer, auf deren Bedürfnisse die Kur-

se (durchschnittliche Dauer 25 Stunden) weitgehend zugeschnit-

ten werden. Typisch sind komplexe Vereinbarungen zwischen Bil-

dungseinrichtungen und Firmen in einem Territorium (198^- lie-

fen bereits 500 solcher Programme). Die jährliche Teilnehmer-

zahl erreichte 1986/87 eine drei Viertel Million (etwa einer
2 ̂

von 30 Beschäftigten) und soll weiter gesteigert werden. '

(e)

Ebenfalls zur Erweiterung von Qualifizierungsmöglichkeiten

startete die Arbeitskräftekommission (MSC) 1982 eine Fernlehr-

einrichtung für berufliche Bildung - das "Open Tech". Im Un-

terschied zu der bereits existierenden "Open University", die

als große Institution für landesweite Hochschulfernstudien

1' Vgl. Macdonald, V.: Hoiaeless surge feared. - In: The Guardi-
an. - London (1988-09-88). -

' Vgl, Hooper, Lady: Encouraging educational enterprise. - In:
Education and Training. - London 30 (1988)3. - S. 18 - 21
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ausgestattet ist, sollte das "Open Tech" die Rolle eines Ka-

talysators wahrnehmen: Es bietet eine gezielte Finanzierung

für Organisationen, die Fernlehrmaterial entwickeln, und för-

dert Fernlehrprojekte in vielfältigen Fächern, Industriezwei-

gen und Ausbildungsstufen. Die Teilnehmerzahl erhöhte sich

bis 1987 um 50 000 und bestätigte den großen Bedarf an beruf-

licher Erwachsenenbildung.

1987 folgte die Einrichtung des "Open College", das beruflich

orientierte Bildung über Fernsehen, Rundfunk, Lehrbücher und

Kassetten für eine breite Schicht von Interessenten bieten

soll. Die Kurse reichen von der Vermittlung grundlegender Fä-

higkeiten in Muttersprache, Mathematik und Computertechnik

sowie in Handwerk, Produktion und Gewerbe bis hin zur Fort-

bildung für Leitungskräfte. Sie sollen nach Möglichkeit über

Teilabschlüsse (credits) auf national anerkannte berufliche

Qualifikationen ausgerichtet werden* In die Kursgestaltung ein-

bezogen ist eine Vielzahl von öffentlichen und betrieblichen

Bildungszentren - das Schwergewicht liegt jedoch auf Selbst-

studium. Das "Open College" soll viele Unternehmer beim Ange-

bot von kosteneffektiver Aus- und Weiterbildung für ihre Be-

schäftigten unterstützen. Mit gemeinsamen Fonds von Regierung

und Industrie gestartet, soll es in fünf Jahren selbstfinan-
1 )zierend sexn.

Im Urteil von Regierungsvertretern habe Großbritannien in der

Ausbildung mittels moderner Medien und Computer eine führende
2)

Position in der ¥elt erlangt. ' Gerade aus dem chronischen

Mangel an Bildungsmöglichkeiten heraus sind zweifellos Vor-

stöße gelungen. Die Vorstellung allerdings, daß daraus eine

Alternative zu den fest etablierten beruflichen Bildungssy-

stemen der ausländischen Konkurrenz erwachse, erscheint jedoch

illusionär.

co
Ab Mitte der 80er Jahre traten die Bildungs- und Beschäfti-

Vgl. Open College - are the jubilant predictions justified?
In: NATFHE Journal. - London 13(1988)5. - S. 5

2)
' Vgl. Nunn, B.: Brighter future for training, - In: Educa-
tion and Training. - London 30(1988)4. - S. 5 f.
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gungschancen für arbeitslose Erwachsene stärker ins Blickfeld.

Dazu trugen nicht nur eine konjunkturell bedingte steigende

Arbeitskräftenachfrage in Teilen der Wirtschaft, sondern vor

allem die Zunahme langfristiger Arbeitslosigkeit unter Erwach-

senen und der sich abzeichnende demographischo Rückgang der

Zahl Jugendlicher bei. Die ArbeitskrafteKommission (MSC) er-

hielt 1987 von der Regierung den Auftrag, die Vielfalt exi-

stierender Programme für arbeitslose Erwachsene (ca. 37) zu

vereinen. Ein Jahr später entstand das Programm "Ausbildung

für Beschäftigung" (Employment Training). Es zielt auf jene,

die seit mehr als sechs Monaten arbeitslos sind, wobei der

Vorrang den 18- bis 25 jährigen und den über zwei Jahren Ar-

beitslosen gehört. Es soll auch die Bedürfnisse von besonde-

ren sozialen Gruppen (Behinderte, ethnische Minderheiten,

Frauen) berücksichtigen. Nach vollem Ausbau soll das Programm

bei durchschnittlich sechsmonatigen Kursen jährlich 310 000

Plätze für 620 000 Personen bieten. Das Programm wird auf die

lokalen Bedingungen des Arbeitskräftemarktes, mit Ausbildungs-

plätzen in einer breiten Palette von Unternehmen, zugeschnit-

ten. Die staatlichen Ausgaben von 1,4 Md. Pfund entsprechen

1 )denen für die Gesamtheit der ersetzten Programme, '

(s)
¥ie .eine von der Regierung beauftragte Arbeitsgruppe 1985 fest-

stellte, wurde es dringend erforderlich, das Chaos von exi-

stierenden Qualifikationen unter annähernd 300 Körperschaften

zu überwinden und anerkannte nationale Standards für berufli-

che Kompetenz zu schaffen. Ein 1986 gebildeter Nationaler Rat

(National Council) erhielt den Auftrag, bis 1991 eine übergrei-

fende "nationale berufliche Qualifikation" (National Vocational

Qualification) zu schaffen, deren definierte Niveaustufen eine

Zuordnung aller vorhandenen ca. 6000 beruflichen Abschlüsse ge-

statten. Der Rat ist für die Einstufung und Bestätigung dieser

Qualifikationen, die weiterhin von den verschiedenen Körper-

schaften verliehen werden, verantwortlich« Vorgesehen ist auch

Vgl. Editorial - new provision for adult training. - In: ßdu-
cation and Training, - London 30(1988)3. • S, 3 f.
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der Aufbau einer nationalen Datenbank für berufliche Kurse

und Qualifikationen* '

Dieses groß angelegte Unternehmen einer schon lange fehlen-

den Standardisierung beruflicher Abschlüsse wird zweifellos

zur Förderung der Aus- und Weiterbildung dienen. Doch es kann,

wie kritische Stimmen hervorheben, wenig zur Lösung des Grund-

problems - der geringen Investition in die berufliche Bildung -

beitragen.

(h)

Mit dem neuen Bildungsgesetz (iMucation Act) von 1987 und dem

Weißbuch über Beschäftigung (Employment for the 1990s) von

1988 sind wesentliche Veränderungen in Organisation und Lei-

tung der beruflichen Bildung eingetreten. Die ehemalige Ar-

beit skräftekotnmission (MSC), die bereits vorübergehend in ei-

ne veränderte Kommission (Training Commission) umgewandelt

wurde, soll durch eine völlig neue Ausbildungsbehörde (Trai-

ning Agency) abgelöst werden. Bis zur Klärung des Status und

der Unterstellung (zunächst im Verantwortungsbereich des Ar-

beitsministeriums, später eventuell unabhängig) ist ein zeit-

weises Aktionsorgan (National Training Task Force) auf etwa

vier Jahre gebildet worde. Dieses soll vor allem für die ra-

sche Einrichtung von ca. 100 neuen örtlichen Ausbildungs- und

Unternehmerräten (Training and Enterprise Councils - TECs)

sorgen. Die noch verbliebenen sieben industriellen Ausbildungs-

ausschüsse (industrial Training Boards) werden alle Weisungs-

befugnisse für Unternehmer verlieren.

In dieser1 unübersichtlich anmutenden Neustrukturierung sind

die beharrlichen Bestrebungen der konservativen Regierung un-

verkennbar, den Unternehmerinteressen in der beruflichen Aus-

und Weiterbildung einseitig Tor und Tür zu öffnen und-den Ein-

fluß von Gewerkschaften und gewählten örtlichen Organen zurück-

zudrängen. Während die frühere Arbeitskräftekommission (MSC)

nach dem Prinzip der Dreiervertretung aus Wirtschaft, Staat

und Gewerkschaftsverband arbeitete, besteht das neue Aktions-

1 Vgl. The National Council for Vocational Qualifications -
its purposes and aims/The National Council for Vocational
Qualifioations. - London: HMSO. - o.J»
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organ überwiegend aus Uhternehmervertretern (ca. acht von

zwölf Mitgliedern) und nur einem Gewerkschafter, der aber

nicht als Vertreter des Dachverbandes TUC fungiert. Eine ähn-

liche Zusammensetzung ist für die neuen örtlichen Räte zu er-

warten, die gegenüber der nationalen Ausbildungsbehörde für

die örtliche Planung und Leitung der beruflichen Ausbildung

verantwortlich sind und Gelder für die verschiedenen öffent-

lichen Beschäftigungs- und Ausbildungsprogramme Jugendlicher

und Erwachsener verwalten.

Zugleich soll die Vertretung von Unternehmern in den Leitungs-

organen der Colleges des Fortbildungsbereiches (further edu-

cation), in denen die berufliche Bildung größtenteils vermit-

telt wird, verstärkt werden» Hingegen werden die Befugnisse

und finanziellen Mittel der gewählten örtlichen Verwaltungs-

organe, die traditionell für die Bildungseinrichtungen ihres

Territoriums zuständig sind (local education authorities),

beschnitten.

Die Lehrergewerkschaft des Fortbildungsbereiches (National

Association of Further and Higher Education - NATFHE) hat in

ihrer prinzipiellen Kritik hervorgehoben, daß die berufliche

Ausbildung - ohne jeglichen Bezug zu einer erforderlichen um-

fassenden Bildungspolitik - den kurzfristigen Beschäftigungs-

interessen untergeordnet wird. Als Alternative müsse für eine

demokratische Zusammenarbeit und Planung auf örtlicher Ebener

die auf starken gewählten Verwaltungsorganen (local education

authorities - LEAs) und Vertretung der Gewerkschaftsorganisa-

tion auf allen Ebenen beruht, gekämpft werden.
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